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Siidafrika: Evolution, Revolution, Rassenkrieg

Drei Perspektiven einer unhaltbaren Situation

Die Republik Siidafrika ist mit 1221037 gkm Fliche etwa fiinfmal so groff wie die Bundesrepublik Deutschland. Jedoch sind
zwei Drittel des Landes Gebirge oder Halbwiiste und unbewohnbar. Nach dem letzten vorliegenden Demographischen Jahr-
buch der Vereinten Nationen (1973) hat das Land 23 724 000 Einwohner. Es rangiert damit an 27. Stelle in der Weltbevdlke-
rungsskala. Hiervon, und damit beginnen die Probleme, sind weniger als ein Viertel Weifle, die aber alle politische Macht
in Hinden haben. Die allein von ihnen gewdhlte Regierung vertritt die Politik der Rassentrennung, die sogenannte Politik
der Apartheid, die man glattweg als die Politik der Rassendiskriminierung nennen kann: Getrennte Siedlungen, getrennte
Schulen, getrennte Beziehungen, getrennte Abteile, getrennte Strdnde, Binke mit Aufschriften »Nur fiir Weifie«. Dazu un-
gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit und gleiche Leistung. »Ungleich und getrennt< sind in Siidafrika gleichbedeutend mit einer
unserem modernen Verstindnis von der Wiirde des Menschen nicht mehr eingingigen Benachteiligung Nichtweifier. Das
ganze Leben ist von dieser Apartheid durchdrungen. Opposition gegen Apartheid bedeutet keineswegs Propaganda fiir eine
unterschiedslose Gleichmacherei. Auf keinen Fall ist es aber zum Beispiel ertrdglich, einem mnachweislich hochqualifizierten
Mediziner nur deshalb eine freie, jedermann zugingliche Praxis zu versagen, weil er eine schwarze oder dunkle Hautfarbe
hat. Das ganze Leben in Siidafrika ist bis in die Einzelheiten aber von dieser Apartheid beherrscht und durchdrungen. —
Wie kann man nur annehmen, daff die iiberwdltigende Mehrheit der Bevilkerung dies noch lange hinnehmen wird? Schwarz-
Afrika ist politisch voll emanzipiert und steht voll hinter den Bestrebungen der Schwarzen in Siidafrika. Sie werden
dabei von der gesamten farbigen Welt, von den kommunistischen Staaten und auch oder gerade von allen westlichen Staa-
ten unterstiitzt. Vorerst noch vor allem moralisch, aber das kann sich schnell in gewaltsame Auseinandersetzungen um-
setzen, die durchaus eine Entwicklung zu einem grofen Krieg moglich erscheinen lassen. Hinhaltender Widerstand der siid-
afrikanischen Regierung ist keine erfolgversprechende Losung. Aber welche Lisungen bieten sich an, wenn die Einen >one
man — one vote< mit allen Folgen fordern und die Anderen auf einer ungeschmilerten weifien Vorherrschaft bestehen? —
Mit einigen Uberlegungen zu der siidafrikanischen Vergangenheit und mdéglichen Zukunft befassen sich alle Beitrige die-
ses Heftes. Sie befassen sich dabei auch mit dem Problem Namibia, also mit dem grofien Gebiet der friiheren deutschen Ko-
lonie Siidwestafrika, das theoretisch durch den >Rat der Vereinten Nationen fiir Namibia« verwaltet, praktisch aber noch
immer von Sidafrika beherrscht wird. Hingewiesen sei aufler auf die Artikel des Heftes noch im besonderen auf die Do-
kumente Seite 57 ff., u.a. auf den verbindlichen deutschen Wortlaut des >Internationalen Ubereinkommens zur Bekimpfung
und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid« und auf die mehrteilige Entschliefung der Generalversammlung 3324
(XXIX) vom 16. Dezember 1974 zur >Lage in Siidafrikac.

Sudafrika in der internationalen Politik

Problem fiur die Vereinten Nationen? HANS DETLEV LASS

Ein Antrag afrikanischer Staaten auf Ausschluf3 der Republik
Silidafrika aus den Vereinten Nationen scheiterte am 30. Okto-
ber 1974 im Sicherheitsrat am Veto der westlichen Stidndigen
Mitglieder USA, Frankreich, GroBbritannien!. Unter Beru-
fung auf die Bestimmungen des Art.6 der Charta®? forderte
der Antrag den AusschluB wegen dauernder Verletzung der
Grundsitze der Charta der Vereinten Nationen. Zur Begriin-
dung des Vorwurfs wurden im einzelnen folgende Punkte
genannt:

1. Grundsitzliche Unvereinbarkeit der Apartheid-Politik
Siuidafrikas mit der Charta und der Allgemeinen Erkli-
rung der Menschenrechte.

2. Hartnédckige Weigerung, auf EntschlieBungen der General-
versammlung und des Sicherheitsrats gegen die Apartheid-
Politik einzugehen und den Verpflichtungen aus der Char-
ta nachzukommen.

3. Ablehnung der Forderungen der Vereinten Nationen, Poli-
zei, Streitkrédfte und Zivilverwaltung aus Namibia (Siid-
westafrika) abzuziehen und »mit den Vereinten Nationen
zusammenzuarbeiten, um die Bevilkerung von Namibia
in die Lage zu versetzen, Selbstbestimmung und Unab-
hingigkeit zu erlangenc.

4, Offene Verletzungen der EntschlieBungen des Sicherheits-
rats gegen eine Unterstiitzung der illegalen Smith-Regie-
rung in Rhodesien, insbesondere durch die Entsendung
von siidafrikanischen Truppen und Polizeieinheiten.

Die BeschluBvorlage des Sicherheitsrats bezieht sich direkt
auf die Entschliefung 3207 (XXIX) der Generalversammlung
vom 30. September 1974, die den Rat auffordert: » ... die Bin-
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dungen der Vereinten Nationen mit Siidafrika im Hinblick auf
die stidndige Verletzung der Grundsitze der Charta und der
Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte durch Siidafrika
zu tiberpriifen.«?

Nach dem Scheitern ihres VorstoBes im Sicherheitsrat verla-
gerten die Gegner Siidafrikas die Entscheidung erneut in die
Generalversammlung. Der Prisident der Generalversamm-
lung, der algerische AuBenminister Bouteflika, suspendierte
die Delegation Siidafrikas von den Verhandlungen als nicht
reprisentativ fiir das Volk des Mitgliedstaates Siidafrika, und
mit 91 Fiir-, 22 Gegenstimmen und 19 Enthaltungen billigte
am 12. November 1974 das Plenum diese MaBnahme?!. Dieser
Schritt markiert den vorldufigen Hohepunkt eines Konflikts,
der in die Griindungsjahre der Vereinten Nationen zuriick-
reicht und kontinuierlich an Deutlichkeit und Schiirfe ge-
wann, ohne dafl ein Wandel in den Grundpositionen sichtbar
wurde, so daB als néchste Stufe der Eskalation nur die ge-
waltsame Auseinandersetzung méglich scheint.

Unmittelbar nach dem Héhepunkt der Konfrontation durch
den De-facto-AusschluB der Republik Siidafrika aus den Ver-
einten Nationen iiberraschte die Regierung in Pretoria durch
aktive Bemiihungen zur Lésung des Rhodesien-Konflikts in
Richtung einer Aufgabe der weien Minderheitsregierung®.
Kann das als Zeichen eines endlichen Nachgebens gegeniiber
dem Druck in den Vereinten Nationen und den niher an
Siidafrika heranreichenden Gegnern gewertet werden? Oder
ist es ein Zeichen rinneren< Wandels zu einer neuen Politik
oder »srealpolitische« Anpassung an ungiinstig verinderte
dulere Bedingungen, um so die eigene Position nicht gefihr-
den zu lassen? An der Antwort auf diese Frage konnte sich
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ablesen lassen, in welcher Richtung Lésungen fiir den Kon-
flikt im siidlichen Afrika gesucht werden miissen, und damit,
welche Politik fiir eine Losung zu verfolgen wiire.

1. Siidafrika und die Anfiinge der Vereinten Nationen

Nicht erst die nach 1948 von der Regierung der afrikaansen
Nationalisten eingefiihrte Apartheid-Politik® verursachte hef-
tige Kritik an Siidafrika in den Vereinten Nationen. Schon die
weltoffenere und international angesehene Regierung Smuts
sah sich wegen der Traditionen der Rassenbeziehungen in der
Union von Siidafrika scharfen Angriffen ausgesetzt. Smuts
war wesentlich an der Formel fiir die Prdambel der Charta
beteiligt?.

Dennoch sah er sich auf der ersten Generalversammlung 1946
wegen der Behandlung der indischen Minderheit in Siid-
afrika® einer bitteren Anklage durch die Delegation der indi-
schen Union ausgesetzt, unter Berufung auf diese Pridambel®.
Siidafrika lehnte eine Befassung der Vereinten Nationen nach
Art. 2 (7) der Charta ab, vermochte aber damit eine ausfiihr-
liche, kritische Debatte weder im Plenum, noch im Ersten und
Sechsten Ausschufl zu unterbinden. Mit 32 Fiir-, 15 Gegen-
stimmen und 7 Enthaltungen nahm die Generalversammlung
am 8. Dezember 1946 eine EntschlieBung an, die das Problem
als Storung der Beziehungen zwischen Mitgliedstaaten wer-
tete und Siidafrika zu einer Losung im Einvernehmen mit
Indien aufforderte!’. Die Regierung Smuts hatte eine Nieder-
lage hinnehmen miissen, dnderte ihre Politik in der Inder-
frage jedoch nicht.

Auch wegen Siidwestafrika kam es bereits auf der ersten
Generalversammlung zu Divergenzen mit Siidafrika!l. Die
Regierung Smuts hielt nach Schlull des Zweiten Weltkrieges
den Zeitpunkt fiir gekommen, den seit langem vorbereiteten
AnschluBl des vom Vélkerbund als Mandat der Union iiber-
tragenen Territoriums Stidwestafrika als fiinfte Provinz vor-
zunehmen. Ein entsprechender Antrag an die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen wurde bereits auf Initia-
tive Indiens abgelehnt!?.. Angenommen wurde am 14. Dezem-
ber 1946 ein Antrag, der die Union aufforderte, bis zur Kli-
rung des Status von Silidwestafrika das Gebiet entsprechend
der bisherigen Regelung mit dem Violkerbund zu verwalten!®,
Die Unionsregierung vollzog den Anschlufi zunichst nicht.
Wenngleich die Kritik an der Politik der weifien Regierung
gegeniiber der afrikanischen Mehrheitsbevilkerung sich erst
1952 in einer ersten Resolution niederschlug, war auch dies
Problem bereits auf der ersten Generalversammlung prisent.
Der afrikanische Nationalist Dr. Xuma, Prisident des Afri-
kanischen Nationalkongresses (ANC)!, nahm inoffiziell an der
Versammlung teil und konnte zahlreiche internationale Kon-
takte schliefien, Giber die er die Forderungen seiner Bewegung
international bekanntmachen und die Kritik seiner Partei an
der nur von den Weilen bestimmten Regierungspolitik ver-
breiten konnte?,

2. Ein Problem gewinnt Konturen:
Das erste Jahrzehnt nationalistischer Regierung

Unter dem Slogan, dall es gilte, die Position des »weillen
Mannes¢ in Siidafrika zu verteidigen, gewann die afrikaanse
Nationalpartei (NP) unter Dr.D.F.Malan 1948 die Wahlen
gegen die Vereinte Partei unter Smuts!®, Eine Verschirfung
der MaBnahmen zur Sicherung der weillen Dominanz gegen-
uber der nichtweilen Mehrheitsbeviolkerung lieff sich damit
ebenso absehen wie eine Verschirfung der auflienpolitischen
Auseinandersetzungen iiber diese Frage, zumal insbesondere
auch in den Vereinten Nationen und durch sie im Zuge der
Auflosung der europiischen Kolonialreiche das Gewicht far-
biger Viélker in der internationalen Politik stindig zunahm.
Um die knappe Mehrheit im Parlament zu verstidrken und
damit die eigene Machtbasis auszuweiten, fiihrte die Regie-
rung Malan 1949 den De-facto-Anschlufl Siidwestafrikas
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durch. Im Status einer fiinften Provinz entsandte das Man-
datsgebiet — gewihlt nur von weillen Wihlern — sechs Ab-
geordnete und vier Senatoren ins Parlament nach Kapstadt,
von Anbeginn stets Nationalisten!”. Die Generalversammlung
ersuchte den Internationalen Gerichtshof um einen Spruch
dazu, ob fiir Sudafrika die Verpflichtungen nach dem Mandat
des Volkerbundes fortbestiinden!®, Der Internationale Ge-
richtshof erklirte 1950, dafl die internationalen Verpflichtun-
gen nach der Volkerbundssatzung und dem Mandatsvertrag
nach wie vor giiltig seien. Siidafrika kinne auf keinen Fall
einseitig und von sich aus den volkerrechtlichen Status des
Gebietes verindern.

Die Unionsregierung erklirte die AuBerung des Internationa-
len Gerichtshofs fiir nicht bindend. Bis Ende der fiinfziger
Jahre énderte sich die Situation grundsétzlich nicht: Die Ge-
neralversammlung befafite sich regelmifBig mit der Frage
Stidwestafrika. Siidafrika lehnte ohne Zeichen des Einsehens
die Vorstellungen und Aktionen der Vereinten Nationen ab.
Stédrker noch als in der Siidwestafrika-Frage waren die Ge-
gensitze zwischen der Mehrheitsmeinung in den Vereinten
Nationen und Siidafrika in bezug auf die Rassenpolitik der
Union, doch war einerseits das Problem komplexer, anderer-
seits die Programmatik der Nationalpartei bei Antritt der
Regierung noch unausgeprégter, so daB der Konflikt nicht be-
reits 1949 unvermittelt zutage trat. H. F. Verwoerd wurde erst
Ende 1950 Minister fiir Eingeborenenangelegenheiten'®.

Er erwies sich als effizienter Ressortchef und iiberzeugender
Ideologe, der die Politik der Sicherung des Status quo in der
Dominanz der weilen Siidafrikaner in mehr oder minder ad
hoc getroffenen Entscheidungen {iberwand und an ihre Stelle
eine auf langfristige Entwicklung ausgerichtete Politik aktiver
Gestaltung gesellschaftlicher Verhiltnisse setzte?®. Die Grund-
ziele »weiBle Vorherrschaft und disziplinierte, billige afrika-
nische Arbeitskraft«*' blieben unverindert. Er nahm unter
anderem Forderungen des afrikanischen Nationalismus nach
Gleichberechtigung und Selbstdndigkeit dem Anschein nach
in sein Konzept auf, indem er deren Verwirklichung vorsah in
der Schaffung von afrikanischen >Heimatlindern¢, auch Ban-
tustans genannt, in denen die unterschiedlichen afrikanischen
Stdmme sich zu selbstéiindigen Nationen entwickeln und sich
mit dem weiBen Gebiet im Rahmen einer Konfideration ver-
binden sollten. Von zahlreichen Argumenten gegen dies Kon-
zept seien hier nur folgende genannt: Territoriale Ausgangs-
punkte wurden die bisherigen >Eingeborenenreservate¢, tko-
logisch {iberbeanspruchte, 6konomisch ausgepoverte und rein
agrarische Gebiete, die allein durch Export von Arbeitskraft
in die weille Wirtschaft eine karge Existenz erlangten und bei
dringend notwendigen landwirtschaftlichen Entwicklungen
nur mehr Arbeitskraft freisetzen, keineswegs aber die rasch
zunehmende afrikanische Bevélkerung absorbieren kénnten22,
Auch auf Dauer beinhaltet dies Konzept, dall groBe Teile der
politisch zu einem >Heimatland« gehorigen Bevdlkerung iiber
lange Perioden der Berufstitigkeit tatsichlich in >weiBen Ge-
bieten« leben miissen und dort von der politischen Teilhabe
an der Gestaltung ihrer Lebensverhiltnisse ausgeschlossen
bleiben.

Es ist gerade unter diesem Gesichtspunkt nur folgerichtig,
daffi das ohne die Afrikaner, Kap-Farbigen und Inder ent-
wickelte Konzept entschiedene und aktive Ablehnung bei
deren Parteien fand. In der Auseinandersetzung entwickelte
die weiBe Regierung ihr Instrumentarium effektiver Macht-
ausiibung zur Unterdriickung storender eigenstindiger Wil-
lensbildung der nichtweiBen Bevélkerungen®. Die nicht-
weiBlen Parteien wandelten sich von Bewegungen mit refor-
mistischen Zielen und Methoden gewaltlosen Widerstandes zu
Parteien mit Zielen radikalen gesellschaftlichen Wandels und
revolutionirem Vorgehen®.

Am Ende dieser Entwicklung in Siidafrika steht eine Kam-
pagne der aus dem ANC hervorgegangenen >Panafrikanischen
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KongreBpartei« (PAC) gegen die Pisse, Instrumente behord-
licher Kontrolle iiber Identitéit, Bantustanzugehorigkeit, Ar-
beitsverhiltnis, Wohnsitz und Steuerzahlung fiir Afrikaner.
Eine Versammlung zur offentlichen Verbrennung dieser ver-
haBten Dokumente am 21. Mirz 1960 in Sharpeville wurde
unter SchuBwaffengebrauch von der Polizei aufgelost. 69 Afri-
kaner starben, 180 wurden verletzt. Am 30. Mirz verhidngte
die Regierung den Ausnahmezustand, am 8. April wurden
ANC und PAC verboten, Massenverhaftungen und Beschlag-
nahmungen setzten die Auflésung der Organisationen im In-
land gewaltsam durch, beide Parteien bauten jedoch im Aus-
land mit internationaler Unterstiitzung Exilorganisationen
auf.

Parallel zu dieser Zuspitzung der inneren Spannungen ver-
schirften sich international die Kritik an der Rassenpolitik
Siidafrikas, und es geriet zunehmend in internationale Isolie-
rung. 1952 brachten 14 arabische und asiatische Staaten eine
Resolution ein, die verkiindete, da »der Rassenkonflikt in
der Union von Siidafrika, den die Apartheidpolitik verursacht,
eine gefdhrliche, explosive Situation schafft, die eine Be-
drohung des Weltfriedens und eine flagrante Verletzung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten darstellt, die in der
Charta der Vereinten Nationen festgehalten sind«®, Siidafri-
kas Apartheidpolitik als Ursache eines Rassenkonflikts, der
den Weltfrieden gefihrdet, und als Verletzung der Allgemei-
nen Menschenrechte und Grundfreiheiten, auch diese Grund-
position blieb bis 1960 — und dariiber hinaus — ebenso un-
verdndert bestehen, wie auch die Delegation Siidafrikas jedes
Eingehen auf die Kritik verweigerte. Allein die Formulierung
wird schérfer, die Begriindung faktenreicher und die Emp-
fehlungen fiir GegenmaBnahmen werden gezielter.

3. Ein Jahrzehnt der Krisen
fiir die internationale Position Siidafrikas

Sharpeville markierte einen Wendepunkt in der Konfronta-
tion von schwarzem und weilem Nationalismus innerhalb
Siidafrikas, der Austritt aus dem Commonwealth und die

Griindung der Organisation Afrikanischer Einheit (OAU) stel-
len die entsprechenden Signale fiir die internationale Lage
dar.

Auf dem Hohepunkt der Auseinandersetzung mit dem mili-
tant gewordenen afrikanischen Nationalismus entschied sich
die nun von Verwoerd gefiihrte Regierung zur Durchsetzung
der alten afrikaans-nationalistischen Forderung nach einer
republikanischen Verfassung®. Eine am 5. Oktober 1960 — nur
unter der weilen Bevilkerung — durchgefiihrte Volksab-
stimmung ergab die erforderliche Mehrheit. Am 31. Mai 1961
wurde Siidafrika Republik. Sie verlor dadurch die Mitglied-
schaft im Commonwealth: Nach iiblichem Verfahren mulite
ein zur Republik umgewandelter Mitgliedsstaat einen Neu-
aufnahmeantrag fiir das Commonwealth stellen; auch Ver-
woerd stellte im Mérz 1961 einen solchen Antrag auf der Kon-
ferenz der Commonwealth-Regierungschefs, zog ihn ange-
sichts heftiger Opposition von Ghana, Indien und Tanganjika
jedoch zuriick®”. Damit verlor die Republik den Vorteil, daB
wesentliche politische, wirtschaftliche und kulturelle Aulien-
beziehungen in ein Netzwerk historisch gewachsener multi-
rassischer Zusammenarbeit eingebettet waren und damit
Kritik an den Partnern dieser Kooperation leicht zurickge-
wiesen werden konnte®. Unter dem Eindruck, dall ein Ver-
bleib im Commonwealth nur unter Aufgabe von »Grund-
siatzen des weillen Siidafrika« mdoglich gewesen wire, akzep-
tierten auch die englischsprachigen Siidafrikaner die Tren-
nung von der britischen Voélkerfamilie.

In der Position der >Stdrke in Einsamkeit< fand das weille
Stidafrika wieder SelbstbewuBtsein und liberwand auch die
nach Sharpeville und dem Commonwealth-Austritt durch
Kapitalflucht und Investitionszuriickhaltung verursachte wirt-
schaftliche Krise?,

Das Entstehen einer Vielzahl von unabhidngigen, antikolonia-
listischen Staaten in Afrika, mit denen Siidafrika ohne Erfolg
zun#chst friedliche Zusammenarbeit in Wirtschaft, Verkehr,
Wissenschaft auf der Grundlage der Nichteinmischung in
innere Probleme — wie z.B. die Rassenpolitik — gesucht
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hatte®, der erfolgreiche Befreiungskrieg in Algerien, der Zu-
sammenbruch der etablierten Ordnung im Kongo, wie die
Militanz des afrikanischen Nationalismus in Stidafrika selbst,
fithrten inner- und auBerhalb dazu, daf auch fiir Stidafrika
allgemein eine Revolution erwartet wurde?®'. Die Fiihrung des
weiBen Siidafrika richtete ihre Politik darauf aus, dieser Re-
volutionsgefahr durch militdrische Riistung, wirtschaftliche
Stidrke und Stirkung des Widerstandswillens der WeiBen zu
begegnen und, indem sie in der afrikanischen Bevdélkerung
durch die Politik der >getrennten Entwicklung«< der Revolution
den Boden zu entziehen versuchte?®,

Die duBeren Kritiker der Rassenpolitik Siidafrikas forderten
entweder Reformen zur Abwendung der Revolutionsgefahr
oder suchten durch gezielte Unterstiitzung des afrikanischen
Nationalismus und MaBnahmen zur Schwichung des weillen
Stidafrika diese Entwicklung zu beschleunigen. Die in den
Untergrund und ins Exil gezwungenen Krifte des afrikani-
schen Nationalismus griindeten ihre Strategie ebenfalls auf
der Annahme der bevorstehenden Revolution des schwarzen
gegen das weiBe Siidafrika?®. Obgleich die eigentlichen Ziel-
setzungen gegensitzlich sind, konnten die auf die Revolution
hinwirkenden Krifte sich im politischen Handeln weitgehend
mit denen verbinden, die zur Verhinderung der Revolution
radikale Reformen durch Druck auf das weiBe Siidafrika er-
zwingen wollten. Die Behandlung des Problems Siidafrika in
den Vereinten Nationen {iber die 60er Jahre bestitigt diese
Feststellungen:

Unmittelbar nach Sharpeville brachten 29 afro-asiatische
Staaten das Problem Siidafrika als Gefdhrdung des Welt-
friedens vor den Sicherheitsrat, der am 1. April 1960 eine
EntschlieBung gegen Siidafrika annahm?®. Unter Bezug auf
»die Situation, die aus der Niedermetzelung zahlreicher un-
bewaffneter und friedlicher Demonstranten gegen rassische
Diskriminierung und Rassentrennung in der Union von Siid-
afrika entsteht«, stellt die EntschlieBung fest, daB3 die Situa-
tion in Siidafrika internationale Spannungen geschaffen habe
und auf Dauer den Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit gefihrden wiirde, und gibt der Regierung in Siuidafrika
die Schuld fiir diese Lage, fordert sie zur Aufgabe der Politik
der Apartheid und der Rassendiskriminierung auf und ver-
langt »die Einleitung von MaBnahmen zur Herstellung ras-
sischer Harmonie auf der Grundlage der Gleichheit«.

Ohne direkten Bezug zu Siidafrika verabschiedete am 14. De-
zember 1960 die Generalversammlung die »>Erkldrung iiber
die Gewiihrung der Unabhiingigkeit an koloniale Linder und
Volker<« als Grundsatzerklirung fiir die Dekolonisation®. In
der Folge wurden auch hieraus Forderungen an Siidafrika
abgeleitet, vor allem fiir Siidwestafrika. Noch in der gleichen
Generalversammlung wurde das Siidwestafrika-Komitee auf-
gefordert, sich in das Mandatsgebiet zu begeben, doch gelang
dieser Plan wegen Siidafrikas Widerstand nicht?. Im folgen-
den Jahr forderte die Generalversammlung die Mitglieder
auf, Moglichkeiten fiir Einzel- und KollektivmaBnahmen zu
priifen, um die Durchsetzung der Beschliisse der Vereinten
Nationen gegen Siidafrika zu erreichen. Im November 1962
forderte die Generalversammlung zum ersten Mal gezielte
MafBnahmen: Abbruch der diplomatischen Beziehungen und
Wirtschaftsboykott. Sie setzte auBerdem das »Special Com-
mittee on the Policies of Apartheid« ein, das zum wesentlichen
Zentrum fiir die Bemiihungen der Vereinten Nationen um das
Siidafrika-Problem wurde?®. Die iibergreifenden Probleme der
Dekolonisation im siidlichen Afrika bearbeitete daneben der
1961 errichtete AusschuB3 zur Durchfiihrung der EntschlieBung
1514 (XV) vom 14. Dezember 1960%. Zum eigentlichen Aktions-
zentrum auch fiir die Vereinten Nationen wurde jedoch seit
1963 die Organisation fiir Afrikanischen Einheit (OAU)%. In der
Dekolonisationsresolution, die von der Griindungsversamm-
lung afrikanischer Staatsoberhfupter und Regierungschefs am
25. Mai 1963 angenommen wurde, wird zur endgiiltigen Durch-
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setzung der Dekolonisation und der Beseitigung des Rassis-
mus in Afrika gefordert, alle diplomatischen und konsulari-
schen Beziehungen zu Portugal und Siidafrika abzubrechen,
den AuBenhandel mit diesem Staate einzustellen und Schiffs-
und Flugrechte fiir den Verkehr von und mit Siidafrika und
den portugiesischen Gebieten aufzuhebent®. Mit einem Schrei-
ben vom 11.Juli 1963 forderten entsprechend dem Beschluf
der OAU 32 afrikanische Staaten den Prisidenten des Sicher-
heitsrats auf, »die explosive Situation in der Republik Siid-
afrika zu erértern, die eine ernsthafte Bedrohung fiir den
Weltfrieden und die internationale Sicherheit darstellt«!. Der
Sicherheitsrat nahm am 7. August 1963 die EntschlieBung 181
an, in der sich der Rat iiberzeugt erklidrt, »daB die Situation
in Siidafrika den Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit ernsthaft gefidhrdet«, sich heftig gegen die Rassendiskri-
minierung in Siidafrika als unvereinbar mit den Grundsitzen
der Charta und den Pflichten der Mitgliedschaft wendet,
Siidafrika zur Aufgabe der Apartheid-Politik und zur Frei-
lassung aller politischen Gefangenen auffordert und alle Staa-
ten aufruft, Verkauf und Lieferung von Waffen, Munition
und aller Arten von militirischen Fahrzeugen an Siidafrika
einzustellen*?, Uber diese Empfehlung ging der Sicherheitsrat
auch in den folgenden Jahren nicht hinaus, zum Beschluf3
verpflichtender Sanktionen liefen sich die westlichen GroB-
michte nicht bewegen, so sehr auch das Dringen der Staaten
der Dritten Welt zunahm?3,

Im Siidwestafrika-Problem setzte sich Siidafrika am 18. Juli
1966 gegen die Klage von Athiopien und Liberia durch, doch
folgte auf diesen momentanen Riickschlag am 27. Oktober 1966
die Aufhebung des Mandats durch die Generalversammlung,
und danach begann der allmihliche Aufbau eines Verwal-
tungsapparates der Vereinten Nationen fiir das seit 1968
offiziell in Namibia umbenannte Gebiet#, Siidafrika verwei-
gerte sowohl den geforderten Riickzug seiner Verwaltung wie
den Zugang der Vereinten Nationen zu dem Territorium. Es
begann seinerseits die Verwirklichung von Plidnen fiir eine
getrennte Unabhéngigkeitsentwicklung der afrikanischen Re-
servatsgebiete im Land nach dem Muster der Bantustans in
der Republik.

Mit der einseitigen Unabhingigkeitserklirung Rhodesiens
1965, die nicht auf Betreiben Siidafrikas erfolgte, jedoch dort
voll unterstiitzt wurde, ergab sich fiir die Mehrheit der Mit-
glieder der Vereinten Nationen ein neuer Punkt heftiger Aus-
einandersetzungen mit Siidafrika, da im Fall Rhodesien ver-
pflichtende Sanktionsbeschliisse gefaBt wurden, die Siidafrika
offen mifBachtete?s,

Obgleich die internationale politische Isolierung Siidafrikas
sich noch verschirfte und durch den zunehmenden Druck aus
der Dritten Welt auch sichtbar wurde, erreichten weder die
Organisationen fiir Afrikanische Einheit noch die Vereinten
Nationen ein Stadium allgemeinen zielgerichteten Handelns
gegen Siidafrika®. Die Republik hingegen konnte mit dem
Rivonia-Prozel und weiteren Justiz- und Polizeiaktionen die
Untergrundorganisation des afrikanischen Nationalismus zer-
schlagen und oppositionelle Bewegungen weitgehend aus-
schalten. Die Wirtschaft prosperierte und die AuBenwirt-
schaftsbeziehungen der Republik entwickelten sich sehr posi-
tiv. Die militdrische Aufriistung wurde nur unwesentlich be-
hindert, der Aufbau einer eigenen Riistungsindustrie machte
groBe Fortschritte,

Zwar erreichten die Gegner Siidafrikas bis Ende der 60er
Jahre in den und {iber die Vereinten Nationen eine Intensivie-
rung der auBenpolitischen Isolierung Siidafrikas; durch geziel-
te Unterstiitzung der ins Exil gegangenen Gruppen des afri-
kanischen Nationalismus, der Befreiungsbewegungen, wurden
Krifte des afrikanischen Widerstands gestirkt, jedoch wurde
die weile Regierung der Republik keineswegs geschwiicht,
sondern konnte ihre Machtposition national wie international
bis zum Ende der 60er Jahre ausbauen®.
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4. Die 70er Jahre: Ansitze fiir neue Entwicklungen
mit der >outward looking policy<?

Da Ansatzpunkte und Vorentscheidungen durchaus schon
frither liegen und lingere Ubergangsperioden neue Entwick-
lungen verschleierten, sind die neuen Trends in der siidafri-
kanischen Entwicklung nur ganz grob mit dem Beginn der
70er Jahre gleichzusetzen, doch kennzeichnet die neue Kom-
bination der neuen Faktoren das jetzige Jahrzehnt: In ver-
#inderter Form wird der afrikanische Nationalismus wieder
innerhalb der Republik wirksame und organisierte politische
Kraft. Die internationale Isolierung Siidafrikas wird wirk-
sam, und veridnderte Konstellationen in der internationalen
Lage allgemein wie innerhalb des siidlichen Afrika veran-
lassen neue Strategien. Die Fiihrung des weiBen Siidafrika
nimmt bis dahin dogmatisch abgelehnte Mdoglichkeiten und
Wahrscheinlichkeiten zukiinftiger Entwicklungen in ihre poli-
tische Strategie auf.

Am 6. September 1966 wurde Verwoerd im Parlament von
einem (weiBen) Attentdter ermordet!. Nachfolger als Partei-
fithrer und Regierungschef wurde B.J. Vorster, der als dog-
matischer und machtbewuBter Gefolgsmann Verwoerds galt,
sich aber als flexiblerer und realistischerer Politiker erwies. Er
konnte ausgehen von einem »BewuBtsein der Stirke, wirt-
schaftlicher und militdrischer Macht und der Einheit der Wei-
Ben angesichts #uBerer Gegnerschaft«®®, Im Zuge der von
Vorster eingeleiteten und gesteuerten Auseinandersetzung
iiber die Anpassung des Afrikaanernationalismus an die Lage
auf einem Kontinent mit unabhiéngigen afrikanischen Staaten,
deren Macht und EinfluB stetig zunimmt, zerfiel die afrikaanse
Nationalpartei in die Fraktionen der >verligtes¢, etwa zu {iber-
setzen mit »>die Aufgeklidrten¢, und der >verkramptes¢, etwa
zu libersetzen mit »die Starrsinnigen«. Nach zéhen innerpartei-
lichen Kidmpfen konnte Vorster 1968 den Fiihrer der »ver-
kramptes¢, Dr. Albert Hertzog, bei einer Regierungsumbildung
ausschlieBen. Im folgenden Jahr verlieB der harte Kern dieser
Gruppe die Partei und griindete die >Herstige Nasionale
Party« (HNP). In den 1970 stattgefundenen Wahlen erlangte
jedoch kein Kandidat der HNP einen Parlamentssitz5.,

Mit dieser Niederlage der HNP war allerdings die Ausein-
andersetzung um die Alternativen fiir die Politik der Natio-
nalisten keineswegs beendet, da ein gréBerer Teil von Oppo-
nenten nicht mit Hertzog die Partei verlassen hatte. Die
Punkte, nach deren Entscheidung auf dem ParteikongreB des
Transvaal 1969 die Hertzog-Fraktion austrat, migen die Ge-
genstidnde der Auseinandersetzung innerhalb des afrikaansen
Nationalismus skizzieren5: 1. Zusammenarbeit mit den eng-
lischsprachigen Siidafrikanern, 2. Férderung weiBler Einwan-
derung, 3.Bemiihungen um Beziehungen zu unabhingigen
afrikanischen Staaten, 4.rassisch gemischte Sportmannschaf-
ten und Ausscheidungskimpfe.

Wihrend die traditionsverhafteten Afrikaaner jede Aufgabe
bewihrter Positionen ablehnen, akzeptierten die neuen Ent-
wicklungen offener gegeniiberstehender Afrikaaner Wandel
in Einzelpositionen, um die Existenz des Afrikaanervolks auch
bei Verschiebungen der Machtverhiltnisse moglich werden zu
lassen. Zwar wurde als Ansatzpunkt dieser Politik die »out-
ward looking policy¢« gewihlt, doch war von vornherein mit
im BewuBtsein, daB Konzessionen im siidafrikanischen Ver-
hiltnis von Schwarz und Weill notwendige Voraussetzungen
fiir neue Ansiitze in der Gestaltung der AuBenpolitik gegen-
iiber Schwarzafrika und der Aullenwelt allgemein waren?,

In der Bereitschaft, diese Wandlungen in Angriff zu nehmen
und dabei ein Gutteil des Isolationismus des Afrikaaner-
nationalismus aufzugeben, unterschied sich wesentlich die
neue Politik Vorsters. Das Streben nach Kontakten und Ko-
operation mit schwarzafrikanischen Staaten war auch schon
ein Teil der AuBenpolitik Verwoerds gewesen. Das Scheitern
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dieser Bemiihungen war wesentlich fiir das Umdenken unter
der Fiihrung Vorsters, allerdings nicht allein dafiir verant-
wortlich.

Wesentlicher Faktor zuniéchst dafiir, daB entgegen friiherer
Entwicklung der mit A. Hertzog abgespaltene radikale Fliigel
des Afrikaanernationalismus nicht den geméifBigten tiberrun-
dete, sondern hier tatsichlich auf Dauer unterlegen scheint,
sind gréBere soziologische Differenzierungen der afrikaansen
Bevilkerung und die betréchtlichen Fortschritte darin, sich
den englischsprachigen Siidafrikanern im Anteil an wirt-
schaftlicher Macht anzunéhern®, Das Afrikaanertum braucht
sich somit weniger zu fiirchten vor wirtschaftlicher Macht der
Englischsprachigen und der Konkurrenz aufsteigender Nicht-
weiBler und kann auch in bezug auf wirtschaftliche Positionen,
die mit politischer Macht erlangt und gehalten werden, grofB3-
ziigiger werden®, Vom industriellen Wachstum auf der Kapi-
talseite profitierende Afrikaaner werden in jedem Fall zu-
génglicher fiir die These, daB die strikte Rassentrennung das
wirtschaftliche Wachstum entschieden bremst, da es die Ar-
beitsproduktivitdt erheblich einschrinkt und die Entwicklung
von Binnen- und AuBlenhandel beeintrichtigtss,

Vor diesem Hintergrund mufl die Einleitung der Diskussion
iiber den Dialog mit Siidafrika 1970 gesehen werden: Der
ivorische Prisident F.Houphouet-Boigny liste die Debatte
im November 1970 aus mit einer Erklirung, dal mit Waffen-
gewalt keine Lésung fiir das Problem der Apartheid-Politik
Siidafrikas zu erreichen sei, sondern dazu Verhandlungen mit
der bestehenden Regierung Siidafrikas notwendig seien. Nach
heftigen Kontroversen entschied schlieBlich die Organisation
Afrikanischer Einheit (OAU) gegen diesen Vorschlag, doch
hinderte das nicht, daB einzelne schwarzafrikanische Staaten
offen oder versteckt direkte Kontakte kniipften und die Zu-
sammenarbeit mit der Republik aufnahmen?®®.

Um diesen Bemiihungen entgegenzukommen, vor allem aber,
um gewaltsame Konflikte mit neuen Kriiften afrikanischer
Politik in der Republik zu vermeiden, begann die Regierung
Vorster von Beginn der 7T0er Jahre an, Konzessionen an die
NichtweiBlen zu machen und die Entwicklung der Bantustans
zu eigenstiindigen politischen Einheiten voranzutreiben. Im
September 1970 legte sich der Regierungschef vor dem Parla-
ment in Kapstadt auf volle und baldige Unabhingigkeit fest
fiir die >Heimatlédnder¢, die dies wiinschen sollten®. In der
Debatte zu Einzelpunkten, wie z. B. der Sicherheitsinteressen,
wurde jedoch auch klar, daBl die Regierung in Pretoria sich
effektive Kontrollen auch fiir diesen Fall vorbehalten wollte.
Als einer der ersten, und dann als der wirksamste, sah Chief
Gatsha Buthelezi, fithrender Politiker der Zulu-Nation in
Natal, die politischen Méoglichkeiten zu Veridnderungen der
bestehenden Situation durch die Annahme der deklarierten
Fernziele der >Heimatland«-Politik®. Nach langjdhrigem Wi-
derstand grundsitzlicher Art gegen jedes Eingehen auf das
Bantustan-Konzept willigten Ende der 60er Jahre allmihlich
G. Buthelezi und seine Anhinger ein in den Aufbau ihres
»Heimatlandes« Kwazulu und erhoben umgehend Forderun-
gen auf ernsthafte Durchfiihrung der deklarierten Ziele dieser
Politik.

Da die weiBe Regierung innen- und auBenpolitisch alle Hoff-
nungen auf eine positive, friedvolle Entwicklung festgelegt
hat in der erfolgreichen Entwicklung des >Heimatland«-Kon-
zepts, gewinnen die dafiir unerléBlichen politischen Partner
aus der afrikanischen Politik innerhalb der Republik eine
relativ groBe Bedeutung, so daB sie bei taktisch geschickter
Nutzung dieser Rolle eine relativ starke und offenem Druck
der weiBen Regierung nicht mehr zugingliche Position auf-
bauen kénnen. In der Erkenntnis dieser Moglichkeiten liegt
die Erkldrung fiir den Wandel Buthelezis vom zuverlissigen
Mitglied des African National Congress und aktiven Geg-
ner der Apartheid-Politik Verwoerds zum politischen »Part-
ner« der Regierung Vorster. Buthelezi akzeptiert allerdings nur
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in den politischen Fernzielen Vorsters Ansitze der Zusammen-
arbeit, mit dessen Tagespolitik er jedoch nie libereinstimmt,
sondern stindig mahnt, droht und kritisiert®. Hierin wurde
Buthelezi beispielgebend fiir die politischen Fiihrer der ande-
ren afrikanischen Ethnien in der Republik und gewann groBes
Ansehen in der gesamten afrikanischen Bevilkerung, gerade
auch in den stidtischen Ballungsgebieten®. Durchaus in Uber-
einstimmung mit dem Konzept der »getrennten Entwicklung¢
erhebt Buthelezi, wie andere Regierungschefs der >Heimat-
linder¢, Forderungen an die Politik der weiBlen Regierung
auch fiir die stddtische afrikanische Bevilkerung, die ja in
ihren politischen Rechten den Bantustans zugeordnet wurde,
und in Situationen wie den Streiks in Natal 1973 ergibt sich
daraus eine ernsthafte Infragestellung weiller Regierungsge-
walth,

Im Gegensatz zu dieser Richtung afrikanischer Politik inner-
halb Siidafrikas stehen die Gruppen der >Schwarzes-Selbst-
bewuBtsein«-Bewegung, die in Aufnahme und Weiterentwick-
lung afro-amerikanischer Ideen ein neues SelbstbewuBtsein
vor allem der stddtischen Afrikaner Siidafrikas verkorpern
und ebenfalls dem afrikanischen Nationalismus organisato-
risch und ideenmiBig einen Neubeginn ermdoglichten®s,

In wesentlichen Punkten kniipfen diese Gruppen an Forde-
rungen der militanten Fliigel der Congre3-Bewegung der 50er
und Anfang der 60er Jahre an, lehnen jedoch grundsitzlich
alle Zusammenarbeit mit WeiBlen, ihren Institutionen und
ihren Ideen ab, integrieren Inder und Kap-Farbige nur unter
dem gemeinsamen Bewulitsein des »Schwarz-Sein¢< und ver-
weigern die Zusammenarbeit mit der weifien Regierung auch
unter taktischen Ansatzpunkten kurzfristiger Politik. Durch
Ablehnung alles Weillen, Verweigerung jedes Zusammen-
wirkens mit deren Interessen und Institutionen und militanter
Organisation der schwarzen Mehrheit wollen die Gruppen die
weille Herrschaft ablosen. Dies Konzept steht in der prakti-
schen Politik im totalen Gegensatz zu dem, was Buthelezi und
seine politische Richtung will, in den ferneren Zielen sind
diese Gegensidtze doch recht geringfiigig, da auch Buthelezi
ein einheitliches Siidafrika mit gleichberechtigten Biirgern
anstrebt. Zundchst duldete die weiBe Regierung die jblack
conscienceness«-Bewegung, wohl aus der Uberlegung heraus,
daf3 sie die schwarzen politischen Krifte spalten und damit
schwiichen konnte, nach erfolgreichen Aktionen wurde im
Laufe des Jahres 1973 jedoch das volle Repressionssystem,
das gegen ANC und PAC anfangs der 60er Jahre entwickelt
und mit Erfolg eingesetzt worden war, gegen diese >black
conscience«-Gruppen und deren Fiihrer angewandt, so daB
diese ernsthaft geschwicht, wenn auch nicht ganz aufgelést
wurden®s,

In Ideen und Aktionen wie auch personell verflochten mit
diesen beiden Tendenzen des afrikanischen Nationalismus ist
die afrikanische Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung, die
vielfach ohne faBbare Organisationsstruktur und im Verlauf
spontaner Aktionen 1973 eine Welle von zum Teil erfolg-
reichen und breit getragenen Streiks durchzufiihren ver-
mochte, so daBl Streiks wieder zum Instrument politischer
Auseinandersetzungen wurden und sich die Notwendigkeit
abzeichnet, reprisentative gewerkschaftliche Organisationen
zu schaffen, um den fiir industrielle Produktion auf Dauer
unverzichtbaren Arbeitsfrieden erhalten zu kénnen®.

Ohne erkennbare Aktivitit im Lande, aber wirksam beteiligt
an dem Kampf gegen weiBle Herrschaft im Vorfeld der Repu-
blik, als Partner antisiidafrikanischer Politik dominierend fiir
die Organisation Afrikanischer Einheit, die Vereinten Natio-
nen und zahlreiche Staaten der Dritten Welt, des Ostblocks
und einige Lénder des Westens stellen sich heute der African
National Congress (ANC) und der Pan-Africanist Congress
(PAC) dar, die beiden Befreiungsbewegungen Siidafrikas%s.
Sie fordern fiir sich das alleinige Recht zur Reprisentanz des
siidafrikanischen Volkes und treten mit diesem Anspruch
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afrikanischen Sprechern aus dem Land wie z. B. G. Buthelezi
entgegen.

Damit sind drei Richtungen afrikanischen bzw. schwarzen
Nationalismus in Siidafrika erkennbar, die gegenwirtig in
Konkurrenz zueinander stehen. Doch sind die wesentlichen
Gegensiitze eher taktischer und persénlicher Natur, in wich-
tigen Zielen sind Koalitionen und Vereinigungen nicht prinzi-
piell auszuschliefen, wenn auch {iiber derartige zukiinftige
Moglichkeiten im Moment kaum mehr als Spekulationen an-
zustellen sind. Das erste >schwarze Gipfeltreffen< der Regie-
rungschefs der »Heimatlinder¢ in Umtata, der Hauptstadt der
Transkei, deutete zum Beispiel stark in Richtung auf die
Ubernahme wesentlicher Programmpunkte der >black con-
scienceness«-Bewegung durch die Bantustanfiihrer®. Zwischen
Buthelezi und dem Generalsekretir des ANC, Oliver Tambo,
fanden verschiedene politische Grundsatzgespréche statt®’.
Darin, daB die Konfrontation zu den Befreiungsbewegungen
voll aufrechterhalten wird, die »black conscienceness«-Bewe-
gung mit aller Hirte verfolgt wird, wihrend die fiihrenden
Bantustan-Politiker regelmifBige Gesprichspartner sind, wird
sichtbar, welcher afrikanische Partner von der weifilen Re-
gierung bevorzugt wird. Doch ist dieser Partner damit keines-
falls von dieser Regierung gesteuert oder gar eingesetzt, son-
dern auch eine ebenfalls eigenstédndige Kraft afrikanischen
Nationalismus.

Mit dem Umschwung in Portugal und der Vorbereitung auf
die Unabhingigkeit fiir Angola und Mosambik, die wiederum
die Position Rhodesiens schwichen, zerbrach recht unerwartet
das um die Republik aufgebaute militdrische Sicherheits-
system des siidlichen Afrika. Zugleich nimmt angesichts der
Bedeutung und Vielfalt von Beziehungen zu diesen Nachbar-
staaten die Abhingigkeit Siidafrikas von Schwarzafrika zu,
jedoch bietet sich dafiir eine neue Chance zur Zusammen-
arbeit mit diesen Staaten, worum sich die Regierung Vorster
im Zuge der Dialog-Politik intensiv bemiiht hatte. Abgesehen
von militdrischer Zusammenarbeit scheint auch die neue Re-
gierung von Mosambik sich an pragmatischer Zusammen-
arbeit in Verkehr, Handel, Energielieferungen und Arbeits-
kraftevermittlung zu orientieren und die Konfrontation ver-
meiden zu wollen. Fiir die slidafrikanische Regierung bahnt
sich die Zusammenarbeit mit einer antikolonialen revolutio-
niren Bewegung direkt in der eigenen Region an.

Fiir die sich aus der verdnderten auBlen- und sicherheitspoli-
tischen Lage und dem Wandel des afrikanischen Nationalis-
mus notwendigerweise ergebenden Wandlungen der weillen
Herrschaft erscheint auch die Voraussetzung in der weiflen
Wihlerschaft gegeben: Die Wahlen vom April 1974 ergaben
einen klaren Sieg Vorsters, der einige Mandate hinzugewann,
so daB trotz der Konzessionen in den Rassenbeziehungen seine
Position gefestigt erscheint. Andererseits erlangte die Fort-
schrittspartei liber ihr eines traditionelles Mandat hinaus
fiinf weitere, und da sie von den Parteien im Parlament die
weitgehendsten Veridnderungen fordert, zeigte mit diesem
Ergebnis die weiBe Wihlerschaft Unterstiitzung fiir grund-
legendere Wandlungen®s,

Unter diesen Voraussetzungen konnte Vorster kithne Pline
zur Bereinigung der Probleme Rhodesien und Namibia erken-
nen lassen, ohne seine Machtbasis zu gefdhrden®. Die Abkehr
von Rhodesien und die Ubergabe Namibias an die Vereinten
Nationen wiirden wesentliche Punkte der Auseinandersetzung
mit dem unabhingigen Afrika wie den Vereinten Nationen
beseitigen und auch allmihlich zurilickhaltendere Freunde im
Westen wieder fester binden. Wenn dazu fiir die innersiid-
afrikanischen Probleme sich Lésungen abzeichnen kénnten,
die glaubwiirdige Reprisentanten der nichtweiBien Bevilke-
rungen mit vertreten, wiren wichtige Forderungen erfiillt,
die afrikanische Staaten 1969 im Manifest von Lusaka als Be-
dingung zukiinftigen Zusammenlebens mit Siidafrika erho-
ben™:

Vereinte Nationen 2/75



»Wir befiirworten Gewalt nicht. Wir befiirworten ein Ende
der Gewalt gegen die menschliche Wiirde, wie diese die Un-
terdriicker Afrikas veriiben. Wenn ein friedlicher Fortschritt
zu einer Emanzipation hin mdglich wire oder wenn verin-
derte Umstédnde ihn in der Zukunft ermdoglichten, wiirden wir
unsere Briider in den Widerstandsbewegungen dréngen, fried-
liche Methoden des Kampfes anzuwenden, auch wenn dies
Kompromisse liber den Zeitpunkt des Wechsels forderte. Aber
solange ein friedlicher Fortschritt durch die Handlungen
jener, die gegenwiirtig in den Staaten des siidlichen Afrika an
der Macht sind, versperrt ist, haben wir keine andere Wahl,
als den Vilkern jener Gebiete alle jene Unterstiitzung zuteil
werden zu lassen, derer wir fiir ihren Kampf gegen die Unter-
driicker fihig sind.«

Angesichts des militdrischen Potentials Siidafrikas ist es nur
verstdndlich, daBl angrenzende afrikanische Staaten auch
unter militant anti-rassistischen Regierungen wie Sambia und
Tansania Konfliktlésungen unterhalb der Schwelle bewaff-
neter Auseinandersetzung vorziehen™.

Die Schritte in der Rhodesienfrage, die Entsendung einer
Delegation aus Vertretern aller Rassengruppen zur letzten
Generalversammlung der Vereinten Nationen, aber auch
schon der Besuch von Generalsekretir Waldheim 1972 in
Namibia und die beschleunigte Entwicklung der Bantustans
zeigen ernsthafte und substantielle Konzessionsbereitschaft
bei der Regierung Vorster. Die Repressionsmalinahmen gegen
zahllose schwarze und weile Oppositionelle, die Vorbereitun-
gen zu einer Teilung Namibias, die unverriickbare Verteidi-
gung der Rassenschranken auf dem Arbeitsmarkt auch gegen
weille Interessengruppen lassen sich ebenso iiberzeugend als
Beweis unveridnderten Festhaltens an den Prinzipien der
Apartheid anfiihren. Die Erklidrung dieses Widerspruchs muf
darin gesucht werden, daB in der Nationalen Partei noch
keineswegs einheitlicher Wille besteht, iiber einen evolutioni-
ren ProzeB die Rassendiskriminierung aufzuheben und die so
bestehenden Konflikte ohne Gewalt zu lésen.

Im Blick auf die labile Basis fiir mogliche evolutionire Ver-
dnderungen fiir das Problem Siidafrika mulB3 gefragt werden,
ob die bestehende Politik der Vereinten Nationen dieser Frage
gegeniiber sinnvoll und einzig mdoglich ist. Die wesentlichen
Probleme im Fall Siidafrika traten schon zu Beginn der Tatig-
keit der Vereinten Nationen zutage. Mit Mitteln moralischer
und politischer Anklage, mit der Drohung des Ausschlusses
und der Bemiihung um auBlenpolitische Isolierung traten die
Organe der Vereinten Nationen nach dem Willen der Mehr-
heit der Mitglieder der siidafrikanischen Politik entgegen,
ohne dabei substantielle Erfolge zu erlangen. Als Alternative
zur weillen Regierung fiir die Beziehungen zum siidafrikani-
schen Volk gelten vor allem, wenn nicht gar ausschlieBlich,
die Befreiungsbewegungen™, Die Festlegung macht die Zu-
sammenarbeit mit anderen Kriften des afrikanischen Natio-
nalismus in Siidafrika unmdglich, die Konfrontation behin-
dert zumindest die aktive Forderung wiinschenswerter Ent-
wicklung innerhalb der Republik. Wenn es aber als Aufgabe
der Vereinten Nationen verstanden wird, durch friedvolle
Konfliktlosungen den Frieden zu sichern, miiBte die Her-
stellung der Voraussetzungen dafiir die wesentliche Zielset-
zung bilden, fiir die Zusammenarbeit mit den Afrikanern der
Republik und die mit dem Staat Siidafrika kénnen dann An-
passungen an eine veridnderte Situation auch fiir die Verein-
ten Nationen wiinschenswert erscheinen.

Bezogen auf den Katalog von Forderungen in der Ausschluf3-

resolution des Sicherheitsrats von 1974 bedeutet das:

1. Die volle Beachtung der Sanktionsbeschliisse gegen Rho-
desien mul3 von Siidafrika weiterhin gefordert werden,
gerade weil die Regierung Vorster nicht mehr bedingungs-
los auf die Unterstiitzung der Siedler festgelegt ist.

2. Die schnelle Entwicklung Namibias zur Unabhingigkeit
bleibt gefordert. Siidafrika muB aber einsehen, dal3 diese
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Sean McBride, der Kommissar der Vereinten Naticnen fiir Namibia,
erhielt am 8. Oktober 1974 den Friedensnobelpreis fiir 1974. McBride,
1904 geboren, hat eine Fiille nationaler und internationaler Amter inne-
gehabt. So war er irischer AulBlenminister, Mitbegriinder des Europa-
rats und der OECD und Prisident von Amnesty International. Im Be-
reich der Vereinten Nationen setzte er sich u. a. besonders fiir die
Schaffung eines UN-Hochkommissariats fiir Menschenrechte ein. Die
letzte Generalversammlung verlingerte seine Amtszeit als UN-Kom-
missar flir Namibia bis Ende 1975.

Forderung nicht fiir Teile des Territoriums allein realisiert
werden kann. In die politische Strategie der Vereinten
Nationen sollte eingehen, daB die Regierung Vorster Zei-
chen einer gewissen Konzessionsbereitschaft gezeigt hat. Die
bisherigen Beschliisse der Vereinten Nationen haben ihrer-
seits die Méglichkeit von Ubergangsregelungen nie ausge-
schlossen.

3. Eine Abkehr von der bisherigen siidafrikanischen Politik
zu Rhodesien und Namibia ist direkt verkniipft mit einer
Détente in der Rassenfrage fiir Siidafrika selbst. Im Hin-
blick darauf, daB die Verhinderung kriegerischer Konflikte
Grundaufgabe der Vereinten Nationen ist, mull sorgfiltig
iiberpriift werden, ob durch Beschleunigung von Lésungen
der Konflikte {iber Rhodesien und Namibia Konzessionen
in der Rassenfrage gegeniiber Siidafrika selbst gerecht-
fertigt werden. Angesichts der geringen Erfolge der Kon-
frontationspolitik ist es erforderlich, nach Mdaglichkeiten zu
suchen, auf innersiidafrikanische Entwicklungen in Rich-
tung auf echte Verminderung der rassischen Spannungen
EinfluB zu nehmen. Durch einen AusschluBl Siidafrikas
aus den Vereinten Nationen wiirden sicherlich die politi-
schen Beziehungen abgebrochen werden, die fiir eine
ernsthafte Uberpriifung mdglicher Konzessionsbereitschaft
unerldflich sind. Fiir eine solche Uberpriifung gilt es je-
doch, gerade auch unter Beteiligung bisher eng mit Siid-
afrika verbundener Staaten, eine offensive Politik zu ent-
wickeln. Die Richtung konnte etwa darin liegen, Unter-
organisationen der Vereinten Nationen in Entwicklungs-
bemiihungen zugunsten der afrikanischen Mehrheitsbevol-
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kerung in der Republik direkt einzuschalten. In einer sol-
chen Strategie grundlegenden Wandels durch Zusammen-
arbeit stellt sich auch die Frage, ob es notwendig oder
sinnvoll ist, iiber den bestehenden Kontakt zu den Befrei-
ungsbewegungen Zusammenarbeit mit weiteren Kriften
des afrikanischen Nationalismus zu suchen.

Die aufgezeigten Entwicklungen innerhalb des weiBen Siid-
afrika und die sichtbare Neuorientierung des afrikanischen
Nationalismus wie Verdnderung der internationalen Lage
legen jedenfalls nicht mehr den SchluB nahe, daB allein iiber
eine Revolution die Rassenprobleme in Siidafrika 1§sbar sind.
Damit soll keineswegs dazu geraten werden, die Kritik an den
Fehlentwicklungen siidafrikanischer Politik aufzugeben, auch
sie mufl als Instrument des Einwirkens gewertet und erhalten
werden. Uniibersehbar ist das Risiko, in der Unterstiitzung
von Bantustanentwicklung oberflichlichen, taktischen Mano-
vern zu folgen, durch Zusammenarbeit mit der weilen
Machtelite deren Position erneut zu festigen, mit Abbau der
Konfrontation Siidafrika Zugang zu vermehrter dulerer Un-
terstiitzung zu schaffen. Angesichts der Alternativen eines
langen Rassenkriegs mit der Gefahr der Entwicklung zur
groflen internationalen Krise oder Erhaltung der weillen
Vorherrschaft auf der Basis der bisher geschaffenen Macht-
position scheint das Risiko dennoch tragbar. Gerade unter
einer verédnderten Konstellation ist die Losung des Siidafri-
kaproblems vorrangig Aufgabe der Vereinten Nationen. Sie
waren bisher Tridger der Konfrontation, dennoch blieb die
Mitgliedschaft Siidafrikas erhalten, und damit bestehen Be-
ziehungen, die nicht durch den Verdacht einseitiger Begiinsti-
gung belastet sind. Fiir die Staaten der Dritten Welt waren
bisher die Vereinten Nationen Instrument internationaler
Willensbildung, und darum erscheint hier ein politisches
Risiko fiir die Durchsetzung ihres Standpunktes noch am
ehesten tragbar.
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Siidafrika und das Prinzip der Gruppengleichstellung

Aufgabe der nachstehenden Darlegungen ist, angesichts der
durch innen- und auBenpolitische Faktoren kompliziert ge-
wordenen verfassungsrechtlichen Problematik der Siidafrika.
nischen Republik (SAR) hinzuweisen auf ein bisher in der
einschligigen internationalen Diskussion nicht geniligend be-
achtetes ordnungspolitisches Prinzip, das zur Entwirrung des
Schicksalsknotens beitragen konnte — nédmlich auf das Prinzip
der verfassungsrechtlichen Gruppengleichstellung.

Nicht kann Aufgabe eines solchen Hinweises hier sein

> die Auseinandersetzung mit den in der bisherigen inner-
stidafrikanischen Fdderalismus-Diskussion, etwa von der
United Party, vorgeschlagenen Losungen;

> eine Untersuchung, ob in der bisherigen Politik der siid-
afrikanischen Regierung schon Elemente enthalten sind,
die in die Richtung der Gruppengleichstellung deuten;

> eine genauere Vorschlagsliste, welche der vielfdltigen Ver-
wirklichungsmoglichkeiten dieses Ordnungsgrundsatzes im
besonderen Falle der SAR angebracht wiren (z. B. welche
Schlichtungsinstanz fiir Konfliktfille vorzusehen wire);

> eine Priifung der auBlerjuristischen, zumal auch der wirt-
schaftspolitischen Implikationen, die in der Verwirklichung
des Prinzips der Gruppengleichheit enthalten sind.

Vielmehr muBl sich die Darstellung im wesentlichen darauf
beschrinken, einleuchtend zu machen, daB die Gruppen-
gleichstellung tiberhaupt erérterungswiirdig ist, also nicht
unvereinbar ist mit dem Demokratieverstindnis der heutigen
Menschheit,

1. Ethnopolitische Grundtatsachen

In den Augen der Weltiffentlichkeit wird die innere und
duBere Entwicklung der Siidafrikanischen Republik (SAR)
bestimmt durch die Spannung zwischen den 3,8 Mill. Weillen
und den 17,7 Mill. Nichtweifen. Aber vom ethnopolitischen
Standpunkt gesehen ist dieses Bild zu einfach. Wir miissen
zum mindesten drei Hauptgruppen unterscheiden, nimlich die
(1970, amtlich)!
3,8 Mill, Weille,
15,1 Mill. Schwarze oder — nach siidafrikanischem, weder
krinkendem noch sachlich falschem Sprachgebrauch
— Bantu,
2,6 Mill. Mischlinge (2,0 Mill.) und Asiaten (0,6 Mill.,, die zu
97 vH Inder sind). Fiir die Mischlinge kénnen wir die
im Afrikaans, jhrer Muttersprache, gebriduchliche
Bezeichnung Klérlinge (afr. Kleurling) iibernehmen?.
Die Klérlinge und Inder stehen zwischen den Lagern der bei-
den anderen Gruppen®. Sie lieben die heutige Vorherrschaft
der WeiBlen nicht, aber alle Inder und die meisten Klorlinge
wiirden noch mehr eine Vorherrschaft der Schwarzen ableh-
nen, wie sie sich aus einer mechanischen Anwendung des
Majoritétsprinzips ergédbe und welche auf die Dauer ihre
politische Stellung nicht verbesserte, ihre wirtschaftliche Stel-
lung aber untergriibet.
Bei allen Betrachtungen tiber die Rechtslage der Bevilke-
rungsmehrheit in der SAR wird oft vergessen, daB sie nicht
der einzige Staat des Erdteils Afrika ist, in welchem eine
ethnische Minderheit {iber eine andersethnische Mehrheit
herrscht. Sowohl in Athiopien, wo eine Minderheit von Am-
haren iiber eine Mehrheit von Anderssprachigen regiert, wie
im bisherigen Portugiesisch-Afrika ist die groBe Mehrheit der
Bevilkerung bis 1973 politisch vollig rechtlos gewesen. In
beiden Reichen, Athiopien wie Portugiesisch-Afrika, wurde in
Bildungsfragen ein Verfahren angewandt, das man vielleicht
das luso-amharische nennen konnte und das auf folgenden
zwei Prinzipien beruhte: Nach Méglichkeit wurde der anders-
sprachigen (und im Falle der portugiesischen Gebiete auch
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andersrassigen) Mehrheit jede Bildungsmoglichkeit vorent-
halten. Wo sich aber eine Ausweitung des Schulnetzes nicht
vermeiden lieB, da war sie gekniipft an die selbstverstind-
liche Bedingung, daB einzige Schulsprache die jeweilige Lan-
dessprache sein diirfe, also das Portugiesische oder das Am-
harische, und da die Muttersprachen der Bevdlkerungsmehr-
heit ignoriert wiirden, auch wenn sie, wie z B. das Galla in
Athiopien, mehr Sprecher aufwiesen als die Landessprache.
Wenn man die Verfassungs- und Bildungsprobleme der SAR
sachlich beurteilen will, tut man gut, solche Tatsachen zum
Vergleich heranzuziehen. Immerhin gibt es ja in der SAR
allein drei Universitdten nur fiir die schwarze Bevilkerung,
ferner je eine fiir die Mischlinge und die Inder, ganz zu
schweigen von dem ausgedehnten Netzwerk von Grund- und
Oberschulen fiir diese Bevilkerungsgruppen. Es soll natiirlich
nicht behauptet werden, dall diese Forderung des Bildungs-
wesens schon einen geniigenden Ausgleich fiir eine weitge-
hende politische Entrechtung bilde. Es ist gerade umgekehrt:
durch die Heranbildung einer schwarzen Gebildetenschicht
hat die SAR, ob sie es wuflite und wollte oder nicht, gerade
die Voraussetzungen dafilir geschaffen, dal die Bantus ihr
Selbstbestimmungs- und Mitregierungsrecht ausiiben diirften.
Einer im abendlindischen Sinne gut gebildeten, kulturell
miindig werdenden ethnischen Gemeinschaft die politische
Miindigkeitserkldrung vorzuenthalten, ist eben moch unhalt-
barer, als wenn man so verfihrt mit einer auch kulturell un-
miindigen Analphabeten-Bevilkerung. Aber weitaus groBer ist
eben doch das Unrecht, einer andersethnischen Bevélkerungs-
mehrheit die politische und die kulturelle Miindigwerdung
vorzuenthalten. Unter diesemn Gesichtspunkt waren einige
Regierungen moralisch wenig berechtigt, in Den Haag als
Klidger gegen die SAR aufzutreten, wie Athiopien und Libe-
rien, die es wagten, der Kulturpolitik Siidafrikas gegeniiber
den Nichtweilen in Silidwestafrika vorzuwerfen, daB sie
»failed to promote to the utmost the material and moral well-
being and social progress of the inhabitants«. In bezug auf
Athiopien und Siidafrika schrieb ich 1969 einmal®;

»In beiden Léndern herrscht eine ethnische Minderheit iiber eine
Mehrheit von Anderssprachigen. In beiden Lindern geschieht fiir
die Hebung des Bildungs- und Lebensstandards der Andersspra-
chigen nicht so viel wie fiir den weiteren Aufstieg der herrschen-
den Minderheit. Immerhin gewinnt man den Eindruck, daB in
Silidafrika wohl zehnmal mehr fiir die beherrschte Mehrheit ge-
schieht als in Athiopien. Nun 1i8t sich sicherlich der Satz aufstel-
len, daBl diese zehnmal so grofe Anstrengung noch nicht ausreicht
und daBl Siidafrika Tadel dafiir verdiene, daB3 seine Anstrengun-
gen nicht noch sehr viel gréBer seien. Nur befremdet es, wenn an
die Spitze der Kritiker gerade der Staatschef von Athiopien tritt
und wenn weder inner- noch aufierhalb Afrikas jemand auf das
Paradoxe dieser Situation hinweist.«

Uber die bildungspolitische Praxis in Siidafrika und Portugie-
sisch-Afrika hiel§ es im gleichen Zusammenhang?:

»Die Portugiesen sagten rihrent< Negern dem Sinne nach: »Ihr
diirft Euer Land mitregieren, sobald Euer Bildungsstand dafiir
ausreicht¢, taten aber bis vor kurzem so gut wie nichts, um den
Bildungsstand zu erhéhen. Die WeiBen in Siidafrika taten sehr
viel, um die Bantus fiir die Mitregierung vorzubereiten, wurden
aber bis zum Regierungsantritt von Verwoerd nicht miide, ihnen
zu versichern, daB sie dieses Land niemals mitregieren diirften.«

Im iibrigen ist heute die politische Entrechtung der Bantus in
Stidafrika bei weitem keine vollstindige mehr, da heute etwa
die Hilfte der schwarzen Beviélkerung in eigenen autonomen
Gebieten ein hohes Mall von Selbstverwaltung genieBt.

2. Ldésungen, die keine sind

Als kiinftige Losung fiir die innere Struktur der SAR bietet
die Weltmeinung im allgemeinen die Anwendung des Grund-
satzes rone man — on vote«. Zu den GroBmaichten, die regel-
miBig fiir die Anwendung dieses Prinzips eintreten, gehoren
unter anderen die Vereinigten Staaten und Indien.



Um zu ermessen, was damit den weiBlen Siidafrikanern zuge-
mutet wird, braucht man sich nur klarzumachen, dafi es den
weiBen Nordamerikanern aullerordentlich schwerfiel, sich zur
politischen Gleichstellung ihrer schwarzen Mitbiirger zu ent-
schliefen, obwohl sie

> erstens nicht, wie in Siidafrika, 70 vH, sondern nur rund
12 vH der Einwohner bilden,
> zweitens sich nicht, wie in Siidafrika, durch ihre Sprache,
durch ihre gesamten kulturellen Traditionen und zum Teil
auch heute noch durch die Religion von den Weillen unter-
scheiden, sondern weitgehend rakkulturiert¢ sind, also hin-
sichtlich ihrer Sprachkultur und Religion weit mehr den
Klérlingen (Mischlingen) von Siidafrika als den dortigen
Bantu gleichen.
Man stelle sich vor, in den Vereinigten Staaten lebten nicht
rund 180 Mill. Weille und 25 Mill. (12 vH) Farbige, sondern, im
gleichen Zahlenverhiltnis wie in Siidafrika (1 :4,5), 18 Mill.
Weille und 81 Mill. Farbige zusammen. Man vergegenwirtige
sich ferner, wie hart nach 1945 die amerikanischen Neger um
ihre endliche volle Gleichberechtigung ringen mubBiten, und
frage sich dann, mit wieviel Bereitwilligkeit die weilen Ame-
rikaner wohl einer schwarzen Zweidrittelmehrheit die Gleich-
berechtigung auf der Grundlage >one man — one votec ein-
ridumen wiirden.
Oder man erwige, zu welchen Lésungen Indien greifen wiirde,
wenn dort die Angehorigen der Scheduled Tribes nicht (wie
bei der Zdhlung von 1961) mit 30 Mill. 7 vH, sondern mit 300
Mill. 70 vH der Einwohner bilden wiirden.
Auch der von manchen Seiten — so von der Fortschrittspartei
in Siidafrika selber — vorgeschlagene Ausweg, die Verlei-
hung des Stimmrechts an allerlei relativ strenge Bedingun-
gen, zumal solche bildungsmiBiger Art, zu kniipfen, wiirde
nicht viel helfen. Erstens widerspricht eine solche Diskrimi-
nierung der Unterschicht der internationalen Praxis, zumal
auch der schwarzafrikanischen, und wiirde sich nur kurze
Zeit aufrechterhalten lassen. Die OAU wird schwerlich zu-
stimmen, dal man den Analphabeten in Siidafrika ein Recht
vorenthilt, das ihnen in Ghana und Kenia zusteht. Zweitens
konnen auch solche Beschrinkungen die baldige Majorisie-
rung der WeiBlen nicht verhindern.

3. Das Prinzip der Gruppengleichheit

Es gilt, einen Grundsatz zu finden, der ebenfalls dem Prinzip
der Gleichheit aller Menschen Rechnung triégt, aber auf eine
andere Weise. Ein solches Prinzip ist das der Gruppengleich-
heit. Es besagt, daB alle politischen Entscheidungen, oder we-
nigstens alle wichtigen, nur getroffen werden kénnen, wenn
ihnen die Mehrheit jeder der beiden mit-staatsfiihrenden
ethnischen Gruppen (co-dominant groups) zustimmt. Dabei ist
es von sekundirer Bedeutung, ob man beiden Gruppen im
Parlament, unabhédngig von ihrer Kopfzahl, die gleiche Zahl
von Sitzen zubilligt, wie in Pakistan, ehe Bangladesch ent-
stand.

Das Prinzip der Gruppengleichheit spielt eine {iberragende
Rolle in den internationalen Beziehungen, wo das Prinzip
»one country — one vote« fast uneingeschrinkt gilt. Die Ein-
wohnerzahlen der Malediwen (80 000) und Chinas (800 Mill.)
verhalten sich etwa wie 1 :10000; trotzdem verfiigen beide in
der Generalversammlung der Vereinten Nationen nur iiber
je eine Stimme. Diese aulBlenpolitische >Nationen-Gleichheit«
ist aber nur ein Sonderfall der Gruppengleichheit, fiir deren
innenpolitische Anwendung hier plddiert wird.

Man findet diesen Grundsatz zum Beispiel in den Verfas-
sungen der Schweiz und der Vereinigten Staaten, die in ihren
beiden Oberhidusern (Stinderat und Senat) jedem Gliedstaat
unabhiingig von der Einwohnerzahl je zwei Sitze geben.
Wichtiger ist es aber, da der Grundsatz auch schon auf
ausgesprochen ethnopolitische Fragen innenpolitisch ange-
wendet worden ist. Wohl das bekannteste Beispiel ist Bel-
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gien, wo das Kabinett stets die gleiche Anzahl sprachfranzo-
sischer und sprachniederlindischer (flimischer) Minister um-
fassen mufl und fiir verschiedene Fragen (z. B. Bildungswesen)
stets zwei Minister amten, deren jeder eine der beiden gro-
Ben Sprachgemeinschaften vertritt. Ein eindrucksvolles Bei-
spiel ist hier der 1971 geschaffene >Agglomerationsratc fiir
GrofB-Briissel, in welchem die 20—25 vH Flamen die Hilfte
der 12 Sitze innehaben. Ein anderes Beispiel ist Zypern, wo
den nicht ganz ein Fiinftel der Bevilkerung bildenden Tiirken
zwar 30 vH der Sitze im Parlament zugestanden worden
sind, wo aber wesentliche Verfassungsbestimmungen nur mit
doppelter Zweidrittelmehrheit beider Nationalititen abge-
dndert werden konnen und gewisse andere Gesetze die dop-
pelte einfache Mehrheit der tilirkischen und griechischen Ab-
geordneten erfordern. Gewil3, die Zypernlésung ist nach ihrer
Entstehung kaum je aus den Krisen und — oft bewaffneten
— Konflikten herausgekommen. Das #éndert aber nichts an
der Tatsache, daB die internationale Offentlichkeit sie trotz
der in ihr implizierten Negierung des reinen Majoritdtsprin-
zips angenommen und keineswegs als prinzipiell undemo-
kratisch verworfen hat. Das Scheitern des Zypern-Experi-
ments beruht im {ibrigen vor allem darauf, daB es nicht von
den beiden beteiligten zyprischen Volksgruppen frei unter-
einander ausgehandelt worden ist, sondern ihnen, vor allem
der griechischen Mehrheitsgruppe, von aulen auferlegt wur-
de. Auch eine entsprechende KompromifBlésung in Siidafrika
hétte Aussicht auf Bestand nur, wenn ihr die unmittelbar
beteiligten Partner frei und aus innerer Uberzeugung zu-
stimmten.

Es kann nicht Aufgabe dieses Aufsatzes sein, aus Vergangen-
heit und Gegenwart alle in Betracht kommenden Beispiele,
von Sikkim bis Sri Lanka und von Fidji bis Kanada, anzu-
fiihren?. Ich beschrinke mich auf ein paar Beispiele aus sol-
chen Bereichen, in denen die den weilen Siidafrikanern un-
giinstige Grundstimmung besonders ausgesprochen ist und
aus denen daher besonders entschiedener Widerspruch gegen
jede Losung zu erwarten ist, die nicht die sofortige Allein-
herrschaft der schwarzen Mehrheit erméglicht, nimlich

1. aus den Vereinten Nationen,
2. aus der kommunistischen Staatenwelt,
3. aus Schwarzafrika.

1. Die Vereinten Nationen schufen 1949 fiir Athiopien und das
ihm neu angeschlossene Eritrea einen Imperial Federal
Council mit je 50 vH der Sitze fiir Eritrea (1,4 Mill. Ein-
wohner) und das eigentliche Athiopien (22 Mill. Einwohner);
diese Einrichtung wurde von Kaiser Haile Selassie 1962 abge-
schafft, was einen bis heute wihrenden bewaffneten Wider-
stand in Eritrea ausloste. Fiir Jerusalem sah die UNO im
gleichen Jahre einen Gesetzgebenden Rat vor, in welchem die
Religionsgemeinschaften der Juden, Moslems und Christen
trotz ihrer Zahlenungleichheit je acht Sitze erhalten sollten.
Wenn dieser BeschluB auch nie verwirklicht wurde, so be-
weist er doch ebenfalls, da man in den UNO die Gruppen-
gleichheit nicht fiir ein grundsitzlich undemokratisches Prin-
zip hilt,

2. In der kommunistischen Welt ist zum Beispiel zu verwei-
sen auf die tschechoslowakische »Kammer der Nationeng, in
welche zufolge der Verfassung von 1968 die 10 Mill. Tsche-
chen und die 4 Mill. Slowaken je 75 Vertreter entsenden, so-
wie auf den Nationalititen-Sowjet der UdSSR, in welchem
auf jede der 15 Bundesrepubliken von RufBlland mit seinen
130 Mill. Einwohnern bis hinab zu Estland mit 1,3 Mill. je
32 Vertreter entfallen.

3. Aus Schwarzafrika ist vor allem Kamerun zu nennen. Im
Bundesparlament sitzen 40 Vertreter des zum franzdsischen
Kulturkreis gehérenden Ost-Kamerun (3,2 Mill. Einwohner)
und 10 des zum englischen Kulturbereich gehiérenden West-
Kamerun (0,8 Mill. Einwohner); jedes Gesetz erfordert die
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doppelte Majoritdt, so daB fiinf Abgeordnete aus West-
Kamerun praktisch Vetogewalt haben kénnen. Daneben kann
auf Aquatorial-Guinea (frither Span. Guinea) verwiesen wer-
den, in dessen Oberhaus das von Fang bewohnte Rio Muni
(230 000 Einwohner) und das vornehmlich von Bubi bewohnte
Fernando Poo (40000 Einwohner) je sechs Vertreter ent-
sandten, bis der Diktator F. Macias Nguema die Bubi ent-
rechtete.

Natiirlich entspricht keiner dieser Fille genau dem von Siid-
afrika. Auch sagt die formalrechtliche Regelung wenig aus
tiber die Funktionsfidhigkeit derartiger Lésungen. Im Augen-
blick aber geht es um eine viel elementarere Frage: ob nidm-
lich derartige Lésungen von der slidafrikanischen wie auch
von der internationalen Offentlichkeit iiberhaupt als disku-
tabel betrachtet oder aber als Negierungen des reinen Mehr-
heitsprinzips von vornherein pauschal verworfen werden. Da
ist es nun von schlechthin entscheidender Bedeutung zu sehen,
dafl drei Stidafrika ganz besonders kritisch gegeniiberstehende
Gruppierungen — die UNO, die kommunistische und die
schwarzafrikanische Staatenwelt — das Prinzip der Gruppen-
gleichstellung bereits mehrfach angewendet haben.

Die Gegner der WeiBen Suidafrikas werden sagen: ja, wenn
es sich bei Weil und Schwarz in Siidafrika um Gruppen von
ungefihr vergleichbarer Grifie, von etwa der gleichen GriéBen~
ordnung handeln wiirde, wie bei Flamen und Wallonen in
Belgien, dann liefle sich vielleicht {iber diesen Grundsatz re-
den. Aber man kann doch nicht den 70 Prozent Schwarzen
zumuten, dal sie sich als Gruppe auf eine Stufe mit den nur
17 Prozent Weilien stellen!

Obwohl diese Logik nicht zwingend ist, ist es angebracht, an
dieser Stelle die Frage aufzuwerfen, ob eine Aussicht besteht,
daB sich die Zahlenverhiltnisse in Siidafrika in absehbarer
Zeit wesentlich &ndern konnten.

4. Die Bantustans heute

Hier ist nun anzukniipfen an das Phiénomen der zuweilen
spottisch so genannten >Bantustans¢, also der Autonomen Ge-
biete, die seit 1963 fiir die Bantus eingerichtet worden sind.
AuBerhalb Siidafrikas wird immer wieder skeptisch gefragt,
ob es sich dabei um eine echte Autonomie handele und ob die
Regierungen dieser Gebiete nicht einfach willenlose oder will-
fédhrige Puppen im Dienste der Zentralregierung in Pretoria

seien. Das dem nicht so ist, sei an einem kleinen, aber bezeich-
nenden Beispiel verdeutlicht.

An den Staatsschulen fiir die Bantus war seit 1955/56 die Un-
terrichtssprache in den Volksschulklassen 1—8 in der Regel
die Muttersprache der Kinder. Auf der Oberschulstufe aber,
also in den Klassen 9—12 waren Englisch und Afrikaans die
Unterrichtssprachen, und zwar beide grundsétzlich gleichbe-
rechtigt, wie auch beide schon vom 1. Schuljahr an als Ficher
gelehrt werden mubBten.

Als nun 1963 in Transkei die erste Autonome Regierung ans
Ruder kam, gehorte zu ihren ersten Amtshandlungen, in Zu-
sammenarbeit mit dem neu geschaffenen Regionalparlament
von Transkei, den Unterricht in der Muttersprache auf die
Klassen 1—4 zu beschrinken und in den Klassen 5—12 Eng-
lisch zur einzigen Unterrichtssprache zu machen, also das
Afrikaans nur noch als Unterrichtsfach beizubehalten, und
das, obwohl doch die Zentralregierung in Pretoria fast aus-
schlieflich von Minnern afrikaanser Muttersprache gebildet
wird, so dafl diese Geste von der herrschenden Partei als
kriankend empfunden werden konnte. Trotzdem setzte Preto-
ria der Anwendung des transkeiischen Gesetzes keinen Wider-
stand entgegen.

Es scheint nun, daBl die Nationale Partei unter Vorster sich
dazu durchgerungen hat, im Laufe der Zeit, und zwar einer
durchaus absehbaren Zeit den (bisher) 8 Bantustans den Aus-
tritt aus dem Sidafrikanischen Staatsverband, also die Un-
abhingigkeit, zu ermdglichen. Das wurde von Vorster zuerst
1970 ausgesprochen und wurde endgiiltig deutlich, als er sich
am 6. Mérz 1974 in Pretoria auf einer ersten »Gipfelkonferenz«
mit den Erstministern der Bantustans traf und auf dieser in
aller Form erklirte, die Zentralregierung sei jederzeit bereit,
ernsthafte Gespriiche iiber die Unabhingigkeit eines oder
mehrerer Bantustans aufzunehmen. Nur wenige Tage darauf
hat das Parlament von Transkei beschlossen, die Unabhin-
gigkeit innerhalb der allernichsten Jahre zu verwirklichen.
Insgesamt hat die slidafrikanische Regierung bisher etwa der
Hilfte der Negerbevilkerung Autonome Gebiete (homelands)
gegeben, innerhalb deren sie sich selber regieren und deren
rechtlicher Status schon heute iiber dem einer Provinz liegt
und dem von nichtsouveridnen Staaten (Bantustaaten) nahe-
kommt. Die folgende Ubersicht zeigt, welcher Teil der einzel-
nen Neger-Volker in diese Regelung einbezogen wurde:
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Bantu-Sprachgemeinschaften,
aufgegliedert nach Autonomen Gebieten und Diaspora

Sprache Sprecherzahl daven in einem »Diasporat
1970 der homelands«
absolut vH
Zulu 4026 100 2135000 53,0 1891 100
Xhosa 3930100 2206 200 56,1 1723 900
Pedi 1 603 900
Nord-Ndebele 181 800
Nord-Sotho 1785 600 1071200 60,0 614 400
Tswana 1719 400 610500 35,5 1108 900
(West-Sotho)
Siid-Sotho 1451 800 144000 9,9 1307 800
(Shoeshoe)
Tsonga 737 200 392900 53,3 344 300
(Shangaan)
Swazi 498 700 112000 22,5 386 700
Venda 357 900 251200 70,2 106 700
Siid-Ndebele 233 000 55200 23,7 177 800
(Sonstige) (318 200) (18900  6,0) (299 300)
Bantu insg. 15 058 000 6997200 46,5 8 060 800
(53,5 vH)

Fiir sieben von diesen neun Gruppen wurden folgende acht
Autonomen Gebieten oder Eigenstaaten geschaffen:

Griindungs- Ethnische Autonomes Quadrat-
datum Gruppe Gebiet meilen
11.12. 1963 Xhosa Transkei 14178
1.10.1971 Siid-Sotho Basotho Qwagwa 177
30. 3.1972 Zulu Kwa Zulu 12 141
1. 6.1972 Tswana Bophuta Tswana 14 494
1. 8.1972 Xhosa Ciskei 3 547
2.10.1972 Nord-Sotho Lebowa 8 549
1. 2.1973 Tsonga Gazankulu 2576
1. 2.1973 Venda Venda 2333

Die Einwohnerzahlen der Autonomen Gebiete entsprechen
ungefdihr den in der Tabelle fiir die betreffenden Autonomen
Gebiete angegebenen Zahlen, nicht genau, denn in diesen Ge-
bieten leben auch Angehoérige anderer Bantuvdlker, z. B. im
Vendaland neben einer Viertelmillion Venda auch rund 25 000
Nord-Sotho und Tsonga.

Uber zwei Autonome Gebiete (Transkei und Ciskei) verfiigen
die Xhosa.

Ohne ein solches eigenes Gebiet leben die Swazi und die Siid-
Ndebele sowie die »Sonstigen«.

Diese drei letztgenannten Gruppen umfassen zusammen 6,9
vH aller Bantus. Zieht man sie von den Endzahlen der Ta-
belle ab, so ergibt sich immerhin, daBl von den iibrigen sieben
Gruppen bereits etwas mehr als die Hilfte, ndmlich 52,4 vH,
in den Autonomen Gebieten lebt.

5. Die Bantustans morgen

Nun ist der Weg zur Unabhingigkeit allerdings fiir alle Ban-
tustans nicht eben einfach zuriickzulegen. Die Hauptschwierig-
keit liegt darin, daf3 fast alle aus einer Reihe nichtzusammen-
hingender Gebietsteile bestehen und daB sehr fraglich ist, ob
sie ohne eine Konsolidierung, d. h. eine Zusammenlegung zu
geschlossenen Linderblocks, tiberhaupt lebensfihig sein wer-
den. Man mufl dabei folgende Tatsachen im Auge behalten,

> dal} die Zentralregierung schon in den vergangenen Jahren
eine erhebliche Anzahl von Gebietszusammenlegungen und
Gebietsaustauschen durchgefiihrt hat, um die Zersplitte-
rung der Bantustans zu verringern,

> daB sie ferner grundsitzlich zu weiteren und umfassenden
MaBnahmen in der gleichen Richtung bereit ist, daB aber

> drittens die Fiihrer der Bantustans sehr viel weiter ge-
hende Zugestindnisse verlangen, als Pretoria vorerst zu
bewilligen bereit oder auch nur in der Lage ist.
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Durch die sog. consolidation ist im letzten Vierteljahrhundert
die Zahl der unzusammenhingenden homeland-Gebietsteile
(black areas) von 264 i. J. 1950 auf 167 i. J. 1965 und 82 i. J. 1974
gesunken. Aber selbst nach Durchfiihrung aller zur Zeit be-
reits im Gang befindlichen oder fest beschlossenen Zusam-
menlegungen wiirden acht homelands aus 39 Gebietsteilen
bestehen — Kawa Zulu allein aus zehn. Und naturgemill be-
ziehen sich die Zusammenlegungspléine oder -wiinsche schritt-
weise auf immer groBere oder volkreichere Gebiete, rufen
also immer mehr Widerstand bei den dort wohnhaften Weilen
hervor.

Andererseits ist hervorzuheben, dal wenigstens eines dieser
Bantustans, nédmlich Transkei, schon jetzt einen wverhiltnis-
mifig geschlossenen Landblock darstellt, wenn auch seine
Regierung noch Arrondierungen fordert, insbesondere die Ein-
beziehung der Hafenstadt St. Jones. Da Transkei aufBlerdem
der Landesteil mit der weitaus iltesten Selbstverwaltungs-
tradition ist — die Ansitze zu einer Selbstverwaltung der
Schwarzen gehen hier bis auf das Jahr 1895 zuriick — wird
sich die Unabhingigkeit gerade dieses Autonomen Gebietes
wohl schon 1976 verwirklichen lassen.

Bei den anderen Gebieten liegt es durchweg komplizierter,
am meisten bei Kwa Zulu in Natal, in welchem das selbstbe-
wuliteste aller siidafrikanischen Negervilker wohnt, ndmlich
die Zulu, deren Autonomes Gebiet aber im Augenblick noch
zu den am meisten aufgesplitterten Bantustans gehért. Auch
gehort der Erstminister dieses Gebietes, Gatsha Buthelezi, zu
den entschiedensten und hartnéckigsten Wortfiihrern der
Neger nicht nur seines eigenen Gebietes, sondern von ganz
Stidafrika, wozu nicht wenig beitrdgt, wie sehr er sich des
internationalen Riickhaltes der silidafrikanischen Neger be-
wullt ist.

Dazu kommt ferner die an dieser Stelle nicht mehr zu erér-
ternde schwerwiegende Frage nach der wirtschaftlichen Le-
bensfidhigkeit dieser Bantustaaten. In einem Aufsatz, den er
mitten im Zulugebiet geschrieben hat®, definiert Anthony Bar-
ker ein homeland als »ein Gebiet, wo niemand linger als ein
paar Monate mit seiner Familie zusammenleben kann, ohne
gezwungen zu sein, es (ndmlich als Gastarbeiter in einem an-
deren Landesteil) zu verlassen. Dauernd in den Bantustans
zu leben ist zur Zeit fiir die Mehrheit ihrer Bewohner unmog-
lich.« Ich zitiere diesen Satz, ohne ihm zustimmen oder ihn
widerlegen zu wollen, denn selbst wenn er falsch sein sollte,
deutet er doch auf die schwerwiegenden sachlichen und psy-
chologischen Hindernisse hin, die einer Selbstindigkeit der
Bantuldnder im Wege stehen.

Falls nun wirklich die Bantustans aus dem siidafrikanischen
Staatsverband ausscheiden, so erhebt sich die Frage, ob sie
nicht nur unabhidngig von Pretoria werden, sondern auch auf
der internationalen Biithne unabhingig voneinander agieren
sollten, so dafl zum Beispiel die Vereinten Nationen um acht
schwarze Mitgliedstaaten bereichert wiirden.

Es gibt vor allem zwei Griinde, die gegen eine solche Lésung
sprechen. Der weniger gewichtige (aber doch auch nicht unge-
wichtige) ist, daB Schwarzafrika schon heute in der UNO im
Verhiiltnis zu seiner Bevilkerungszahl weit {ibervertreten ist.
Das die Zusammensetzung der Generalversammlung beherr-
schende egalitdre Prinzip »one country — one vote¢ setzt eine
Primie auf jede politische Aufsplitterung griéferer Erdriume
und damit zugleich auch auf einen bestimmten Grad von
Unterentwickeltheit, denn die Art der Vielstaaterei, die wir
in Mittelamerika, bei den arabischen Olstaaten und in West-
afrika finden, ist das typische Symptom einer unausgereiften
kulturellen Entwicklung. Im Falle Afrikas aber konnte das —
man denke an die mindestens drei kiinftigen schwarzen Staa-
ten des portugiesischen Kolonialreichs — zu einer in diesem
Ausmaf unberechtigten und ungesunden Mehrung des Ein-
flusses Schwarzafrikas flihren®.
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Wesentlicher aber sind die ungesunden Folgen, die eine hun-
dertprozentige Unabhingigkeit fiir die betreffenden >Bantu-
stans¢ selber haben wiirde. Fiir Staaten mit geringer Bevilke-
rung und noch geringerer kultureller und wirtschaftlicher
Oberschicht bedeutet die Unabhingigkeit einen spiirbaren
brain drain; ein erheblicher Teil der wenigen fiir unum-
ginglich notwendige qualifizierte Arbeiten im Lande selber
fachlich geschulten und dringend benétigten inlédndischen
Fachleute wird abgesogen in entbehrliche Arbeiten vielfach
rein reprisentativer Art.

Jedes unabhiingige Land glaubt zum Beispiel seine Ministe-
rien fiir Auswiirtige Politik, Verteidigung, Finanzen, im Wirt-
schaftsministerium eine AuBlenhandelsabteilung, eine Noten-
bank, vor allem aber auch eine Delegation bei den Vereinten
Nationen und ihren wichtigsten Sonderorganisationen sowie
Botschaften und Konsulate bei einer Reihe von Staaten unter-
halten zu miissen. Das kann sich im Grunde Nikaragua so
wenig leisten wie Niger. Sind aber solche Pfriinde erst einmal
geschaffen, so ist es nicht leicht, sie wieder abzuschaffen.
Aus solchen und anderen Griinden wire zu wiinschen, dall
die siidafrikanischen Bantustaaten sich nach ihrem Ausschei-
den aus dem siidafrikanischen Staatsverband zusammenschlie-
Ben und ihre fachlichen Ressourcen poolen, indem sie gemein-
sam nur ein Aulenministerium, nur eine UN-Vertretung usw.
einrichten. Dabei bediirfte es niherer Untersuchung, wie weit
die am 1. August 1973 von Barbados, Guayana, Jamaika sowie
Trinidad und Tobago gegriindete Carribean Community
(CARICOM), der sich im April 1974 sechs weitere karibische
Kleinstaaten anschlossen, als Vorbild oder doch als Anregung
dienen konnte.

Eine iliberdenkenswerte Formel fiir die Beziehungen zwischen
den neuen Bantustaaten kénnte sein:

> Politik: Im Vordergrund steht die Zusammenarbeit der
neuen Staaten untereinander;

> Kultur: Im Vordergrund steht ihre Eigenstindigkeit, zu-
mal jeder iiber eine eigene (Schrift-)Sprache verfiigt;

> Wirtschaft: Im Vordergrund steht ihre Zusammengehérig-
keit und Zusammenarbeit mit ihren Nachbarn, zumal mit
Rest-Stlidafrika; sie blieben, z.B. im Hinblick auf Zélle,
Teil einer gesamtslidafrikanischen Wirtschaftsunion.

6. Die Zukunft des restlichen Siidafrika

Die politische Ausgliederung der neuen Bantustaaten wiirde
die ethnische Gliederung der verbleibenden Bevélkerung der
Stidafrikanischen Republik ungefidhr wie folgt verindern!®:

Ethnische Gliederung (in vH) heute nach Aussonderung
der Bantustaaten

Weille 17 27

Mischlinge (Klérlinge) 9 14

Asiaten 3 4

Bantu 70 55

Bei Gesprichen iiber die kiinftige innere Gliederung wvon
Rest-Siidafrika wiirden sich die 14 vH Klorlinge, falls die
WeiBen sie nicht systematisch vor den Kopf stofen, wohl
eher diesen als den Bantu anschliefien, womit die >Minder-
heit« europédischer Muttersprache auf 41 vH stiege. Ahnliches
gilt fiir die Inder. Damit aber wiren fiir die Anwendung des
Grundsatzes der Gruppengleichheit ungleich bessere Voraus-
setzungen geschaffen als sie heute bestehen.

Es ist dem Verfasser bekannt, welche groBen zusitzlichen
Schwierigkeiten einer Regelung im restlichen Siidafrika dar-
aus erwachsen, dafl zunichst die strittige Frage bereinigt wer-
den miiBte, ob die dort lebenden Bantus als Biirger eben die-
ses ihres heutigen Wohngebietes oder aber als Biirger ihres
Heimatgebietes, also eines der verschiedenen Bantustans zu
betrachten und zu behandeln wiren. Doch ist diese Frage
nicht unlésbar, zumal es fiir sie mehr als nur eine L&ésung
gibt.
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7. Siidwestafrika (Namibia)

Der vorstehende Versuch, Losungsmoglichkeiten fiir die ver-
fassungspolitischen Probleme der Siidafrikanischen Republik
zu skizzieren, ermoglicht es auch, eine entsprechende Skizze
fiir die Fragen der kiinftigen Verfassungsordnung des heuti-
gen Siidwestafrika zu wagen.

Auch hier geht die Weltmeinung von der Auffassung aus, es
gehe hier eigentlich nur um die Gegeniiberstellung der Rechte
von 90700 Weilen und von 655 600 NichtweiBen. Aber auch
hier liegen die Verhiltnisse weniger einfach, auch hier haben
wir es in Wirklichkeit mit einer Dreiteilung zu tun, die sich
daraus ergibt, da unter den Nichtweiflen eine bestimmte
Gruppe, nidmlich die Owambos, die Mehrheit bilden. Die
iibrigen Nichtweien aber wiirden zwar durchaus eine Be-
endigung der Alleinherrschaft des weilen Mannes begriilen,
keineswegs aber gerne fiir sie eine Mehrheitsherrschaft der
Owambos eintauschen.

Wir finden in Stidwestafrika

90 700 Weille
342 500 Owambos
313 100 sonstige NichtweiBe.

Diese »Sonstigen¢ aber bilden nun untereinander keineswegs
eine rassische oder sprachliche Einheit. Es finden sich unter
ihnen so verschiedene Gruppen wie die Mischlinge (Klorlinge
und Bastarde), die afrikaanser Muttersprache sind, die Herero
und Kavango, die Bantus sind und auch Bantusprachen spre-
chen, die Damara, die abstammungsmiBig zu den negroiden
Volkern gehoren, deren Muttersprache aber Nama (Hotten-
tottisch) ist, und endlich die Hottentotten oder Nama, die
weder rassisch noch sprachlich mit den Bantus verwandt sind.
Afrikaans ist die Mutersprache von 110 000 Einwohnern (dar-
unter 47000 Mischlinge), Deutsch von 23000, Englisch von
7 000.

Auch in Stidwestafrika wiirde die Anwendung des Prinzips
der Gruppengleichheit auf groBte psychologische Schwierig-
keiten stoflen, wenn man dabei die Gesamtheit der Nicht-
weiBen als Einheit behandeln wollte. Nun wohnen die Owam-
bos im Norden in einem zusammenhingenden Gebiet, das
heute schon weitgehende Selbstverwaltung genieBt, also ein
sog. Bantustan darstellt, und bei dem {iberdies das Problem
der Arrondierung, das bei den Bantustans der Siidafrikani-
schen Republik eine solche Rolle spielt, nicht besteht.

In dem Augenblick, wo man den Owambos die Unabhéngig-
keit gewihrte, bestiinde im {ibrigen Siidwestafrika ein Zah-
lenverhiltnis zwischen den WeiBen und den verschiedenen
nichtweiflen Gruppen, das eine Durchfiihrung des Prinzips
der Gruppengleichheit wesentlich aussichtsreicher erscheinen
lassen wiirde, zumal wir ja auch hier eine nichtweile Gruppe
vorfinden, deren Muttersprache européischen Ursprungs ist.
Das jetzt im einzelnen zu erdrtern, ist nicht Aufgabe dieses
Aufsatzes. Wichtig ist vor allem, dall man sich dariiber klar
wird, wie eine gesunde, d. h. die politische und wirtschaft-
liche Zukunft Slidwestafrikas nicht willkiirlich und wissent-
lich aufs Spiel setzende Regelung geradezu verhindert wird
durch das Beharren der Vereinten Nationen auf der Beibe-
haltung der Kolonialgrenzen, die noch aus der Zeit der
deutschen Herrschaft stammen. Es gehort ein erhebliches MaB
von Doktrinarismus dazu, darauf zu bestehen, dafl die Owam-
bos mit den iibrigen Siidwestafrikanern im gleichen Staats-
verband bleiben und womdglich sogar auch darauf, daB der
(fortab also sakrosankte) Caprivi-Zipfel auf ewige Zeiten bei
Siidwestafrika bleibe.

Auf der anderen Seite wire, dhnlich wie wir fiir Siidafrika
die Moglichkeit ins Auge faBiten, daB die unabhingigen Bantu-
staaten in einer vorwiegend wirtschaftlich ausgerichteten
Konfideration mit dem restlichen Siidafrika zusammenleben
und zusammenarbeiten, auch in Slidwestafrika denkbar, daB
der Owambostaat mit dem restlichen Siidwestafrika in einer
Konféderation vereint bliebe, die eine engste wirtschaftliche
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Zusammenarbeit ermoglichte. Eine fiir alle Beteiligten trag-
bare Lésung wire in Siidwestafrika vermutlich sogar eher
leichter zu finden als in Siidafrika, wenn nur bei allen Be-
teiligten, vor allem auch bei den Beteiligten, die nicht inner-
halb Siid- und Stidwestafrikas leben, Aufgeschlossenheit und
ein echter guter Wille vorausgesetzt werden diirften.

Anmerkungen

1 Fiir 1974 schiitzt man auf 4,2 Mill. WeiBe, 17,7 Mill. Bantus, 2,3 Mill.
Klérlinge und 0,97 Mill. Asiaten.

2 Den Ausdruck »Klérlinge« verwandte schon Helmut Erbe: Afri-
kaanse Lyrik, Miinchen 1959, z. B. S. 266—67.

3 Klaus Frhr. von der Ropp: Die BRD und die Siidafrika-Debatte in
der UNO, in: VN 21. Jg. (1973) Heft 4, S. 126 £f.

4 Vgl b. von der Ropp (Anm. 3) das Zitat aus Fatima Meer: Indian
People: Current Trends and Politics, in: South African Minorities,
Johannesburg 1971, S.30: »He (der Siidafrika-Inder) has today

Rassentrennung in Siidafrika: Neue

Nach allzu langen Jahren der zunehmenden Verhirtung und
der Perfektionierung des siidafrikanischen Apartheidsystems
scheint sich in jlingster Zeit, beschleunigt durch die Entwick-
lungen in Angola und Mozambique, ein grundlegender Wan-
del durchzusetzen. Bei der Diskussion zum — aufgrund drei-
fachen Vetos der Westmichte Ende Oktober 1974 gescheiter-
ten — afroasiatischen Antrag auf AusschluB Siidafrikas aus
der UNO meinte Siidafrikas UN-Botschafter Botha: Auch
seine Regierung billige nicht Diskriminierung nur aufgrund
von Rasse oder Hautfarbe; sie werde alles tun, um diese zu
beenden'. Welche gesetzgeberischen und administrativen MaB-
nahmen und Pline wurden in den letzten Monaten gefaft,
welche Auswirkungen auf den zwischenmenschlichen Bereich
spiirbar, die diese programmatische Erkldrung zu stiitzen ver-
mogen? Welche neuen Losungsperspektiven zeigen sich ins-
besondere fiir die dringendsten Probleme der Rassentren-
nungspolitik: geographische und wirtschaftliche Konsolidie-
rung der Heimatlinder, die Rolle der >urban blacks« und die
Stellung der Coloureds?

I. Teilhabe an der politischen Macht
An dem zentralen politischen EntscheidungsprozeB der Repu-
blik kénnen weder Siidafrikas Schwarze noch die Coloureds

und Asiaten teilnehmen: Stimmberechtigt zum Parlament sind
lediglich WeiBe®.

1. Heimatlinder

Um auch den Schwarzen autonome politische Gestaltungs-
rechte zu ermoglichen, entwickelte die seit 1948 regierende
Nationale Partei ihre >Homelands-Politik«. Sie bildete acht
»Heimatldnder«: Transkei, Ciskei, Bophuthatswana, Lebowa,
Gazankulu, Venda3, KwaZulu sowie Qwagwat, In den Home-
lands leben gegenwiirtig 45 vH der Schwarzen.

Langfristig sollen alle Heimatlinder auf eigenen Wunsch in
die staatliche Unabhingigkeit entlassen werden; Siidafrikas
Premierminister Vorster rechnete damit noch in diesem
Jahrzehnt5, Die Gesetzgebende Versammlung der Transkei
bat die siidafrikanische Regierung im Méirz 1974, innerhalb
von fiinf Jahren unabhingig zu werden, sofern sein jetzt noch
zerstiickeltes Gebiet bis dahin arrondiert sei. Dies wurde ihr
vom siidafrikanischen Kabinett zugestanden®. Als Unabhén-
gigkeitsdatum wird 1976 avisiert. Die Transkei wiirde dann
als souveriner Staat zum Beispiel eine eigene Armee und
einen Rundfunk unterhalten. Wenn sie diplomatische Bezie-
hungen mit anderen Staaten aufnehmen und die UNO-Mit-
gliedschaft beantragen will, zwingt sie diese damit mittelbar,
Stellung zu beziehen zu einem wesentlichen Grundpfeiler der
Apartheidpolitik.
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reached a point where he considers Afrikaner nationalism. ... to
be preferable to African nationalisme,

Kloss: Grundfragen der Ethnopolitik im 20, Jarhundert. Wien 1969,
8. 511.

Siehe Kloss (Anm., 5), aaO, S. 510.

Ich verweise auf meine Abhandlungen »Volksgruppen und Volks-
gruppenrecht in der Demokratie:;, in Th, Veiter (Hrsg.): System
eines internationalen Volksgruppenrechts, Wien, Bd. I, 1970, S. 105
bis 138, und Der multinationale Staat, ebda, Bd. II, 1972, S. 189—221;
ferner auf A. Verdoodt: La protection des droits de I'homme dans
les états plurilingues, Paris und Briissel 1973, S.73—85, dessen
Fragestellung auf meine Abhandlungen zuriickgeht.

8 A. Barker: Thoughts from Ngutu, in: South African Outlook,
Jg. 104, Februar 1974, S. 24.

Ich schrieb 1969 (Grundfragen der Ethnopolitike, S. 486): »Wenn sich
die heutigen afrikanischen Staaten, denen 1967 bereits 31 vH aller
VN-Sitze gehdrten, alle noch einmal spalteten, wiirden sie in den
VN iiber die Mehrheit verfiigen.« Das gleiche Ergebnis kiinnte die
Schaffung zu vieler afrikanischer oder doch »schwarzer< Zwergnatio-
nen (vgl. z, B. auch Surinam; Niederl. Antillen) haben.

10 Nach S. P. Celliers: Appeal to Reason, Stellenbosch 1971, 5. 7.
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Perspektiven?

ROBERT V. LUCIUS

Bei einer Gipfelkonferenz im November 1974 erklidrten die
Premiers der Homelands, gegenwirtig plane kein anderes
Gebiet, um die Unabhingigkeit nachzusuchen. Gazankulu,
Lebowa und evtl. Venda bereiten hingegen in ersten Gespri-
chen eine Vereinigung oder Foéderation vor. In verschiedenen
AuBerungen schwarzer Homeland-Politiker wie der weiBlen
Oppositionsparteien wird eine Foderation als zukiinftige
staatsrechtliche Lésung propagiert. Pretoria plant eine Neu-
ordnung seiner Beziehungen zu den Heimatldndern. In abseh-
barer Zeit diirfte der Posten des Generalkommissars fiir be-
stimmte Gebiete oder Viélker ersetzt werden durch einen siid-
afrikanischen Botschafter mit dem Titel eines Hohen Kom-
missars. Die Heimatlidnder sollen ebenfalls Vertretungen —
zunéchst im Rang von Konsulaten — bei der siidafrikanischen
Regierung akkreditieren?.

Die Transkei soll nach einem Gesetzentwurf zu den bereits
vorhandenen Befugnissen auch die Gesetzgebungskompetenz
fiir 6ffentliche Sicherheit und Ordnung erhalten. Seit 1960 gilt
in der Transkei — offensichtlich mit Billigung der (schwar-
zen) Transkeiregierung® — eine die Freiziigigkeit und Ver-
sammlungsfreiheit empfindlich einschréinkende Notstands-
regelung®. Vorbedingungen, Bedeutung und Folgen einer Un-
abhingigkeit der Heimatlinder wurden ausfiihrlich auf der
bereits historischen ersten Konferenz Vorsters mit den acht
Heimatlandpremiers am 6. Médrz 1974 in Pretoria'® bespro-
chen. Dabei wurde erneut deutlich: Ohne vorherige wirt-
schaftliche und geographische Konsolidierung sind die Hei-
matlinder keinesfalls lebensfihig. Die autonomen oder unab-
hingigen Heimatldnder und das Rest-Siidafrika werden wirt-
schaftlich stets interdependent sein.

Nach der gegenwirtig geltenden Regelung erhalten die Hei-
matlinder einen kleineren Teil ihrer Einkommen aus Fonds,
also aus festen Einnahmequellen, wihrend der grifere Teil
aus jéhrlichen Finanzzuweisungen des siidafrikanischen Par-
laments stammt (1974/75: 800 Mill. DM). Investitionen Nicht-
Schwarzer waren nur moglich auf zeitlich beschrinkter Agen-
turbasis. Dabei mufBten Industrielle mit einer von Weilen
kontrollierten Korporation!' die Einzelregelungen treffen. Im
Oktober 1974 kiindigte Vorster ein neues, von den Heimat-
lindern gefordertes und lebhaft begriites Finanzierungs-
modell an!®, Unmittelbar den Heimatlindern werden in Zu-
kunft zugewiesen: indirekte Steuern und Zdélle auf Giiter, die
im Heimatland verbraucht werden, Gewinnanteile von den
Minen der Homelands sowie die Steuern der in den Heimat-
lindern angesiedelten Industrie. Der neue Verteilungsschliis-
sel macht die Homelands unabhéngiger von Siidafrika und er-
moglicht ihnen léngerfristige Planungen. Zugleich sollen die
Heimatldnder kiinftig unmittelbar und ohne Beschrinkungen
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auch mit weiBen Industriellen iiber Investitionen verhandeln
kiénnen. Zudem ist die siidafrikanische Regierung bereit, auch
unabhingigen Heimatlindern finanziell zu helfen.
Unnachgiebig zeigte sich die Vorster-Regierung hingegen bis-
her bei der unablidBlich erforderlichen territorialen Konsoli-
dierung der Heimatlinder. Die gesamte fiir die Heimatlidnder
vorgesehene Fliche — 13 vH Siidafrikas, wenn auch ein we-
sentlich héherer Anteil an der landwirtschaftlichen Nutz-
fliche — wurde 1936 festgelegt durch den Bantu Trust and
Land Act®®, der unter ganz anderen politischen Voraussetzun-
gen und bei anderen Bevdélkerungsrelationen erlassen wurde.
In diese véllig zerstiickelten Gebiete wurde nahezu keine
groBere Stadt, kein Hafen, eingeschlossen; Minen von einiger
Bedeutung gibt es nur in Bophuthatswana. Der Ankauf etwa
von Zebediela, der zweitgréten Zitrusplantage der Welt, im
Oktober 1974 durch den South African Bantu Trust fiir
30 Mill. DM zur Konsolidierung Lebowas ist erfreulich, aber
nur ein kleiner Schritt. Der gute Wille der regierenden Natio-
nalen Partei, auch Opfer zu bringen, erweist sich nicht zu-
letzt an einer grofBziligigen Landzuteilung fiir die Heimat-
linder zumindest solange, wie sie an der Fiktion festhilt, die
im iibrigen Teil Siidafrikas wohnenden Schwarzen seien an
sich auch Biirger der Heimatlinder und in den anderen Ge-
bieten nur voriibergehende Wanderarbeitnehmer, Fremde; so-
lange ndmlich miifiten die acht Heimatldnder 71 vH der siid-
afrikanischen Bevélkerung potentiell erndhren kénnen!t, an-
dernfalls aber nur die dort lebenden 35 vH der Gesamtbeviol-
kerung. Nach Regierungsankiindigungen werden in der laufen-
den Sitzungsperiode des Parlaments (sie begann im Februar
1975) weitreichende Konsolidierungsvorschlidge vorgelegt.

Die Homeland-Politik, frither lebhaft umstritten, scheint jetzt
generell nicht nur in Suidafrika mehrheitlich, ja weitgehend
akzeptiert zu werden. Bei verschiedenen Reisen in westeuro-
piische Staaten und in die USA verhandelten Premiers der
Heimatlinder mit Regierungsmitgliedern, der Privatwirt-
schaft, Vertretern des Weltkirchenrates — so etwa tiiber In-
vestitionen in diesen Gebieten. Bei einer Fraktionssitzung
der oppositionellen United Party am 20. Juni 1974 beschlo3
diese »die Annahme der Verpflichtung, mit den Regierungen
der Heimatlinder zu verhandeln iiber deren politische Zu-
kunft, als unabhingige Staaten oder anders«. So befiirworten
jetzt alle vier!® im Parlament vertretenen Parteien die Existenz
der Heimatlinder. Selbst aus den Kreisen der fiir sofortige
schwarze Mehrheitsregierung eintretenden Alliance for Radi-
cal Change — einer kleinen Gruppe, die sich vorwiegend aus
Kapstiddter Studenten zusammensetzt — hort man diese Auf-
fasung: Sie akzeptieren, wie auch einige der Homeland-Politi-
ker, diese Gebiete, um den dort regierenden Schwarzen eine
kraftvolle und, wie sich jlingst zeigt, auch effektive Opposi-
tion gegen das politische System Siidafrikas zu ermdglichen.
Dieses zwiespiltige Verhiltnis bringt Chief Lucas Mangope,
Premier von Bophuthatswana und neben Chief Gatsha Buthe-
lezi, der wohl bedeutendste Homeland-Politiker, ein (lang-
fristiger) Anhidnger von >one man — one vote< auch in Siid-
afrika, so zum Ausdruck: »Ich mochte mit aller Nachdriick-
lichkeit betonen, dafl die Heimatlénder eine Realitédt sind, und
zwar eine Realitdt, mit der wir leben miissen. Ob es eine
weise Entscheidung war, sie zu schaffen... ist irrelevant ge-
worden. ...der schwarze Blirger sieht in dem Konzept der
Heimatlinder eine positive Anerkennung und Verteidigung
seiner speziellen Art schwarzer Identitét«!®,

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschlo3
hingegen, daB keine Regierung oder Organisation eine auf-
grund der Bantustan-Politik geschaffene Institution aner-
kennen solle!’. Ahnlich ablehnend zur Kooperation mit den
Heimatlindern ist die 1971 gegriindete Black Peoples Conven-
tion, eine Partei, die den besonders in der schwarzen Jugend
Siidafrikas um sich greifenden Gedanken des »black conscious-
ness¢, der schwarzen Bewulltwerdung, vertritt.
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2. Schwarze aufierhalb der Heimatldnder

Mit der Unabhingigkeit der Heimatlinder wird das ohnehin
wohl schwierigste Problem der stidafrikanischen Rassentren-
nungspolitik noch mehr in den Vordergrund riicken: die Rolle
der in dem gemeinsamen Gebiet (common area) des restlichen
Siidafrika lebenden Schwarzen, seien sie in stddtischen Wohn-
gebieten (urban blacks) oder in lindlichen Regionen (rural
blacks).

Die Probleme der urban blacks boten im Januar 1975 AnlalB
zu einer weiteren Konferenz zwischen Vorster und den acht
Homeland-Premiers in Kapstadt: mangelnde politische Rech-
te; das Verbot, Grundstiicke im gemeinsamen Gebiet zu er-
werben; das System der Wanderarbeit, Zuwanderungskon-
trolle, Paligesetze; die Behinderung schwarzer Kaufleute.
Noch im August 1974 erklirte Vorster'®: »Soweit die politi-
schen Rechte der stiddtischen Bantu betroffen sind, ist es un-
sere Auffassung und unser Glaube, dafl diese in den Heimat-
lindern ausgeiibt werden miissen.« In jiingster Zeit gab es
jedoch auch aus Regierungskreisen verdeckte Anregungen, die
Permanenz der urban blacks anzuerkennen!®. Wohl eine Folge
dessen sind noch unbestitigte Pline der Regierung, probe-
weise in einigen Pretoria benachbarten, aber in Heimatlidn-
dern gelegenen Stiddten volle kommunale Selbstverwaltung
einzurichten mit dem Recht, Ortliche Steuern zu erheben,
einem Recht, das noch nicht einmal weilen Stadtverwaltun-
gen zusteht?,

In diesen Gebieten, also in Reichweite einer weill geprigten
Grofistadt, sollen zudem eine Universitit fiir die Tswanas und
eine medizinische Hochschule gegriindet sowie Infrastruktur,
Industrie und Wohnungsbau forciert werden. Auch der Aus-
bau eines Schnelltransportsystems zu den GrofBstiddten kann
aber nur selten Abhilfe schaffen von dem vielleicht inhuman-
sten Aspekt der Apartheid, der Zwangstrennung von Fami-
lien: bei nur voriibergehender Arbeit erhilt in der Regel nur
der Arbeitende, nicht aber seine Familie eine Zuzugsgeneh-
migung zur Wohn- und Arbeitsstitte. Sollte das Experiment
der kommunalen Selbstverwaltung gelingen, so soll es aus-
gedehnt werden auch auf Stadtteile fiir Schwarze in weiBen
Gebieten. Die wenigen existierenden Urban Bantu Councils
haben nur sehr beschrinkte Rechte®,

Einen weiteren AnlaB3 zur Verbitterung der Schwarzen bietet
neben der Familientrennung die groBe Zahl von Gesetzen und
Verwaltungsanordnungen, die kollektiv PaBgesetze genannt
werden. 1972/73 wurden wegen Vergehen gegen diese oder
gegen Freiziigigkeitsbeschrinkungen iiber 500000 Schwarze,
wenn auch idR sehr milde, bestraft®®. Die Zahl derjenigen, die
ein Verwarnungsgeld ohne Bestrafung wegen dieser Uber-
tretungen entrichten, diirfte sich auf das Dreifache belau-
fen®, 1973 bat die Regierung um Vorschlige zur Verein-
fachung der PafBgesetze. Wohl aufgrund dieser Vorschlige
kiindigte sie im Herbst 1974 eine Vereinfachung und Redu-
zierung der grofien Zahl dieser Regeln an.

Zudem konnte die Zahl der Verurteilungen mit der moglichen
Einfithrung einer zentralen elektronischen Datenkartei und
somit der sofortigen Uberpriifbarkeit der Personalien einer
festgehaltenen Person sich drastisch senken.

Auf der Kapstiddter Konferenz im Januar 1975 wurde be-
schlossen, daf drei der Heimatlinder-Premiers gemeinsam
mit dem fiir Schwarze zustindigen Ministerium nach Losun-
gen hinsichtlich der Zuwanderungskontrolle fiir schwarze
Arbeiter suchen sollen. Das Ministerium untersucht zudem
derzeit das Wanderarbeitersystem.

Wéhrend die urban blacks in Politik wie Publizistik viel
Aufmerksamkeit genieBen, werden die 3,6 Millionen Schwarze,
die in ldndlichen Gebieten oder auf Farmen auBlerhalb der
Heimatldnder leben — immerhin 45 vH aller Schwarzen
aullerhalb der Heimatldnder®** — bisher vernachlidssigt. Zwar
bedringen sie nicht so stark die sozio-tkonomischen Probleme
der Verstddterung und Westernisierung, wegen der fehlenden
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Schulpflicht fiir Schwarze und der lidndlichen Abgeschieden-
heit sind ihre wie ihrer Kinder Chancen zum sozialen Auf-
stieg durch Erziehung aber stark behindert, auch diirften ihre
Lohne meist weit unter den ohnehin meist recht niedrigen
Einkommen der schwarzen Industriearbeiter liegen. Eine
grundsitzliche Statusverbesserung ergab sich erst mit der
Ende 1974 erfolgten Aufhebung der >Masters and Servants
Actsd®s,

3. Coloureds und Inder

In den Vordergrund der politischen Diskussion innerhalb
Siidafrikas riickten in den letzten Monaten wieder die Far-
bigen. Bezeichnend fiir den Wandel in Siidafrika: Es wird
jetzt nicht nur iiber sie, sondern auch mit ihnen gesprochen.
Die Regierung ernannte im Mirz 1973 die Theron-Kommis-
sion, die eine grundlegende Studie der politischen wie der
sozio-Okonomischen Rolle der Coloureds erstellen soll. Mit-
glieder der Kommission sind 6 Coloureds und 14 Weile unter
Vorsitz der Stellenboscher Professorin Erika Theron. Die
Kommissionsmitglieder gelten als liberal — so ist man allge-
mein gespannt auf den Bericht, der Ende 1975 erwartet wird?.
Nicht véllig ausgeschlossen ist, dal er eine Integration von
WeiBlen und Coloureds und/oder eine parlamentarische Ver-
tretung der Farbigen empfiehlt.

Gegenwirtig werden die politischen Teilhaberrechte der Far-
bigen durch den Coloured Persons Representative Council
wahrgenommen. Dieser hat beschrinkte Gesetzgebungsbefug-
nisse besonders im Erziehungswesen, im Sozialwesen sowie in
Fragen der kommunalen Selbstverwaltung; der Katalog soll
aber ausgedehnt werden.

Von den 60 Mitgliedern werden 40 gewihlt und 20 vom siid-
afrikanischen Staatspridsidenten ernannt; bis spitestens 1980
werden alle Abgeordneten durch Wahl ermittelt®”, Die Mehr-
heit der Labour Party bei den Wahlen von 1969 wurde durch
Ernennung von Anhidngern der Politik der >parallelen Ent-
wicklung® in eine Mehrheit fiir die Federal Party verfilscht.
Durch Abgeordneteniibertritte gewann die Labour Party,
starke Gegnerin der Apartheidpolitik, 1974 aber die Mehrheit
im Farbigenrat zuriick. Auf dem Jahreskongrell der Federal
Party Ende 1974 wurde deutlich, daB3 sich nun die Programme
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der beiden groBen Parteien der Farbigen angenidhert haben.
Beide verlangen jetzt Vertretung im Parlament und volle
Buirgerrechte. Sie streben 60 Parlamentssitze flir die Farbigen
an; gegenwirtig hat das Unterhaus 171 Sitze.

Diesen Forderungen kommt von den im Parlament vertrete-
nen (weiBlen) Parteien die kleinere Oppositionspartei Progres-
sive Party noch am nichsten. Wie die Farbigen selbst, anders
aber als die Regierungspartei, betrachtet sie die Coloureds
nicht als eine eigenstindige Volksgruppe. Sie will ihnen volle
Biirgerrechte und Vertretung im Parlament bei qualifiziertem
Stimmrecht einrdumen?’. Die 1973 gegriindete Democratic
Party — im Parlament (noch) nicht vertreten — setzt sich
sogar fiir vollige Integration der WeiBen, Farbigen und Inder
ein. Die oppositionelle United Party fordert stindige Organe
mit Vertretern beider Bevilkerungsgruppen, die gemeinsame
Probleme behandeln, insbesondere einen stindigen Ausschuf3
aus Parlamentsabgeordneten und Vertretern des Farbigen-
rates. Wenn sie auch grundsitzlich eine foderale Losung vor-
zieht, so bejaht sie doch im gegenwirtigen unitarischen Sy-
stem die Vertretung der Farbigen im Parlament bei direktem
Wahlsystem?®,

Innerhalb der Nationalen (Regierungs-)Partei hat sich trotz
gegenteiliger Bekundungen noch keine einheitliche Farbigen-
politik herausgeschilt. Auf dem extrem-rechten Fliigel der
Partei liebdugeln noch immer einige mit einem eigenen Hei-
matland fiir Farbige, einem »Colouredstan«. Liberale Partei-
gruppierungen aus der Kapprovinz® propagieren einen erwei-
terten Senat (Oberhaus) mit Vertretung der Farbigen. Bei
einer Reprisentativumfrage haben sich dafiir {iber 54 vH der
weillen Bevilkerung ausgesprochen. Vereinzelt wird auch in
der Nationalen Partei schon offen die Assimilation von Far-
bigen und Weiflen gefordert.

Vorster bezeichnete das Verhiltnis zwischen Weill und Farbig
in einer Grundsatzrede am 30. August 1974 als »gleiche Nach-
barschaft«%, Er schlug einen gemeinsamen konsultativen Ka-
binettsrat zwischen dem Parlament und dem Farbigenrat vor.
Mitglieder sollten auf weiller Seite Kabinettsmitglieder sein;
die Farbigen konnten selber entscheiden, wer sie vertreten
soll. Dieser Rat soll gesetzlich institutionalisiert werden und
sich regelméBig treffen. Seine Beschliisse sollten richtung-
weisend fiir die braune wie die weiBe Exekutive sein®, Die

Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist seit Beginn dieses
Jahres Stindiges Mitglied
der Konferenz des Abrii-
stungsausschusses der WVer-
einten Nationen. Diesen Be-
schlufl fafite das Plenum der
Generalversammlung am 9.
Dezember 1974 auf Vorschlag
des Hauptausschusses fiir
Politik und Sicherheit. Da-
mit arbeitet die Bundesre-
publik Deutschland bereits
ein Jahr nach ihrer Aufnah-
me in die Vereinten Natio-
nen in einem der wichtigsten
Organe der Weltorganisation
mit. Gleichzeitig wurde auch
die DDR Mitglied der Kon-
ferenz, die in aller Regel in
Genf tagt. — Das Bild zeigt
die »Gesamtdeutsche Delega-
tion¢, allerdings nur vom
Alphabet produziert, mit
ihren beiden Chefdelegier-
ten: Botschafter Georg Jo-
achim Schlaich, hinter dem
Schild der Bundesrepublik
Deutschland, und den DDR-
Botschafter Ewald Moldt,
erster von links.
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Exekutive des Farbigenrates soll Kabinettsstatus erhalten und
eigene Ministerien errichten.

Zudem kiindigte Vorster an, dafi Farbige zunehmend Mitglie-
der von lokalen und regionalen Organisationen und Réten
werden sollen, die Dinge von gemeinsamem Interesse behan-
deln: so etwa im Verbraucherrat, auf dem Verkehrssicher-
heitsrat sowie — wie spiter ergianzt wurde — auf den wichti-
gen Group Areas Boards (die Zwangsumsiedlungen einzelner
Rassengruppen tiberwachen), dem Beratenden Wirtschaftsrat,
dem Lohnrat und dem Rat fiir Arbeitslosenversicherung. Der
Stadtrat von Pietermaritzburg beschloB, Braune wie Inder
als nicht stimmberechtigte Mitglieder zu kooptieren?:.

Die Farbigenpolitik findet, im Prinzip und mit leichter Zeit-
verschiebung, auch auf den indischen Bevdélkerungsteil An-
wendung?®, Der South African Indian Council, im November
1974 erstmals zur Héilfte gewidhlt, hatte nur beratende Funk-
tionen, er soll aber auch Gesetzgebungs- und Exekutivbefug-
nisse erhalten. Der Vorschlag Vorsters zur Bildung eines Be-
ratenden Kabinettsausschusses und der Vertretung auf Riten
und in Organisationen gilt auch fiir die 700 000 Inder.

4. Aufienpolitik

Aufien- und Informationspolitik lagen bisher, wie die meisten
staatlichen Aufgabenbereiche, ausschliefilich in weiler Hand.
Ausnahmen bildeten nur Auslandsreisen von Heimatldnder-
Premiers sowie etwa von Tom Swartz, dem fritheren Leiter
der Fdderalen Partei der Farbigen.

Im September 1974 kiindigte nun Sitidafrikas AuBenminister
Hilgard Muller an®, Kaiser Matanzima, Premierminister der
Transkei, sowie je einen Farbigen und Inder in seine Dele-
gation zur 29. Generalversammlung der Vereinten Nationen
einzuschlieBen. Dort wurden sie allerdings, scheint es, von den
Delegierten der meisten anderen Mitgliedstaaten nur mit di-
stanzierter Neugier betrachtet. Die Erweiterung der Delega-
tion hatte keine Auswirkung auf die erneute Zuriickweisung
der Akkreditierung durch die Generalversammlung sowie der
Regelung des Prisidenten, Siidafrika diirfe wihrend der 29.
Generalversammlung an Abstimmungen nicht teilnehmen.
Zugleich erklidrte Muller, Biirger der Transkei sowie Farbige
und Inder wiirden kiinftig ausgebildet fiir den diplomatischen
und Informationsdienst und an siidafrikanische Vertretungen
im Ausland gesandt. Es ist zwar zu vermuten, dafl diese Di-
plomaten und Informationsattachés vorerst mehr an der Ent-
scheidungsdokumentation als an der Entscheidungsbildung
mitwirken, also eher repridsentativen Charakter haben; das
diirfte sich im Laufe der Zeit aber dndern.

IL. Der gesellschaftliche Bereich

1. Arbeitsleben

Streikrecht fiir Schwarze gibt es, in beschriankter Form und
nach Einhaltung einer lidngeren Prozedur, seit 1973. Zugleich
wurde die Moglichkeit, Betriebsridte (Werk- und Verbindungs-
komitees) einzurichten, gesetzlich geregelt’. Zur Zeit gibt
es in Stidafrika etwa 2000 Betriebsrite®. Anfang 1973 brach,
vorwiegend in Durban, eine Streikwelle aus: 1973: 246, im
ersten Halbjahr 1974: 54 Streiks®; dabei waren allein in den
ersten 3 Monaten 1973 iiber 60 000 Schwarze betroffen. Zwar
sind diese Streiks fast alle illegal, sie wurden aber auch fast
alle geduldet und endeten fast stets mit Lohnerhéhungen. So
kann man inzwischen von einem sich entwickelnden Streik-
gewohnheitsrecht fiir Schwarze sprechen.

Der Lohnunterschied zwischen den vier grofien Bevilkerungs-
gruppen Siidafrikas fiir gleiche Arbeit — der sog. wage gap —
ist historischer Art. Er wird in jlingster Zeit auch von der
Regierung als unhaltbar verurteilt!!. In einzelnen Bereichen,
so etwa bei der Handelsmarine, der Armee und seit Anfang
1975 bei den beiden grofBiten Banken des Landes, gibt es be-
reits gleichen Lohn fiir gleiche Arbeit. In den letzten beiden
Jahren gibt es auf breiter Front weit {iberproportionale Lohn-
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anstiege fiir Schwarze. So haben etwa im Juni 1974 41 Gold-
minen Lohnerhéhungen fiir Schwarze zwischen 33vH und
66 vH angekiindigt und weitere in Aussicht gestellt!2, Im De-
zember 1974 wurden die Anfangslohne in Goldminen um wei-
tere 40 vH erhoht. Minenarbeiter werden neben Farmarbeitern
bisher am schlechtesten bezahlt. Die Republik Siidafrika wan-
delt sich immer mehr von einer lohnintensiven zu einer kapi-
talintensiven Wirtschaft*® mit wesentlich héheren Léhnen.
Gewerkschaften fiir Schwarze sind zwar nicht verboten, als
Tarifpartner aber nicht anerkannt und so fast wirkungslos.
Im Zuge der black consciousness-Bewegung wurde 1971 die
BAWU (Black Allied Workers Union) als Einheitsgewerk-
schaft zur Organisierung und Ausbildung Schwarzer gegriin-
det.

Der Minenkonzern Anglo American und in seinem Gefolge
alle groferen Bergwerksgesellschaften haben sich im August
1974 bereit erkldrt, mit schwarzen Gewerkschaften iiber Lohn
und Arbeitsbedingungen zu verhandeln. Die Regierung kiin-
digte daraufhin an, sie werde gegen diese Firmen vorgehen,
sofern diese dabei das Industrie-Schlichtungsgesetz umgingen.
Anglo American erklérte dazu, sie werde eine Anerkennung
der schwarzen Gewerkschaften nicht ohne vorheriges Einver-
stindnis mit der Regierung vornehmen. Methoden der Ge-
setzesumgehung zeigen sich z B. auch bei der Bankgewerk-
schaft Sasbo, die laut Gesetz nur WeiBe aufnehmen darf. So
wurden fiir Angehérige anderer Rassen zwei Parallelgewerk-
schaften gebildet. Diese drei teilen Biiro und Personal: Sie
haben einen gemeinsamen Generalsekretir und fithren nur
eine — gemeinsame — Lohnverhandlung®. Schwarzen und
indischen Arbeitern gelang es im August 1974 erstmals, ihre
eigenen Gewerkschaften in zwei britisch kontrollierten Textil-
firmen als offizielle Verhandlungspartner durchzusetzends,
Der Gewerkschaftsbund Tucsa (Trade Union Council of South
Africa) beschloB bald darauf mit 98 vHH seiner Stimmen,
schwarze Gewerkschaften wieder als Mitglieder zuzulas-
sent,

Die Progressive und seit dem Sommer 1974 auch die Ver-
einigte Partei befiirworten volle Anerkennung der schwarzen
Gewerkschaften. Da Vorster auf wiederholte diesbeziigliche
Fragen der Opposition nicht eingehen wollte®®, scheint in der
Nationalen Partei insofern ein Entscheidungsfindungsprozef
stattzufinden, der die gegenwirtig ablehnende Haltung modi-
fizieren konnte.

Ende 1974 wurden 24 archaische Gesetze, kollektiv >Masters
and Servants Acts¢ genannt, aufgehoben*®. Bis dahin konnten
Arbeiter, allerdings auch Arbeitgeber, auf Farmen, im Haus-
halt und in Minen fiir einen Bruch ihres Arbeitsvertrages
etwa durch Arbeitsverweigerung strafrechtlich sanktioniert
werden. 1972 gab es nach dieser Gesetzgebung noch fast 22 000
Verurteilungen, 1973 waren es bereits erheblich weniger. Als
weitere Folge der Aufhebung koénnen diese Arbeiter jetzt
unter den Schutz von Arbeitsgesetzen kommen, die Mindest-
lohn, Krankheits- und Urlaubsregelung sowie Héchstarbeits-
zeit festlegen. Es wird erwartet, daB dies besonders bei Farm-
arbeitern zu erheblichen Lohnsteigerungen fiihren wird.
Gegenwirtig werden alle slidafrikanischen Arbeitsgesetze von
der Regierung auf Vereinfachungsméglichkeiten iiberpriift.

2. »petty apartheid<

Eine der #drgerlichsten und irritierendsten Auswirkungen der
Rassentrennung ist die sog. petty apartheid. Besonders duBert
sie sich in der Trennung 6ffentlicher Einrichtungen, so etwa
bei Verkehrsmitteln, Posteingéingen, Badestrédnden. Seit Fe-
bruar 1974 wurden in den englisch geprigten GrofBstddten
Johannesburg, Kapstadt, Durban, Pietermaritzburg, Port
Elizabeth und East London verschiedene dieser Bestimmun-
gen, die durch die staatliche Gesetzgebung nicht abgedeckt
sind, aufgehoben. So sind dort jetzt nicht mehr getrennt z. B.
Parks und Parkbinke, Museen, Biichereien, Kunstgalerien,
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die offentlichen Schalter der Stadtverwaltungen, die Rand
Easter Show (eine internationale Industriemesse). Die mehr-
heitlich afrikaanse (burische) Hauptstadt Pretoria {iberlegt
sich hingegen, einige ihrer jetzt auch offenen Parks demniichst
(evtl. teilweise) fiir Schwarze wieder zu schlieBen®. In Kap-
stadt ist die Mehrheit der Benutzer der offentlichen stédti-
schen und staatlichen Bibliotheken schwarz oder farbig. Im
Februar 1975 wurde auch das Kapstéddter Nico Malan Theater
fiir Zuschauer aller Rassen gedffnet.

Restaurants fiir Schwarze werden in einigen Grofistddten
gegenwiirtig auf- und ausgebaut. Bei einer Umfrage bejahten
40 vH der weiien Siidafrikaner gemischte Restaurants, iiber
53 vH gemischte Sportmannschaften®, Es wird erwartet, daB3
demnichst zumindest einige Hotels fiir Angehérige aller Ras-
sen oder zumindest fiir Farbige und auslidndische Schwarze
geodffnet werden.

Ein GroBteil der unzweifelhaft vorhandenen Rassenspannun-
gen beruht auf Arroganz vieler Weilien den Schwarzen gegen-
iiber, besonders leider derjenigen, die den meisten Kontakt zu
ihnen haben und durch iiberhebliches Verhalten Wehrloseren
gegeniiber Selbstbestitigung suchen, also der weiflen Mittel-
und Unterschicht. Verschiedene Mahnungen von Regierungs-
mitgliedern in der letzten Zeit zeigen, welche Bedeutung sie
diesem Komplex zumessen — Mahnungen, »>zivilisiertes¢ Be-
nehmen zu zeigen, gute zwischenmenschliche Beziehungen zu
Schwarzen zu pflegen, die Wiirde des Nichsten zu respektie-
ren. In der Tat sind im Verhalten der Gruppen zueinander
wesentliche Verbesserungen gegeniiber friiheren Jahren spiir-
bar. Symptomatisch etwa ist der jetzt selten benutzte Aus-
druck >Kaffer«: Friiher in gewissen Kreisen regelmialig ge-
dufiert, heute bisweilen AnlaB zu Beleidigungsklagen Schwar-
zer. Auch in regierungsoffiziosen Publikationen #ndert sich
der Sprachschatz, teils um anstiéBige Bezeichnungen zu ver-
meiden (aus Bantus wurden Schwarze, >Nicht-WeiBe« wird
seltener erwihnt), teils aber auch, um die Apartheid euphe-
mistisch zu beminteln: Aus der Politik der getrennten Ent-
wicklung wird jungstens die Politik der multinationalen Ent-
wicklung.

3. Sportpolitik

Fiir die meisten Siidafrikaner ist Sport eine sehr bedeutsame
Angelegenheit, Die weitgehende Isolation von der internatio-
nalen Sportwelt trifft sie daher stark. Die heftige Diskussion
liber die Sportpolitik nimmt einen in der Welt wohl einmali-
gen Stellenwert ein und wird vielleicht sogar die Regierungs-
partei in nicht allzu ferner Zukunft spalten. AnstoB erregt
bei dem extrem-rechten Fliigel der Nationalen Partei, neben
der Politik gegeniiber den Farbigen, die liberale Haltung des
Sportministers Piet Koornhof, einem potentiellen Vorster-
Nachfolger. Nach gemischtrassigen (multinationalen) Wett-
kémpfen in einigen anderen Sportarten fand etwa im August
1974 eine multinationale Boxtournee statt. Von 1975 an will
Stidafrika alle im internationalen Sport noch bestehenden
Rassenschranken auflésen®., Gemischtrassige Teams (mixed
merit team) beim Rugby und Cricket werden allerdings, trotz
eines offensichtlich zumindest mit Koornhof abgestimmten
Pléddoyers des Abgeordneten Dawid de Villiers dafiir, vorerst
noch nicht zugelassen. Anders als die Vereinigte Partei (seit
Oktober 1974) will die Regierung Rassenintegration auf der
Clubebene auch noch nicht zulassen.

4. Erziehungswesen

Eine grundlegende Anderung der siidafrikanischen Gesell-
schaftsstruktur ist ohne eine Gleichstellung der Ausbildungs-
chancen aller Bevilkerungsgruppen kaum auf friedlichem
Weg zu ermdglichen. Zwar sind in den letzten Jahren erheb-
lich steigende Ausgaben fiir die Schulbildung der Schwarzen
zu verzeichnen (von 1970 bis 1973 verdoppelten diese sich fast),
dennoch sind die Pro-Kopf-Ausgaben fiir weie Schiiler noch
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1973/74 sechzehnmal so hoch wie die fiir Schwarze®. Die Aus-
gaben fiir farbige und indische Schiiler entsprechen dagegen
eher noch den Ausgaben fiir WeiBe.

Die technische Ausbildung der Schwarzen soll jetzt offen-
sichtlich forciert werden. Die Regierung hat vor kurzem die
Einrichtung von acht Industrieausbildungszentren fiir Schwar-
ze beschlossen. Im Budgetentwurf fiir 1974/75 ist vorgesehen,
durch Steuererleichterungen die Ausgaben von Firmen fiir
die Ausbildung ihrer schwarzen Arbeitnehmer bis zu 100 bis
125 vH zu subventionieren. Dies hat schon mehrere Industrie-
gruppen zu Millionenspenden fiir technische Schulen ermun-
tert.

Ab 1975 werden Bantusprachen als Wahlfach in Grundschulen
fiir WeiBe im Transvaal eingefiihrt. Damit wird eine weitere
Grundlage zum gegenseitigen Kennenlernen und so zum Vor-
urteilsabbau geschaffen.

III. Ausblick

Diese vielen positiven Ansitze konnen nicht iiber fundamen-
tale Ungerechtigkeiten in Siidafrikas Rassengesellschaft hin-
wegtiduschen, dariiber, dal3 die Mehrheit der Bevilkerung wie
Fremde im eigenen Lande behandelt werden. Aber: Es scheint
jetzt ein echter Wille vorhanden zu sein, dies zu dndern. Siid-
afrika ist keine statische Gesellschaft mehr, die Politik bewegt
sich vom Paternalismus zur Partnerschaft.

Motive fiir die Verinderungen sind vielfiltig, nur einige sind:
Die veridnderte strategische Lage durch Angola und Mozam-
bique; verstirktes SelbstbewuBtsein der Schwarzen (black
consciousness, black theology) und Radikalisierung der schwar-
zen Jugend; die gewachsene Rolle der Homeland-Premiers;
wirtschaftliche Erfordernisse; vermutlich erheblicher Druck
der USA; und die Sensibilisierung der afrikaansen Presse.

In einem Land wie Siidafrika mit relativ kleiner, {iberschau-
barer Bevilkerung, die am politischen Leben im Gesamtstaat
teilnehmen kann, spielen Parteien, Medien, Personalpolitik
eine erhihte Rolle in der zukiinftigen Gestaltung der Ge-
schicke des Landes. So haben als besonders konservative
Kriifte retardierenden EinfluB auf eine humanere Lebensge-
staltung in Stidafrika der michtige Geheimbund Broederbond,
die staatliche Rundfunkorganisation, der Regierungs- und
Parteifliigel hinter dem Innen- und Informationsminister
Mulder, die reformierte, gréte Kirche des Landes (NG-Kerk),
sowie einige afrikaanse Kulturorganisationen.

Vorster bemiiht sich derzeit noch um das Kunststiick, diesen
Fliigel bei seinen Reformversuchen nicht allzusehr zu ver-
drgern. Eine Spaltung der Nationalen Partei ist mittelfristig
aber unvermeidlich, wenn er eine friedliche Losung des siid-
afrikanischen Rassenproblems noch erreichen will. Vorster
wird sich fiir seine Bemithungen dann besonders stiitzen kén-
nen auf eine starke Partei der Mitte, eine kooperationswillige
Phalanx der kleineren Oppositionsparteien (Progressive, Re-
form und Demokratische Partei), einige weitere liberale
Gruppierungen wie die neugegriindete Association of Ver-
ligte South Africans, die Wirschaft, fast die gesamte Presse
und nicht zuletzt auf ein gutes Gewissen.
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Zur Beschriinkung von Mitgliedsrechten in den Vereinten Nationen

Eine Untersuchung zum Sidafrika-BeschluBB der Generalversammlung vom 12. November 1974

Die sich seit Jahren gegeniiber der Republik Siuidafrika ver-
schiirfende Politik der Vereinten Nationen (VIN) hat im Ver-
lauf der am 19.Dezember 1974 vertagten 29. Generalver-
sammlung einen neuen Hohepunkt erreicht. Als Beispiel dafiir
steht der BeschluBl der Generalversammlung (GV) vom 12. No-
vember 1974, durch den Siidafrika, ohne die Mitgliedschaft in
den Vereinten Nationen zu verlieren, von der Teilnahme an
den Sitzungen der Generalversammlung (und ihrer Ausschiis-
se) ausgeschlossen wurde, also das Recht auf Teilnahme an
Mitberatung und Abstimmung abgesprochen bekam!,

Dieses bislang einmalige Verhalten einer um ihrer Ziele
(Art. 1 VN-Satzung, SVN) willen auf Universalitdt® verpflich-
teten Organisation bedarf der rechtlichen Analyse (II). Zuvor
soll jedoch ein komprimierter Bericht {iber das Zustandekom-
men und die Vorgeschichte des in Frage stehenden Beschlus-
ses gegeben werden (I).

I. Das Zustandekommen des Beschlusses

1. Am 27.September 1974 beschloB der Beglaubigungsaus-
schuB3 (Credentials Committee) der GV?® die Annahme aller
bis dahin vorgelegten Beglaubigungsschreiben »mit Ausnah-
me der Beglaubigungen der Vertreter Siidafrikas«*. Nach einer
zum Teil sehr heftigen Diskussion® billigte die Generalver-
sammlung am 30. September 1974 den Bericht ihres Ausschus-
ses mit 98 gegen 23 Stimmen bei 14 Enthaltungen. Hervorhe-
bung verdient die geschlossene Ablehnung des Berichts durch
die Staaten der Europiischen Gemeinschaft®. Zugleich wurde
der Sicherheitsrat unter Hinweis auf die Apartheid-Politik
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Stidafrikas aufgefordert, »die Beziehungen zwischen den Ver-
einten Nationen und Siidafrika im Licht der stindigen Ver-
stoBe Siidafrikas gegen die Prinzipien der Satzung und der
Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte« zu iiberpriifen’.
Diese Resolution erging mit erheblich gréBerer Mehrheit, Ihr
stimmten 125 Staaten zu bei 1 Ablehnung (Siidafrika) und
9 Enthaltungen. Die Staaten der Europiischen Gemeinschaft
vermochten sich hier nicht auf eine einheitliche Linie zu eini-
gen; wihrend Frankreich und GroBbritannien sich der Stim-
me enthielten, stimmten die iibrigen EG-Linder zu, auch die
Bundesrepublik Deutschland, die freilich einige rechtliche Be-
denken duBerte®,

Der Sicherheitsrat griff daraufhin in mehreren Sitzungen
dieses Thema auf. Aufgrund der Regel 37 seiner vorliufigen
Geschiftsordnung gab er 35 Staaten — darunter vor allem
afrikanischen Staaten einschlieBlich Siidafrikas, aber auch der
CSSR, DDR und Ruméiniens — Gelegenheit zur AuBlerung. Mit
Schreiben vom 31. Oktober 1974 teilte der Priisident des Si-
cherheitsrates dem Prisidenten der Generalversammlung je-
doch mit, daB der Rat nicht in der Lage gewesen sei, eine
Resolution zu dieser Frage zu verabschieden®. Grund hierfiir
war die Ablehnung eines dem Sicherheitsrat vorliegenden
Resolutionsentwurfs durch Frankreich, GroBbritannien und
die USA!"; der EntschlieBungsantrag hatte den Ausschluf
Siidafrikas aus den Vereinten Nationen vorgesehen!’.

Am 12. November 1974 entschied der Prisident der General-
versammlung, der algerische AuBenminister Bouteflika, da3
Siidafrika aufgrund der Annahme des Berichts des Beglaubi-
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gungsausschusses durch die Generalversammlung das Recht
auf Teilnahme an der diesjidhrigen Versammlung verloren
habe. Die hieriiber von US-Botschafter Scali geforderte Ab-
stimmung ergab eine Mehrheit von 92 gegen 22 Stimmen
bei 19 Enthaltungen fiir die Entscheidung des Priasidenten;
den Staaten der Europiischen Gemeinschaft gelang es in die-
sem Fall wieder, ein einheitliches Abstimmungsverhalten
(Ablehnung) zu erzielen!2,

Der stindige Vertreter Siidafrikas, Botha, war schon vor der
Abstimmung nicht mehr zu Wort gekommen. Am 13. Novem-
ber 1974 wurde er nach Pretoria zuriickberufen. Die siidafri-
kanische Regierung kiindigte an, den vor Ende des Jahres
1974 noch filligen Jahresbeitrag in Héhe von iiber 1 Million
US-Dollar vorerst zu sperren. Zeitungsberichten zufolge soll
Siidafrika seinen Austrit aus den Vereinten Nationen er-
wigen!s,

2. Mit ihrer Entscheidung vom 12. November 1974 sind die
Generalversammlung und ihr Prisident von einem Verhalten
abgegangen, das seit dem Jahre 1970 gegeniiber Siidafrika
praktiziert worden war. Am 13. November 1970 hatte die Ge-
neralversammlung den Ersten Bericht ihres Beglaubigungs-
ausschusses nur mit der Einschrinkung gebilligt, da3 die Be-
glaubigungen der Vertreter Siidafrikas nicht akzeptiert wur-
den!, Der Prisident dieser 25. Generalversammlung, Edvard
Hambro (Norwegen), hatte damals entschieden, daB die Ab-
lehnung der Beglaubigung keinen EinfluB auf die Teilnahme
der Reprisentanten eines Landes an der Generalversamm-
lung haben konne (sog. Hambro-Formel). Dieses Verfahren
wurde seitdem angewendet; der Beglaubigungsausschull ak-
zeptierte bis einschlieBlich 1973 (28. Generalversammlung) die
Beglaubigungen der siidafrikanischen Vertreter, wohingegen
das Plenum sie ablehnte, ohne daraus jedoch konkrete Folge-
rungen zu ziehen', Zum ersten Mal ergab sich bei der
6. AuBerordentlichen Tagung der Generalversammlung iiber
Probleme der Rohstoffe und Entwicklung (9. April bis 2. Mai
1974) bereits im AusschuB keine Mehrheit mehr fiir die Ak-
zeptierung der Beglaubigungen der Vertreter Siidafrikas. Ein
Vorschlag, der die Ablehnung der Beglaubigungen enthielt,
drang bei Stimmengleichheit ebenfalls nicht durch!®., Der
AusschuB beendete daher seine Arbeit, ohne sich auf eine
seinen Bericht abschlieBende Empfehlung einigen zu koénnen.
Die Generalversammlung verfuhr in der Sache dann wie in
den Vorjahren!?,

II. Rechtliche Analyse

Im folgenden werden zunichst die Rechtsgrundlagen darge-
stellt, auf die eine derartige Beschrinkung der Mitglied-
schaftsrechte, wie sie im Falle Siidafrikas wvorgenommen
wurde, gestiitzt werden kinnte, wobei der zweite Gedanken-
schritt stets der sein muB, ob diese Rechtsgrundlage gerade
auch im konkreten Fall zur Anwendung kommen konnte. Als
einschldgige Rechtsvorschrift stehen Bestimmungen der Sat-
zung der Vereinten Nationen sowie der Geschéftsordnung der
Generalversammlung zur Diskussion.

1. Nach Art.9 Abs.1 SVN besteht die Generalversammlung
aus allen Mitgliedern der Vereinten Nationen. Es gilt daher
der Grundsatz, dal sich das Recht zur Teilnahme (einschliefi-
lich Rede- und Stimmrecht) an den Sitzungen des Organs
Generalversammlung aus der Mitgliedschaft in der Organisa-
tion herleitet. Daraus folgt, dafi ein Staat dieses Teilnahme-
rechts mit seinem Ausscheiden aus der Organisation verlustig
geht. Da ein (freiwilliger) Austritt Siidafrikas bisher nicht
vollzogen wurde, bleibt als Alternative nur der Ausschlulfl aus
der Organisation nach Art. 6 SVN. Ein solcher ist jedoch aus-
driicklich nicht vorgenommen worden und konnte auch bei
der gegebenen Sachlage nicht vorgenommen werden. Es mag
in diesem Zusammenhang dahinstehen, ob Siidafrika, wie es
Art.6 SVN voraussetzt und wie es wohl zu Recht von der
Mehrheit der Mitgliedstaaten angenommen wird!®?, »beharr-
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lich« gegen die in Art.2 SVN genannten Prinzipien verstoBt.
Jedenfalls ist keine Empfehlung des Sicherheitsrates an die
Generalversammlung ausgesprochen worden. Eine solche
Empfehlung hitte der Zustimmung von neun Mitgliedern des
Sicherheitsrates einschlieBlich der Stimmen der fiinf stindi-
gen Mitglieder bedurft (Art.27 Abs.3 SVN); wie erinnerlich,
ist sie aber gerade an der Ablehnung der drei Westmaichte
gescheitert. Die »positive« Empfehlung des Sicherheitsrates ist
in diesem Fall konstitutiv, d. h. sie setzt das nach der Satzung
vorgesehene Ausschluliverfahren erst rechtlich in Gang, unbe-
schadet der Tatsache, da3 die Anregung hierzu von der Gene-
ralversammlung ausgehen kann und der eigentliche Aus-
schliefungsbeschlufl von der Generalversammlung zu fassen
ist. Es gelten hier die gleichen Uberlegungen wie sie vom
Internationalen Gerichtshof fiir die Aufnahme neuer Mit-
glieder in die Organisation angestellt worden sind!?. Da der
Ausschluf3 als contrarius actus der Aufnahme die Organisa-
tion in gleicher Weise beriihrt, ist davon auszugehen, dal3 die
Verteilung der Zustiindigkeiten von Sicherheitsrat und Gene-
ralversammlung in beiden Fillen auch gleich vorgenommen
wurde®?, Die Generalversammlung kann daher iiber einen
Ausschlul nur dann Beschlufi fassen, wenn eine positive, auf
AusschluBl zielende Empfehlung des Sicherheitsrates ausge-
sprochen wurde®.,

2. Die SVN sieht freilich auch in zwei Fillen eine Suspendie-
rung von Mitgliedschaftsrechten vor, welche die gegen Siid-
afrika verhingte MafBnahme tragen konnte®. Doch sind die
Tatbestéinde, an die diese Vorschriften ankniipfen, hier gleich-
falls nicht gegeben.

a) Art.5 SVN macht die Suspendierung — insoweit dhnlich
wie Art.6 — von einer dreifachen Voraussetzung abhiingig.
Zunichst miissen gegen das Mitglied Priventiv- oder Zwangs-
maBnahmen vom Sicherheitsrat unternommen worden sein;
zumindest ausdriicklich als solche MaBnahmen sind die vom
Sicherheitsrat bislang gegen Siidafrika wunternommenen
Schritte nicht bezeichnet worden?. Jedenfalls aber fehlt es
auch hier an der positiven Empfehlung des Sicherheitsrats
an die Generalversammlung, die Suspendierung der Mitglied-
schaftsrechte zu beschlieBen; auf das oben Gesagte kann dazu
verwiesen werden.

b) Einen Spezialfall hat Art.19 SVN im Auge. Danach ver-
liert® das Recht auf Abstimmung in der Generalversamm-
lung derjenige Mitgliedstaat, der mindestens zwei Jahre mit
der Zahlung aller seiner finanziellen Verpflichtungen (Art. 17
Abs. 2 SVN) im Riickstand ist, das laufende Jahr nicht ein-
gerechnet?®s, Diese Voraussetzung liegt bei Siidafrika nicht vor.
Im iibrigen schliet Art.19 SVN den betreffenden Staat nur
von der Abstimmung in der Generalversammlung aus, nicht
jedoch von der Teilnahme — in aktiver oder passiver Weise —
an ihren Debatten. Auf die Frage, ob Art. 19 SVN in einiger
Zeit eine Rechtsgrundlage gegeniiber Siidafrika abgeben
konnte, vorausgesetzt, Siidafrika verweigert iiber den in
Art. 19 SVN tolerierten Zeitpunkt hinaus die Einlésung seiner
finanziellen Verpflichtungen nach Art.17 Abs.2 SVN, soll
unten eingegangen werden?®®,

3. Man mag schlieBlich noch iiberlegen, ob nicht auch Art. 94
Abs. 2 SVN eine Rechtsgrundlage ist, auf die eine Verkiirzung
von Mitgliedschaftsrechten gestiitzt werden konnte. Art. 94
Abs.2 SVN gibt dem Sicherheitsrat das Recht, MaBnahmen
oder Empfehlungen zu beschlieBen, um Verpflichtungen eines
Mitgliedstaates durchzusetzen, die in einer Entscheidung des
Internationalen Gerichtshofs festgelegt sind. Hierunter sind
Entscheidungen streitiger Fille, keine Gutachten zu verste-
hen, die fiir die Beteiligten nicht bindend sind?®”.

Diese von Art. 94 Abs.2 SVN aufgestellten Erfordernisse lie-
gen im Falle Siidafrikas nicht vor. Abgesehen davon muf3 man
wohl auch abstrakt die Moglichkeit verneinen, der Sicher-
heitsrat konne nach Art.94 Abs.2 SVN Verkiirzungen von
Mitgliedschaftsrechten vornehmen. Die Bedeutung voller Aus-
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iibung aller Rechte eines Mitglieds fiir dieses und die Organi-
sation 148t als Rechtsgrundlage einer Beschrinkung dieser
Rechte nur Vorschriften zu, aus denen sich Méglichkeit, Aus-
mafB und Zweck der Beschrinkung eindeutig ergeben. Man
wird daher Art.5 und 19 SVN — vorbehaltlich weiterer Er-
orterung von Geschiftsordnungsvorschriften — als abschlie-
Bende Rechtsgrundlagen fiir Mitgliedschaftsrechtsbeschrin-
kungen aufzufassen haben. Was Art. 94 betrifft, so ist auch
noch darauf hinzuweisen, da3 es wenig sinnvoll wire, wenn
ein Organ (der Sicherheitsrat) iiber die Ausiibung von Rech-
ten in einem anderen Organ (Generalversammlung) zu ent-
scheiden hétte. Ferner zeigen Art.5 und 6 SVN, daB jeweils
der entscheidende Beschlul (wenn auch auf positive Empfeh-
lung des Sicherheitsrates hin) von der Generalversammlung
zu fassen ist. Die insoweit einzige Ausnahme hierzu in Art.5
Satz 2 SVN (Wiedereinsetzung, Wiedereinrdumung der Rechte
nach der Suspendierung) ergibt sich aus dem Bediirfnis, bei
Wegfall der Voraussetzungen oder bei sonstiger an den Zielen
der Satzung ausgerichteter Notwendigkeit schnell die Moig-
lichkeit der Wiederherstellung aller Rechte zu gewihrleisten.
Als stéindig erreichbares Organ mit primirer Verantwortung
fiir die Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung des inter-
nationalen Friedens und der Sicherheit konnte nur der Sicher-
heitsrat diese Funktion iibernehmen?®®, Fiir #hnliche Uberle-
gungen unter den Voraussetzungen des Art.94 Abs.2 SVN
fehlen alle Anhaltspunkte.

4, LafBt sich in der Satzung selbst eine Rechtsgrundlage fiir
das Vorgehen der Generalversammlung gegeniiber Siidafrika
nicht finden, so liegt nahe, daB die Generalversammlung bzw.
ihr Prasident von einer Befugnis Gebrauch gemacht hat, die
ihnen durch die geltende Geschiftsordnung der General-
versammlung (GeschQ)? eingerdumt ist. Sollte es eine solche
Befugnis geben, wire weiter zu fragen, ob diese Regelung
mit der Satzung selbst in Einklang steht.

a) Regeln 27 bis 29 GeschO enthalten Bestimmungen iiber die
Vorlage und Priifung der Beglaubigungsschreiben, die von
den Delegationsmitgliedern, die an der Generalversammlung
teilnehmen, vorzulegen sind. Von besonderem Interesse hier
ist Regel 29 GeschO. Aus ihr ergibt sich zweierlei: erstens,
daB ein Mitgliedstaat gegen die Beglaubigung einer Delegation
(oder auch eines Delegationsmitglieds) Einwendungen erheben
kann (objection); zweitens, daB3 trotz dieser Einwendungen
jeder Vertreter eines Mitgliedsstaates seinen Sitz vorldufig

(provisionally) mit den gleichen Rechten wie andere Vertre-
ter einnimmt, bis der Beglaubigungsausschufl seinen Bericht
erstattet und die Generalversammlung dariiber entschieden
hat.

Von ausschlaggebender Bedeutung ist, welcher Art die »Ein-
wendungen« sein kénnen. Ist allein Regel 27 GeschO Priifungs-
maBstab oder kénnen andere Erwigungen wie die {iber das
Bestehen wirklicher demokratischer Reprédsentation oder die
Verletzung von internationalen Verpflichtungen in die Prii-
fung miteinflieBen? Die Priifung der Beglaubigungen erfolgt
in zwei Stufen. Die erste Stufe besteht in der Titigkeit des
Beglaubigungsausschusses, der sein Priifungsergebnis in ei-
nem Bericht niederlegt. Hierauf nimmt Regel 28 Satz 4
GeschO Bezug. Wenn da von der Priifungstitigkeit des Aus-
schusses die Rede ist, zugleich aber besondere Priifungskrite-
rien nicht genannt werden, dann kann dieser Satz sich inhalt-
lich nur an Regel 27 anschlieBen, der die Formalien der Be-
glaubigung (ausstellende Behérde, Frist) umschreibt und
insoweit jedenfalls PriifungsmafBstab ist. Es ist auch kaum
vorstellbar, daf die Geschéftsordnung nur einen Teil der Kri-
terien nennt, ohne auf den nicht abschlieBenden Charakter der
Aufzidhlung hinzuweisen.

Die zweite Stufe stellt die Entscheidung der Generalversamm-
Iung dar. Wesentlich ist, daB Beschlul3 iiber' den Bericht des
Ausschusses gefalit wird. Eine weitergehende Kompetenz des
Hauptorgans gegeniiber seinem Unterorgan ist zwar nichts
AuBergewdhnliches. Es wire jedoch unverstdndlich, dem
AusschuB, der die eigentliche Arbeit leistet, andere Priifungs-
kriterien an die Hand zu geben, als sie die Generalversamm-
lung selbst anwenden kann. Dies heiit nicht, daB die Gene-
ralversammlung an den AusschuBlbericht gebunden wire.
Aber sie kann von ihm nur unter Anlegung derselben MaB-
stibe abweichen3?,

Daraus folgt, daB in der Tat die Einnahme des Sitzes in der
Generalversammlung durch einen Vertreter, dessen Beglau-
bigung nach Regel 27 GeschO nicht in Ordnung befunden wird,
provisorischer Natur ist’. Solche formale Priifung verfolgt
jedoch den Schutzzweck, daB die Mitgliedstaaten wirklich
durch Personen vertreten werden, die ihre Erméchtigung von
den im internationalen Verkehr den Staat repriésentierenden
Personen ableiten und daher rechtlich verbindlich fiir ihren
Staat sprechen konnen®:. Dies bedeutet aber — und das ist
zugleich der groBe Unterschied zu dem gegeniiber Siidafrika
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eingeschlagenen Weg — keine Beschriankung von Mitglied-
schaftsrechten; denn die Einhaltung von Verfahrensbestim-
mungen, die freilich ihrerseits korrekt, d.h. in einer die
souveridne Gleichheit der Staaten achtenden Weise, zustande
gekommen sein miissen, begrenzen in einem rechtlichen Or-
ganismus notwendig und stets jede Rechtsausiibung.

b) Kann also festgehalten werden, daB die Regeln 27 bis 29
GeschO bereits wegen ihrer eingeschrinkten Priifungsmal-
stdbe keine geeignete Rechtsgrundlage fiir das Vorgehen der
Generalversammlung abgeben konnen, soll doch noch weiter
gefragt werden, welche Konsequenz sich aus einer — unter-
stellt zurecht erfolgten — Ablehnung der Beglaubigungen der
Vertreter aus anderen als in Regel 27 GeschO genannten
Griinden ergeben wiirde.

Die von der 25.bis zur 28. Generalversammlung geteilte Auffas-
sung wird von der sog. Hambro-Formel® wiedergegeben. Eine
gewisse Unbestimmtheit findet sich allerdings schon in den
Conclusions of the Special Committee on the Rationalization
of the Procedures and Organization of the General Assembly
aus dem Jahr 1971, wo es heillt (Ziff.116): »The Special
Committee, while aware of the problems posed by the non-
recognition by the General Assembly of a delegation’s creden-
tials, feels that it is not in a position to make any proposal on
the matter«.

Hilt man hier Regel 29 GeschO fiir anwendbar, seilt sie also
nicht an Regel 27 GeschO an, so fillt es in der Tat schwer,
wenn man allein aus Regel 29 argumentiert, das dort vorge-
sehene Verbot der Teilnahme an den Sitzungen der General-
versammlung nicht auf Grund einer Entscheidung des GV-
Prisidenten und unter Umsténden auf Grund der Bestitigung
durch die Generalversammlung (Regel 71 GeschO) auf alle
Fille einer endgiiltigen Ablehnung der Beglaubigung einer
Delegation zu erstrecken. Ist Regel 29 GeschO einschligig,
dann ist auch die Tatsache anzuerkennen, daB3 sie verschie-
dene Rechtsfolgen bei verschiedenen Ablehnungsgriinden
nicht vorsieht. Soll dies freilich das letzte Wort sein, so muf
sich Regel 29 GeschO vor den Bestimmungen der Satzung
behaupten kinnen.

¢) Die Ermichtigung des Art.21 SVN, die der Generalver-
sammlung das Recht einrdumt, sich eine Geschéftsordnung zu
geben, entliBt die Generalversammlung in keine Beliebigkeit.
Als Organ der Vereinten Nationen bleibt sie auch bei der Ge-
staltung und in Ausiibung ihrer Geschiftsordnung an die Sat-
zung als das iibergeordnete Recht gebunden®. Es ist freilich
nicht zu bestreiten, dal gerade solche Geschédftsordnungsvor-
schriften und ihre Praktizierung auf das iibergeordnete Recht
zuriickwirken. Die Praxis der internationalen Organisationen
bzw. ihrer Organe sind durchaus relevante Faktoren bei der
Interpretation der Griindungsvertrige®.

Diese Moglichkeit materiellrechtlicher Einstrahlung wvon
Rechtsvorschriften auf hoherrangiges Recht fehlt jedoch da,
wo letzterem die Aussage zu entnehmen ist, einen bestimm-
ten Problemkreis abschlieBend geregelt haben zu wollen. Eine
derartige satzungsméfBige Exklusivitit kommt wegen der fun-
damentalen Bedeutung fiir die Struktur der Organisation
Eintritt und Austritt bzw. Aufnahme und Ausschlufl zu. Ver-
gegenwiirtigt man sich die konstituierende Bedeutung, welche
das Prinzip der souveridnen Gleichheit der Staaten fiir die
Organisation der Vereinten Nationen hat, so mufl dasselbe fiir
die Verkiirzung oder Suspendierung von Rechten gelten, die
unmittelbar aus der Mitgliedschaft in dieser Organisation
flieBen. Art.5 und 19 SVN regeln daher diesen Problemkreis
abschliefend. Dies wird auch deutlich aus den jeweils erfor-
derlichen unterschiedlichen Mehrheiten®: Im Verfahren nach
Art.5 SVN ist nach Art. 18 Abs. 2 eine Zweidrittelmehrheit
der anwesenden, an der Abstimmung teilnehmenden Staaten
erforderlich. Hingegen wiirde im Verfahren nach Regel 29
GeschO in Verbindung mit Regel 71 GeschO die einfache
Mehrheit geniigen. Vor allem aber ist in Verfahren nach
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Art. 5 SVN der Sicherheitsrat in wesentlicher Weise beteiligt.
Das entspricht der primiren Verantwortung des Sicherheits-
rates fiir die Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung von
Frieden und Sicherheit auf der internationalen Ebene, eine
Verantwortung, die nur getragen werden kann, wenn die
Organisation selbst auch politisch nicht {iberfordert wird;
diese Frage mull3 daher im Einzelfall im Entscheidungsermes-
sen des Sicherheitsrates verbleiben?,

Damit ist auch eine Auffassung abzulehnen, die Verschiebun-
gen im Kompetenzgefiige von Sicherheitsrat und Generalver-
sammlung zulassen mochte. Eine solche Meinung hat sich zum
ersten Mal in der berithmten Uniting for Peace-Resolution
vom 3. November 1950 niedergeschlagen®, die freilich hier
ohnehin nicht unmittelbare Rechtsgrundlage sein kann, Im
ubrigen wire eine entsprechende Empfehlung gerade auch
ohne rechtliche Verbindlichkeit!!. Die Generalversammlung
hat sich auch, soweit ersichtlich, auf derartige Erwigungen
gleich gar nicht gestiitzt.

5. Als Ergebnis ist somit festzuhalten, dal die Generalver-
sammlung die ihr durch Satzung und Geschiftsordnung ein-
gerdumten Befugnisse iiberschritten hat. Die Entscheidung
vom 12. November 1974 ist darum rechtswidrig. Ob sie, weil
kompetenzwidrig, auch unwirksam ist, ist schwer zu beurtei-
len und mag hier offenbleiben*.

III. Mégliche Reaktionen Siidafrikas

Dieses Resultat legt die Frage nahe, welche Moglichkeiten
Siidafrika verbleiben, um gegen den rechtswidrigen Beschluf3
der Generalversammlung vorzugehen.

1. Eine Klageerhebung Siidafrikas gegen die Vereinten Na-
tionen kommt nicht in Betracht. Nach Art.34 Abs.1 des IGH-
Statuts konnen nur Staaten Parteien eines Rechtsstreits sein;
den Vereinten Nationen fehlt daher in einem kontradiktori-
schen Verfahren die Parteifdhigkeit. Eine Anrufung des IGH
als Gutachterinstanz scheidet fiir Siidafrika gleichfalls aus.
Art. 96 SVN gibt lediglich den Organen der Vereinten Nationen,
vor allem Sicherheitsrat und Generalversammlung, das Recht,
den IGH um ein Gutachten zu ersuchen*®, Die hier allenfalls
denkbare Moglichkeit, der Sicherheitsrat kénne ein Gutachten
zum Problem erbitten, ob die Generalversammlung nicht zu
Unrecht Siidafrika von der Teilnahme an der 29. General-
versammlung ausgeschlossen und sich damit satzungswidrig
Kompetenzen angemaflit habe!, erscheint angesichts des mit
Sicherheit fiir diesen Fall zu erwartenden sowjetischen oder
chinesischen Vetos unrealistisch.

2. Eine hingegen mogliche Reaktion Siidafrikas ist der jeder-
zeit durchfiihrbare Austritt aus den Vereinten Nationen®.
Rechtlich interessanter freilich ist zu wissen, ob die von Siid-
afrika angeordnete vorldufige Einstellung der Zahlungen
rechtméfBig ist. Art.19 SVN zeigt an, wie hoch von der Sat-
zung die Bedeutung rechtzeitiger finanzieller Beitragsleistung
veranschlagt wird. Es besteht kein Zweifel, daff Siidafrika
auch grundsétzlich zur Zahlung der ihm nach dem Schliissel
des Art. 17 SVN auferlegten finanziellen Leistungen verpflich-
tet ist.

Im vorliegenden Fall ist das Verhalten Siidafrikas jedoch als
Repressalie gerechtfertigt: Die an und fiir sich rechtswidrige
Zahlungsverweigerung ist nur deshalb kein vélkerrechtliches
Delikt, weil der Adressat der Repressalie seinerseits zum
Nachteil des Urhebers der Repressalie vélkerrechtswidrig ge-
handelt hat'®. Repressalien kénnen nicht nur gegen Staaten
gerichtet sein, sondern gegen jedes Vblkerrechtssubjekt®’,
folglich auch gegen eine am Vélkerrechtsverkehr teilneh-
mende internationale Organisation, wie sie die Vereinten
Nationen sind.

Aus diesen Uberlegungen ergibt sich auch folgendes: Sollte
die Generalversammlung in den kommenden Jahren Siid-
afrika erneut von der Teilnahme an ihren Sitzungen aus-
schliefen und wiirde deshalb Siidafrika seine Zahlungen
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weiterhin einstellen’®, so wire Art.19 SVN selbst bei Uber-
schreiten der durch ihn gezogenen Grenze (Beitragsriickstand)
nicht anwendbar, auch wenn sein Wortlaut keine Ausnahme
von der Regel zu kennen scheint. Die RechtmiBigkeit der
Zahlungsverweigerung ist als eine der Regel immanente Be-
schrinkung zu verstehen,

Man darf freilich nicht iibersehen, daB mit alledem eine be-
sonders schwierige Frage angesprochen ist. Die Gefahr liegt
nicht fern, dafl die bloBe Behauptung eines Mitgliedstaates,
die Organisation habe sich durch eine Kompetenziiberschrei-
tung, die zu Lasten des Mitglieds gehe, auBlerhalb des Rechts
gestellt, dazu fiihren koénnte, daBl die Zahlungsverpflichtungen
negiert werden. Im Interesse der Effektivitit der Organisa-
tion muB das Handeln der Organisation die Vermutung der
RechtmifBigkeit fiir sich haben®. Es handelt sich hier freilich
nur um eine widerleghare Vermutung, die dann nicht zutrifft,
wenn die Kompetenziiberschreitung offenkundig ist®. In of-
fenkundigen Fillen vermag die volkerrechtliche effet-utile-
Regel nicht zu helfen, da nur die satzungsmiBige Effizienz
unter den Schutz des Rechts gestellt sein kann.

IV. AbschlieSende Bemerkungen

Die hier geschilderten Vorginge sind Teilstiick eines Dramas,
das sich zur Zeit in den Vereinten unter dem Vorzeichen einer
sich ihrer zahlenmiBigen Kraft bewulBt gewordenen afro-
asiatischen Majoritit abspielt. Ihr Interesse richtet sich nahe-
zu ausschlieBlich auf das energische Bemiihen um eine neue
internationale Wirtschaftsordnung®® und auf den Xampf
gegen Rassismus und Kolonialismus, ein Kampf, der am be-
reits erreichten Standard volkerrechtlichen Gewaltverbots
gemessen einen klaren Schritt zuriick bedeutet. Der Kampf
der Befreiungsorganisationen »by all the necessary means at
their disposal« wird fiir legitim erklirt’®; die Terrorismus-
Diskussion wird offen boykottiert’®; die Befreiungsorganisa-
tionen selbst werden als die einzig legitimen Vertreter des von
ihnen beanspruchten Landes anerkannt’. Eben dies — die
Nichtanerkennung der nach der dortigen Verfassung recht-
miBig zustande gekommenen Regierung, die zu dem effektiv
im Besitz der Macht ist — ist auch der eigentliche Grund fiir
die Suspendierung des Teilnahmerechts Stidafrikas. Dies macht
u. a. die Diskussion im Beglaubigungsausschull ganz klar?,

Nun kann es keinem Zweifel unterliegen, dall durch den Aus-
schluB von iiber 80 Prozent der Bevolkerung von allen poli-
tisch relevanten Vorgingen die schwarze Mehrheit in Siid-
afrika keine Moglichkeit hat, ihre politische Ansicht zu arti-
kulieren und in die Staatswillensbildung einzubringen. Meines
Erachtens liegt auch ein Versto gegen fundamentale men-
schenrechtliche Grundsitze vor, der die Voélkerrechtswidrig-
keit der Apartheid-Politik Sudafrikas zur Folge hat. Ver-
letzungen der Satzung mul} aber auf den in der Satzung vor-
gesehenen Wegen begegnet werden. Im librigen liegt die Ver-
letzung eben im menschenrechtlichen Bereich, nicht unmittel-
bar in der Nichtteilhabe einer Bevdélkerungsgruppe an der
politischen Gestaltung des Landes. Es liegt auf der Hand, dal
einem streng demokratischen Reprisentationsmafstab die
Mehrzahl der in den Vereinten Nationen vertretenen Staaten
nicht Gentige tun konnte. Mit gutem Grund hatten die Organe
der Vereinten Nationen auch bislang von einer entsprechen-
den Praxis abgesehen; nur dies allein entspricht dem Ziel
der Vereinten Nationen, iiber die innerstaatliche Struktur
hinweg zu einer Ubereinkunft {iber den internationalen Frie-
den zu gelangen. Jede Abkehr von diesen Grundsédtzen mufB
die Lebensfdhigkeit der Vereinten Nationen in Frage stellen%.
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zeigt v. 1. n. r.: Dr. Walter Klein, Senatsdirektor a. D., Stellv. Vorsitzender des Bundesvorstands der DGVN und des Vorstands des LV Berlin;
Dr. Gerhard Fritz, Kurator der DSE; Reinhard Biihling, MdB, Priisident des Kuratoriums der DSE; Dr. Karl Ktnig, Wirtschaftssenator von Ber-
lin und Vorsitzender des LV Berlin der DGVN; Bundesminister Egon Bahr; Brigitte Freyh, Staatssekretirin a. D. und Kuratorin der DSE; Prof.
Dr. Klaus Hiifner, Stellv. Vorsitzender des Bundesvorstands der DGVN und des Vorstands des LV Berlin.
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EntschlieBungen der Generalversammlung und des Sicherheitsrats:

Apartheid, Nahost, Zypern, Namibia

Apartheid
GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand:

Internationales Ubereinkommen iiber die
Bekimpfung und Bestrafung des Verbre-
chens der Apartheid. — EntschlieBung 3068
(XXVIII) vom 30. November 1973

Die Generalversammlung,
— in Erinnerung an ihre Entschliefung 2922

(XXVII) vom 15. November 1972, mit der
sie ihre Uberzeugung bestitigte, dag Apart-
heid eine villige Verleugnung der Ziele
und Grundsétze der Charta der Vereinten
Nationen bedeutet und ein Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit ist,

in Erkenntnis der dringenden Notwendig-
keit, weitere wirksame MaBnahmen mit
dem Ziel der Bekdmpfung und Bestrafung
der Apartheid zu ergreifen,

im BewuBtsein der Notwendigkeit, unter
der Schirmherrschaft der Vereinten Natio-
nen ein Internationales Ubereinkommen
ilber die Bekimpfung und Bestrafung des
Verbrechens der Apartheid zu verabschie-
den.

in der Uberzeugung, daB das Uberein-
kommen ein bedeutsamer Schritt zur Aus-
stattung der Politik und der Praktiken
der Apartheid sein wird, daB es von den
Staaten zum frithest méglichen Zeitpunkt
unterzeichnet werden sollte und daB seine
Bestimmungen unverziiglich erfiillt wer-
den sollten,

mit der Auffassung, daB der Text des Uber-
einkommens weltweit bekannt gemacht
werden sollte,

. nimmt das Internationale Ubereinkommen,

dessen Wortlaut dieser EntschlieBung an-
hingt, an und legt es zur Unterzeichnung
und Ratifizierung auf;

fordert alle Parteien auf, das Uberein-
kommen sobald als mdoglich zu unter-
zeichnen und zu ratifizieren;

ersucht alle Regierungen sowie alle zwi-
schenstaatlichen und nichtstaatlichen Or-
ganisationen, die Offentlichkeit mittels al-
ler zur Verfiigung stehenden Informations-
medien soweit wie méglich mit dem Text
des Ubereinkommens bekannt zu machen;
ersucht den Generalsekretiir, die baldige
und weite Verteilung des Ubereinkom-
mens zu gewihrleisten und zu diesem
Zweck seinen Text zu verdéffentlichen und
zu vertreiben;

ersucht den Wirtschafts- und Sozialrat, die
Kommission fiir Menschenrechte einzula-
den, die in Artikel X des Ubereinkommens
genannten Aufgaben wahrzunehmen.

Abstimmungsergebnis: + 91; — 4: GroBbri-

tannien, Portugal, Siidafrika, Vereinigte
Staaten; = 26.

ANHANG
Internationales Ubereinkommen iiber die
Bekiimpfung und Bestrafung des
Verbrechens der Apartheid

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens,
— Eingedenk der Bestimmungen der Charta

der Vereinten Nationen, in denen alle Mit-
gliedstaaten sich verpflichtet haben, ge-
meinsam und jeder fir sich mit der Orga-
nisation zusammenzuarbeiten, um die all-
gemeine Achtung und Verwirklichung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten fiir
alle ohne Unterschied der Rasse, des Ge-
schlechts, der Sprache oder der Religion
zu erreichen.

Eingedenk der Allgemeinen Erklirung der
Menschenrechte, die besagt, daf alle Men-
schen frei und gleich an Wiirde und Rech-
ten geboren sind und daB jeder ohne
irgendeine Unterscheidung wie etwa nach
Rasse, Farbe oder nationaler Herkunft
Anspruch hat auf alle in der Erklirung
verkiindeten Rechte und Freiheiten,
Eingedenk der Erkldrung liber die Gewih-
rung der Unabhéngigkeit an koloniale Lin-
der und Volker, in der die Generalver-
sammlung feststellte, daB der Prozef der
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Befreiung unaufhaltbar und unwiderruf-
lich sel und daB im Interesse der Menschen-
wiirde, des Fortschritts und der Gerechtig-
keit dem Kolonialismus und allen damit
verbundenen Praktiken der Rassentren-
nung und der Diskriminierung ein Ende
bereitet werden miisse,

— Mit der Feststellung, daB nach dem Inter-
nationalen Ubereinkommen iiber die Be-
seitigung jeder Form von Rassendiskrimi-
nierung die Staaten insbesondere die Ras-
sentrennung und die Apartheid verurtei-
len und sich verpflichten, alle derartigen
Praktiken in ihren Hoheitsgebieten zu ver-
hindern, zu verbieten und auszumerzen,

— Mit der Feststellung, daB nach dem Uber-
einkommen {iiber die Verhiitung und Be-
strafung des Vilkermords bestimmte Hand-
lungen, die auch als Apartheidshandlungen
eingestuft werden kénnen, ein Verbrechen
gemiB internationalem Recht darstellen,

— Mit der Feststellung, daf in dem Uber-
einkommen iiber die Unverjihrbarkeit von
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit sunmenschliche Hand-
lungen, die sich aus der Politik der Apart-
heid ergebens, als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit eingestuft werden,

— Mit der Feststellung, daB die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen eine
Reihe von EntschlieBungen angenommen
hat, in denen die Politik und die Prak-
tiken der Apartheid als Verbrechen gegen
die Menschlichkeit verurteilt werden,

— Mit der Feststellung, daB der Sicherheits-
rat betont hat, daf3 dle Apartheid, ihre fort-
gesetzte Verstiirkung und Erweiterung, den
Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit ernsthaft stéren und bedrohen,

— In der Uberzeugung, daB ein Internatio-
nales Ubereinkommen iiber die Bekdmp-
fung und Bestrafung des Verbrechens der
Apartheid es ermiglichen wiirde, wirk-
samere MaBnahmen zur Bekliimpfung und
Bestrafung des Verbrechens der Apart-
heid auf internationaler und nationaler
Ebene zu ergreifen,

sind wie folgt ibereingekommen:

Artikel I

1. Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkom-
mens erkliren, daB die Apartheid ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit ist und
daB unmenschliche Handlungen, die sich
aus der Politik und den Praktiken der
Apartheld und #hnlicher Politik und #hn-
lichen Praktiken der Rassentrennung und
Diskriminierung ergeben und in Artikel IT
des Ubereinkommens n#her bezeichnet
werden, WVerbrechen darstellen, die die
Grundsiitze des internationalen Rechts, ins-
besondere die Ziele und Grundsitze der
Charta der Vereinten Nationen, verletzen
und eine ernsthafte Bedrohung fiir den
Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit darstellen. »

2. Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkom-
mens erklidren diejenigen Organisationen,
Einrichtungen und Einzelpersonen, die das
Verbrechen der Apartheid begehen, fiir
verbrecherisch.

Artikel IT

Im Sinne dieses Ubereinkommens gilt der

Ausdruck »das Verbrechen der Apartheids, der

auch dhnliche Politiken und Praktiken der

Rassentrennung und -diskriminierung, wie sie

in siidafrika angewendet werden, mit ein-

schlieBt, fiir die folgenden unmenschlichen

Handlungen, die zum Zwecke der Errichtung

und Aufrechterhaltung der Herrschaft einer

Rassengruppe iiber eine andere Rassengruppe

begangen werden und diese systematisch un-

terdriicken:

a) Wenn einem Mitglled oder Mitgliedern
einer Rassengruppe oder von Rassengrup-
pen das Recht auf Leben und Freiheit der
Person verweigert wird:

(i) durch die Ermordung von Mitgliedern
einer Rassengruppe oder von Rassen-
gruppen;

(ii) durch Verursachung schweren kbr-
perlichen oder seelischen Schadens an
Mitgliedern einer Rassengruppe oder
von Rassengruppen durch die Verlet-
zung ihrer Freiheit oder Wiirde, oder
indem sie der Folterung oder grau-
samer, unmenschlicher oder entwiirdi-
gender Behandlung oder Bestrafung
ausgesetzt werden;

(iil) durch willkiirliche Verhaftung und
rechtswidrige Einkerkerung der Mit-
glieder einer Rassengruppe oder von
Rassengruppen; :

b) Vorsétzliche Auferlegung von Lebensbe-
dingungen fiir eine Rassengruppe oder fiir
Rassengruppen, die geeignet sind, deren
kirperliche Zerstérung ganz oder teilweise
herbeizufiihren;

c) Alle gesetzgeberischen oder sonstigen MaB-
nahmen, die eine Rassengruppe oder Ras-
sengruppen an der Teilnahme am politi-
schen, sozialen, wirtschaftlichen und kultu-
rellen Leben des Landes hindern sollen,
und die vorsétzliche Schaffung von Bedin-
gungen, die die volle Entwicklung einer
solchen Gruppe oder solcher Gruppen ver-
hindern, insbesondere indem Mitgliedern
einer Rassengruppe oder von Rassengrup-
pen die fundamentalen Menschenrechte und
Freiheiten verweigert werden, einschlieB3-
lich des Rechtes auf Arbeit, des Rechtes zur
Bildung anerkannter Gewerkschaften, des
Rechtes auf Erziehung, des Rechtes, das
eigene Land zu verlassen und dorthin zu-
riickzukehren, des Rechtes auf Staatsange-
hirigkeit, des Rechtes auf Bewegungsfrei-
heit und freie Wahl des Wohnsitzes, des
Rechtes auf Meinungsfreiheit und Freiheit
der MeinungsduBerung und des Rechtes,
sich friedlich zu versammeln und friedliche
Vereinigungen zu bilden;

d) Alle MaBnahmen, einschlieBlich gesetzgebe-
rischer MaBnahmen, die dazu bestimmt
sind, die Bevdlkerung nach rassischen Ge-
sichtspunkten zu teilen, durch die Schaf-
fung getrennter Reservate und Gettos fiir
die Mitglieder einer Rassengruppe oder von
Rassengruppen, durch das Verbot von
Mischehen zwischen Mitgliedern verschie-
dener Rassengruppen, durch die Enteig-
nung von Grundbesitz, der einer Rassen-
gruppe oder Rassengruppen oder deren
Mitgliedern gehort;

e) Ausbeutung der Arbeitskraft der Mitglie-
der einer Rassengruppe oder von Rassen-
gruppen, insbesondere durch deren Ver-
pflichtung zur Zwangsarbeit;

f) Verfolgung von Organisationen und Per-
sonen, indem ihnen Grundrechte und
Freiheiten entzogen werden, weil sie sich
der Apartheid widersetzen.

Artikel ITI

Die internationale strafrechtliche Verant-
wortlichkeit gilt, ungeachtet des zugrunde-
liegenden Beweggrundes, fiir Einzelperso-
nen, Mitglieder von Organisationen und Ein-
richtungen sowie fiir Vertreter des Staates,
gleichgiiltig, ob sie ihren Wohnsitz im Ho-
heitsgebiet des Staates haben, in dem die
Handlungen begangen werden, oder in einem
anderen Staat, wenn sie
a) die in Artikel II dieses Ubereinkommens
aufgefiihrten Handlungen begehen, sich
daran beteiligen, unmittelbar dazu aufrei-
zen oder sich dazu verabreden;
b) die Begehung des Verbrechens der Apart-
heid unmittelbar begiinstigen, férdern oder
daran mitarbeiten.

Artikel IV

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens

verpflichten sich:

a) alle gesetzgeberischen oder sonstigen MaB-
nahmen zu ergreifen, die erforderlich sind,
um jegliche Forderung des Verbrechens der
Apartheid und dhnlicher Rassentrennungs-
politik oder deren Anzeichen zu bekimpfen
und zu verhindern und Personen, die sich
dieses Verbrechens schuldig machen, zu be-
strafen; ;
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b) gesetzgeberische, gerichtliche und Verwal-
tungsmafnahmen zu ergreifen, um Perso-
nen, die fiir die in Artikel II dieses Uber-
einkommens ndher bezeichneten Handlun-
gen verantwortlich sind oder denen sie zur
Last gelegt werden, strafrechtlich zu ver-
folgen, vor Gericht zu stellen und gemdiB
ihrer Gerichtsbarkeit zu bestrafen, gleich-
gilltig, ob diese Personen ihren Wohnsitz
im Hoheitsgebiet des Staates haben, in dem
die Handlungen begangen werden, oder ob
sle Staatsangehdrige dieses Staates oder
eines andere Staates oder staatenlos sind.

Artikel V

Personen, denen die in Artikel II dieses
Ubereinkommens aufgefiihrten Handlungen
zur Last gelegt werden, kénnen vor ein zu-
stéindiges Gericht eines jeden Vertragsstaa-
tes dieses Ubereinkommens gestellt werden,
das die Gerichtsbarkeit fiir die Person des
Angeschuldigten erlangen kann, oder vor
ein internationales Strafgericht, das fiir die
Vertragsstaaten, die seine Gerichtsbarkeit
anerkannt haben, zustiindig ist.

Artikel VI

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens
verpflichten sich, gem#dB der Charta der Ver-
einten Nationen die Beschlilsse anzunehmen
und durchzufithren, die der Sicherheitsrat
gefaBt hat und die die Verhiitung, Bekdmp-
fung und Bestrafung des Verbrechens der
Apartheid zum Ziele haben, und bei der
Durchfiihrung wvon Beschliissen mitzuarbei-
ten, die von anderen zustindigen Organen
der Vereinten Nationen zur Erreichung der
Ziele des Ubereinkommens gefaBt werden.

Artikel VII

1. Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkom-
mens verpflichten sich, der gemiB Artikel
IX errichteten Gruppe in regelmiBigen
Abstiinden Berichte iiber die zur Durch-
fiithrung dieses Ubereinkommens getrof-
fenen Gesetzgebungs-, Gerichts-, Verwal-
tungs- und sonstigen MaBnahmen vorzu-
legen.

2. Abschriften der Berichte werden durch
den Generalsekretir der Vereinten Natio-
nen an den Sonderausschul3 fiilr Apartheid
weitergeleitet.

Artikel VIII

Jeder Vertragsstaat dieses Ubereinkommens
kann jedes zustédndige Organ der Vereinten
Nationen damit befassen, gemiB der Charta
der Vereinten Nationen die MaBnahmen zu
ergreifen, die es fiir die Verhiitung und Be-
kimpfung des Verbrechens der Apartheid fiir
geeignet erachtet.

Artikel IX

1. Der Vorsitzende der Kommission #fiir
Menschenrechte ernennt eine Gruppe, die
aus drei Mitgliedern der Kommission fiir
Menschenrechte besteht, die auch Vertre-
ter von Vertragsstaaten dieses Uberein-
kommens sind, um Berichte, die gemdiDd
Artikel VII von Vertragsstaaten vorgelegt
werden, zu priifen.

2. Wenn es unter den Mitgliedern der Kom-
mission fiir Menschenrechte keine Vertre-
ter von Vertragsstaaten dieses Uberein-
kommens gibt, oder wenn es weniger als
drei solcher Vertreter gibt, bestimmt der
Generalsekretdr der Vereinten Nationen
nach Riicksprache mit allen Vertrags-
staaten dieses Ubereinkommens einen
Vertreter des Vertragsstaates oder Vertre-
ter der Vertragsstaaten, der bzw. die nicht
Mitglieder der Kommission fiilr Menschen-
rechte ist bzw. sind, solange an der Arbeit
der gemidfB Absatz 1 dieses Artikels er-
richteten Gruppe teilzunehmen, bis Ver-
treter der WVertragsstaaten dieses Uber-
einkommens in die Kommission fiir Men-
schenrechte gewéhlt werden.

3. Die Gruppe darf sich hichstens fiinf Tage
zu einer Sitzung treffen, entweder vor
der Erdffnung oder nach Beendigung der
Sitzung der Kommission £fiir Menschen-

rechte, um die gem#iB Artikel VII vorge--

legten Berichte zu priifen.

Artikel X

1. Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkom-
mens ermichtigen die Kommission fir
Menschenrechte:
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a) die Organe der Vereinten Nationen zu
ersuchen, bei der Ubersendung der Ab-
schriften von Petitionen nach Artikel 15
des Internationalen Ubereinkommens
zur Beseitigung jeder Form der Ras-
sendiskriminierung auf Beschwerden be-
ziiglich Handlungen hinzuweisen, die in
Artikel IT dieses Ubereinkommens auf-
gefiihrt sind;

b) auf Grund der Berichte von zustindi-

gen Organen der Vereinten Nationen

und in regelméBigen Abstinden vorge-
legter Berichte von Vertragsstaaten die-
ses Ubereinkommens eine Liste von Ein-
zelpersonen, Organisationen, Einrichtun-
gen und Vertretern von Staaten zu er-
stellen, die fiir die in Artikel IT dieses

Ubereinkommens aufgefilhrten Verbre-

chen verantwortlich sein sollen, wie auch

von denen, gegen die gerichtliche Ver-
fahren von Vertragsstaaten dieses Uber-
einkommens eingeleitet worden sind;

die zustiindigen Organe der Vereinten

Nationen um Auskunft zu ersuchen

iiber MaBnahmen, die von den fiir die

Verwaltung von Treuhandgebieten und

Hoheitsgebieten ohne Selbstverwaltung

und allen sonstigen unter die Entschlie-

Bung 1514 (XV) der Generalversammlung

vom 14. Dezember 1960 fallenden Ho-

heitsgebiete verantwortlichen Behiirden
ergriffen werden hinsichtlich solcher

Einzelpersonen, die fiir Verbrechen

nach Artikel IT dieses Ubereinkommens

verantwortlich sein und unter ihre Ge-
bietshoheit wund Verwaltungsgerichts-
barkeit fallen sollen.

2. Bis zur Verwirklichung der in der Ent-
schlieBung 1514 (XV) der Generalversamm-
lung dargelegten Ziele der Erkldrung
iiber die Gewihrung der Unabhingigkeit
an koloniale Linder und Vilker wird das
diesen Vilkern in anderen internationalen
Ubereinkiinften oder von den WVereinten
Nationen und ihren Sonderorganisationen
gewidihrte Petitionsrecht durch dieses Uber-
einkommen nicht eingeschrinkt.

C

-

Artikel X1

1. Die in Artikel II dieses Ubereinkommens
aufgefilhrten Handlungen gelten fiir Aus-
lieferungszwecke nicht als politische
Straftaten.

2. Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkom-
mens verpflichten sich, in derartigen Fil-
len die Auslieferung gemiB i{hren gelten-
den Gesetzen und Vertrigen zu bewilli-
gen.

Artikel XI11

Streitfiille zwischen den Vertragsstaaten, die
sich aus der Auslegung, Anwendung oder
Durchfithrung dieses Ubereinkommens er-
geben und nicht auf dem Verhandlungswege
beigelegt worden sind, werden auf Antrag
der am Streit beteiligten WVertragsstaaten
dem Internationalen Gerichtshof unterbrei-
tet, auBer wenn die am Sreit beteiligten
Parteien sich auf eine andere Form der Bei-
legung geeinigt haben.

Artikel XIII

Dieses Ubereinkommen liegt fiir alle Staaten
zur Unterzeichnung auf. Jeder Staat, der das
Ubereinkommen nicht vor seinem Inkraft-
treten unterzeichnet, kann ihm beitreten.

Artikel XIV

1. Dieses Ubereinkommen bedarf der Ratifi-
zierung. Die Ratifikationsurkunden sind
beim Generalsekretir der Vereinten Na-
tionen zu hinterlegen.

2. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung
einer Beitrittsurkunde belm Generalse-
kretir der Vereinten Nationen.

Artikel XV

1. Dieses Ubereinkommen tritt am dreiBig-
sten Tag nach Hinterlegung der zwanzig-
sten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
beim Generalsekretir der Vereinten Na-
tionen in Kraft.

2, Fiir jeden Staat, der nach Hinterlegung
der zwanzigsten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde dieses Ubereinkommens ra-
tifiziert oder ihm beitritt, tritt es am
dreifligsten Tag nach Hinterlegung seiner

eigenen Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft.
Artikel XVI

Ein Vertragsstaat kann dieses Ubereinkom-
men durch eine schriftliche Notifikation an
den Generalsekretir der Vereinten Nationen
kiindigen. Die Kiindigung wird ein Jahr nach
dem Datum des Eingangs der Notifikation
beim Generalsekretir wirksam.

Artikel XVII

1. Ein Vertragsstaat kann jederzeit durch
eine an den Generalsekretdr der Verein-
ten Nationen gerichtete schriftliche Notifi-
kation eine Revision dieses Ubereinkom-
mens beantragen.

2. Die Generalversammlung der Vereinten
Nationen beschlieft {iber etwaige hin-
sichtlich eines derartigen Antrags zu un-
ternehmende Schritte.

Artikel XVIII

Der Generalsekretir der Vereinten Nationen

unterrichtet alle Staaten von

a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und
Beitritten nach den Artikeln XIITI und
XI1V;

b) dem Datum des Inkraftiretens dieses Uber-
einkommens nach Artikel XV;

¢) den Kiindigungen nach Artikel XVI;

d) den Notifikationen nach Artikel XVII.

Artikel XIX

1. Dieses Ubereinkommen, dessen chinesi-
scher, englischer, franzdésischer, russischer
und spanischer Wortlaut gleichermaBen
verbindlich ist, wird im Archiv der Ver-
einten Nationen hinterlegt.

2. Der Generalsekretir der Vereinten Na-
tionen {ibermittelt allen Staaten beglau-
bigte Abschriften dieses Ubereinkommens.

GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand:
Die Politik der Apartheid der Regierung
von Siidafrika. — EntschlieBung 3324 (XXIX)
vom 16. Dezember 1974

A

Treuhandfonds der Vereinten Nationen
fiir Siidafrika

Die Generalversammlung,

— nach Erdrterung des Berichts des General-
sekretiirs liber den Treuhandfonds der Ver-
einten Nationen fiir Siidafrika, dem der Be-
richt des Treuhinderausschusses fiir den
Treuhandfonds angefiigt ist,

— in Kenntnisnahme des Berichts des Gene-
ralsekretlirs iiber den gegenwiirtigen Be-
darf an humanitidrer Hilfe im Rahmen der
Richtlinien des Treuhandfonds,

— in schwerer Sorge iliber die andauernde und
zunehmende Verfolgung wvon Personen
durch die unterdriickende und diskriminie-
rende Gesetzgebung, die von der Regie-
rung von Siidafrika und den unrechtméBi-
gen Verwaltungen in Namibia und Siidrho-
desien in Kraft gesetzt wurde, sowie iiber
das hieraus folgende schwere Schicksal fiir
zahlreiche Familien,

— in der Erwégung, daB humanitire Hilfe fiir
Personen, die in diesen Gebieten durch die
unterdriickende und diskriminierende Ge-
setzgebung verfolgt werden, angebracht
und erforderlich ist,

— in Kenntnis und in Anerkennung der Be-
milhungen des Generalsekretiirs und des
Treuhiinderausschusses, die Beitrige fir
den Treuhandfonds zu fordern,

1. driickt den Regierungen, den Organisatio-
nen und Einzelperstinlichkeiten, die zum
Treuhandfonds der Vereinten Nationen fiir
Siidafrika beigetragen haben, ihre Aner-
kennung aus;

2. ruft alle Staaten, Organisationen und Ein-
zelpersonen auf, groBziigigere Jahresbei-
trige an den Treuhandfonds zu leisten, um
ihn in die Lage zu versetzen, den Bedarf
angemessener zu decken;

3. ruft weiter zu grofziigigen unmittelbaren
Beitridgen an die Freiwilligenorganisatio-
nen auf, die mit der Betreuung von Opfern
der Apartheld und Rassendiskriminierung
in Siidafrika, Namibia und Siidrhodesien
befaBit sind.

Abstimmungsergebnis: Ohne Widerspruch an-
genommen.
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B
Waffenembargo gegen Siidafrika

Die Generalversammlung,

— in schwerer Sorge iiber die ernste Lage in
Siidafrika und ilber die militdrische Auf-
riistung durch die siidafrikanische Regie-
rung,

— im Bestreben, die Gefahr eines Rassenkon-
flikts im sildlichen Afrika abzuwenden und
eine gerechte Losung der ernsten Lage in
Sildafrika in Ubereinstimmung mit den
Grundsiitzen der Charta der Vereinten Na-
tionen zu férdern,

— in Erinnerung an ihre EntschlieBungen be-
zilglich des Waffenembargos gegen Sid-
afrika, insbesondere an Entschliefung 2775
(XXVI) vom 29. November 1971, wie auch
an die einschligigen EntschlieBungen des
Sicherheitsrats,

— in der Erwigung, daf die vollstindige
Durchfithrung des Waffenembargos gegen
Siidafrika unerléiBlich ist, um eine weitere
Verschirfung der Lage zu verhindern,

— im BewulBtsein der Hauptverantwortung
des Sicherheitsrats filr die Aufrethterhal-
tung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit,

— in der Erwigung, daB ZwangsmaBnahmen
gemiB Kapitel VII der Charta unentbehr-
lich sind, um die ernste Lage zu losen,

> ersucht den Sicherheitsrat, dringend die
Behandlung des Tagesordnungspunktes mit
dem Titel :Die Frage des Rassenkonflikts in
Stidafrika, der aus der Politik der Apart-
heid der Regierung von Siidafrika erwichst«
unter dem Gesichtspunkt wiederaufzuneh-
men, welches Vorgehen nach Kapitel VII
der Charta der Vereinten Nationen einge-
leitet werden kann, um die vollstindige
Einstellung allen Lieferungen von Waffen,
Munition, Militéirfahrzeugen sowie Ersatz-
teilen fiir diese und von allen sonstigen
militdrischen Ausriistungen fiir Siidafrika
durch alle Staaten sicherzustellen sowie
ferner jede militdrische Zusammenarbeit
mit Stidafrika zu unterbinden.

Abstimmungsergebnis: + 109; — 1: Vereinigte
Staaten; = 9: Belgien, Deutschland (BR),
Frankreich, GroBbritannien, Italien, Japan,
Luxemburg, Malawi, Niederlande.

(o]
Entlassung politischer Gefangener

Die Generalversammlung,

— in schwerer Sorge iiber die ernste Lage in
Stidafrika, die durch die Politik der Apart-
heid entstanden ist,

— in der Erwigung, dai die Vereinten Natio-
nen ihre Bemilhungen verstirken miissen,
um einen friedlichen Wandel der Lage in
Ubereinstimmung mit den Grundsiéitzen der
Charta sicherzustellen,

— in der Erkenntnis, dag die Erhaltung des
Friedens ohne die Beseitigung der Apart-
heid und rassischen Diskriminierung, die
verhindern, daB alle Einwohner, unab-
hdngig von Rasse, Farbe und Religion, die
selben Rechte genieBen, unmdoglich ist,

— in Bestiitigung der RechtmiBigkeit des
Kampfes der Bevilkerung von Siidafrika
gegen Apartheid und rassische Diskrimi-
nierung,

— in Bestiitigung ihrer Uberzeugung, daB die
Freilassung der Filihrer der unterdriickten
Beviillkerung von Siidafrika und anderer
Gegner der Apartheid aus der Haft und
die Aufhebung anderer Beschrinkungen
eine Voraussetzung fiir eine friedliche Lo-
sung darstellen,

— in Erinnerung an ihre EntschlieBung 2505
(XXIV) vom 20. November 1969, mit der sie
das :Manifest iliber das siidliche Afrikas,
das die Versammlung der Staatsoberhiup-
ter und Regierungschefs der Organisation
fiir Afrikanische Einheit auf ihrer sechsten
ordentlichen Tagung angenommen hatte,
der Aufmerksamkeit aller Staaten und Vil-
ker empfahl,

1. fordert die sildafrikanische Regierung auf:
a) allen Personen, die wegen ihrer Gegner-

schaft gegen Apartheid oder wegen
Handlungen aufgrund dieser Gegner-
schaft verhaftet oder Beschiéinkungen
unterworfen sind, wie auch den politi-
schen Fliichtlingen aus Siidafrika eine
bedingungslose Amnestie zu gewlhren;
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b) alle unterdriickenden Gesetze und Vor-
schriften aufzuheben, die das Recht der
Bevilkerung beschrénken, fiir die Be-
endigung der rassischen Diskriminierung
zu k#mpfen, einschlieBlich des Gesetzes
iiber Ungesetzliche Organisationen von
1960, das den Afrikanischen National-
kongreB von Siidafrika und den Pan-
afrikanischen KongreB von Azania und
andere Organisationen flir ungesetzlich
erklirt hat;

¢) es der Bevilkerung von Siidafrika in
seiner Gesamtheit zu ermdéglichen, ihr
Recht auf Selbstbestimmung in Uber-
einstimmung mit den Grundsitzen der
Charta der Vereinten Nationen auszu-
iiben;

2. appelliert an alle Staaten und Organisatio-
nen, der unterdriickten Bevilkerung von
Siidafrika und ihren Befreiungsbewegun-
gen angemessene politische, moralische und
materielle Unterstiitzung in ihrem Kampf
fiir die Beseitigung der Apartheid und fiir
die Gestaltung einer Gesellschaft zu ge-
wihren, die auf gleichen Rechten fiir alle
Einwohner, unabhéngig von Rasse, Farbe
oder Religion, fufit;

3. appelliert an alle Staaten und Organisatio-
nen, mit ihrem ganzen EinfluB die baldige
Verwirklichung der im oben genannten
Paragraphen 1 aufgeziihlten Ziele zu for-
dern.

Abstimmungsergebnis: -+ 118; —0; = 2: Mala-
wi, Vereinigte Staaten.

E
Die Lage in Siidafrika

Die Generalversammlung,

— nach Erorterung der Berichte des Sonder-
ausschusses fiir Apartheid,

— in Erinnerung an ihre EntschlieBungen
{iber die Politik der Apartheid der Re-
gierung von Siidafrika und ihre wihrend
der gegenwirtigen Tagung beziiglich der
Vertretung von Siidafrika getroffenen Ent-
scheidungen,

— in schwerer Sorge iiber die ernste Lage in
Siidafrika, die eine Bedrohung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit
darstellt,

— zu Kenntnis nehmend, daB die fortgesetzte
Zusammenarbeit bestimmter Staaten sowie
wirtschaftlicher und anderer Interessenten
mit dem silidafrikanischen Regime die Be-
mithungen zur Ausmerzung der Apartheid
behindert,

— mit Besorgnis zu Kenntnis nehmend, daB
drei Michte, stéindige Mitglieder des Si-
cherheitsrats, nimlich Frankreich, das Ver-
nigte Konigreich von GroBbritannien und
Nordirland sowie die Vereinigten Staaten
von Amerika, den Sicherheitsrat durch Ein-
legen des Vetos daran gehindert haben,
wirksame MaBnahmen gegen das slidafri-
kanische Regime zu ergreifen,

— zu Kenntnis nehmend ferner, daB die Hand-

lungen einiger Staaten zur Stirkung der
politischen, wirtschaftlichen, militiirischen
und anderen Beziehungen mit dem siid-
afrikanischen Regime in offenkundiger
Verletzung der EntschlieBungen der Ver-
einten Nationen geschehen,

— in Erinnerung an das Internationale Uber-
einkommen iliber die Bekimpfung und Be-
strafung des Verbrechens der Apartheid,

— in Bestéitigung, daB die Politik und Praxis
der Apartheid ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit darstellen,

— in Verurteilung der Handlungen nationa-
ler und transnationaler Korperschaften,
Finanzinstitutionen und anderer Interes-
senten, welche die Apartheid steigern und
die Ausbeutung afrikanischer Arbeiter er-
mutigen,

- mit Tadel iiber die Machenschaften des
sildafrikanischen Regimes, welche die Apart-
heid durch die Errichtung von ;Bantustans«
fortbestehen lassen,

1. verurteilt scharf das silldafrikanische Re-
gime wegen seiner Politik und Praxis der
Apartheid, die ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit ist;

2. bestiitigt, daB der Kampf des unterdriick-
ten Volkes von Siidafrika mit allen ver-
fiigbaren Mitteln zur villigen Ausmerzung
der Apartheid rechtmiBig ist und die Un-
terstiltzung der Vilkergemeinschaft ver-
dient;

3. verurteilt scharf das siidafrikanische Re-
gime wegen seiner fortwihrenden und of-
fenkundigen Verletzungen der in der Char-
ta der Vereinten Nationen enthaltenen
Grundsétze und wegen seiner fortgesetzten
MiBachtung der EntschlieBungen der Gene-
ralversammlung und des Sicherheitsrats;

4. verurteilt die Handlungen derjenigen Staa-
ten und auslindischen wirtschaftlichen In-
teressenten, die entgegen den Entschlie-
Bungen der Generalversammlung weiter-
hin mit dem siidafrikanischen Regime zu-
sammenarbeiten und es dadurch zur Fort-
setzung seiner unmenschlichen Politik er-
mutigen;

5. verurteilt die Verstidrkung der politischen,

wirtschaftlichen, militdrischen und sonsti-

gen Beziehungen zwischen Israel und Siid-
afrika;

ruft die Regierung wvon Frankreich auf,

jede militirische Zusammenarbeit mit Siid-

afrika zu beenden und die Lieferungen von

Waffen und sonstiger militirischer Aus-

rilstung an das silidafrikanische Regime

einzustellen;

. ruft die Regierung des Vereinigten Konig-
reichs von GrofSbritannien und Nordirland
auf, jede militdrische Zusammenarbeit mit
dem sildafrikanischen Regime zu beenden
und zu diesem Zweck das »Abkommen von
Simonstown« zu kiindigen;

8. empfiehlt, das siidafrikanische Regime so
lange vdllig von der Teilnahme an allen
internationalen Organisationen und Kon-
ferenzen unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen auszuschlieBen, wie es
die Apartheid weiterhin praktiziert und es
unterlifit, die EntschlieBungen der Verein-
ten Nationen hinsichtlich Namibias und
Siidrhodesiens zu befolgen;

9. ersucht alle Regierungen:

a) das Internationale Ubereinkommen iiber
die Bekdmpfung und Bestrafung des
Verbrechens der Apartheid zu unter-
zeichnen und zu ratifizieren;

b) die Arbeit der slidafrikanischen Einwan-
derungsbiiros in ihren Hoheitsgebieten
zu verbieten;

c) alle Kultur-, Erziehungs-, Wissenschafts-,
Sport- und anderen -kontakte mit dem
rassistischem Regime sowie mit Organi-
sationen oder Institutionen in Siidafrika,
welche die Apartheid praktizieren, zu
verbieten;

d) jeden Austausch von Militdr-, Marine-
und Luftwaffenattachés mit Siidafrika
einzustellen;

Besuche von Militdrpersonal oder von

Vertretern des Verteidigungsministe-

riums oder dhnlicher Dienststellen Siid-

afrikas zu verbieten;

f) jede Zusammenarbeit mit Stidafrika auf
dem Gebiet der nuklearen oder anderen
modernen technologischen Forschung,
insbesondere der mit militdrischer Nut-
zungsmoglichkeit, zu beenden;

10, verurteilt die von dem sildafrikanischen
Regime angewandte Politik der >Bantus-
tans« und
fordert alle Regierungen und Organisatio-
nen auf, durch diese Politik errichtete In-
stitutionen oder Behérden in keiner Form
anzuerkennen;

11.fordert den Generalsekretir und die Son-
derorganisationen auf, angemessene Schrit-
te zu unternehmen, alle Vergiinstigungen
flir Unternehmen und Organisationen so-
wie jede Zusammenarbeit mit ihnen zu
verwehren, die das siidafrikanische Regime
oder siidafrikanische Unternehmen mit Dar-
lehen, technischer Hilfe oder anderen Mit-
teln unterstiitzen;

12, ersucht den SonderausschuB (fiir Apartheid),
sowohl die Zusammenarbeit von Staaten
und wirtschaftlichen und anderen Inter-
essenten mit Siidafrika als auch aller Sei-
ten der Durchfilhrung von EntschlieBungen
der Vereinten Nationen zur Apartheid in
Siidafrika laufend unter dem Gesichtspunkt
zu beobachten, die weltweite Verhingung
wirtschaftlicher und anderer Sanktionen
gegen Siidafrika zu erleichtern und zu
fordern;

13.1obt all jene Regierungen und Organisatio-
nen, die der unterdriickten Bevilkerung
von Siidafrika und ihren Befreiungsbewe-
gungen humanitére, Erziehungs-, politische
oder in ihrem Kampf um Freiheit und
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Gleichheit andere Unterstiitzung gegeben
haben,

und appelliert an alle Regierungen und Or-
ganisationen, noch umfangreichere Unter-
stlitzung in diesem berechtigten Kampf zur
Verfilgung zu stellen.

Abstimmungsergebnis: <+ 95; —13: Belgien,
Dinemark, Deutschland (BR), Frankreich,
Grofibritannien, Irland, Israel, Italien, Lu-
xemburg, Niederlande, Norwegen, Schwe-
den, Vereinigte Staaten; = 14: Awustralien,
Chile, El Salvador, Fidschi-Inseln, Finn-
land, Griechenland, Japan, Kanada, Leso-
tho, Malawi, Neuseeland, Usterreich, Por-
tugal, Spanien.

Nahost

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weiterer
Einsatz der Truppe der Vereinten Nationen
zur Uberwachung der Entflechtung auf
Sinai. — EntschlieBung 363 (1974) vom 20. No-
vember 1974

Der Sicherheitsrat,

— nach Erérterung des Berichts des General-
sekretiirs iiber die Truppe der Vereinten
Nationen zur Uberwachung der Entflech-
tung (S/11563),

— nach Kenntnisnahme der zur Herbeifiih-
rung eines gerechten und dauerhaften Frie-
dens im Nahen Osten gemachten Bemiihun-~
gen sowie auch der Entwicklung der Lage
in diesem Gebiet,

— mit dem Ausdruck seiner Besorgnis iiber
den vorherrschenden Zustand der Span-
nung in diesem Gebiet,

— in Bekriftigung, daB die beiden Abkom-
men iiber die Truppenentflechtung nur
einen Schritt zur Durchfiihrung der Ent-
schlieBung 338 (1973) des Sicherheitsrats dar-
stellen,

> beschlieBt:

a) die betroffenen Parteien zur sofortigen
Durchfiihrung der EntschlieBung 338
(1973) des Sicherheitsrats aufzufordern;

b) das Mandat der Truppe der Vereinten
Nationen zur Uberwachung der Ent-
flechtung fiir einen weiteren Zeitraum
von sechs Monaten zu verlingern;

c) daB der Generalsekretlir am Ende dieses
Zeitraums einen Bericht iiber die Ent-
wicklung der Lage sowie iiber die MaB-
nahmen vorlegt, die zur Durchfiihrung
der EntschlieBung 338 (1973) des Sicher-
heitsrats ergriffen worden sind.

Abstimmungsergebnis: + 13, —0, =0, China
und der Irak nahmen an der Abstimmung
nicht teil.

Zypern

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weitere
Stationierung der Friedenstruppe in Zy-
pern. — EntschlieSung 364 (1974) vom 13. De-
zember 1974

Der Sicherheitsrat,

— in Kenntnis des Berichts des Generalsekre-
térs vom 6. Dezember 1974 (S/11568), demzu-
folge unter den gegebenen Umstlinden die
Anwesenheit der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern noch erforder-
lich ist, um die Aufgaben zu erfiillen, die
sie gegenwilirtig wahrnimmt, wenn der Waf-
fenstillstand auf der Insel erhalten bleiben
und die Bemiihung um eine friedliche L&~
sung erleichtert werden soll,

— in Kenntnis des Berichts i{iber die auf der
Insel obwaltenden Umstiinde,

— in Kenntnis ebenfalls der vom Generalse-
kretir gemachten und in Paragraph 81
seines Berichts enthaltenen Feststellung,
daB die beteiligten Parteien seiner Emp-
fehlung zugestimmt haben, der Sicherheits~
rat solle die Stationierung der Friedens-
truppe der Vereinten Nationen in Zypern
fiir einen weiteren Zeitraum von sechs Mo-
naten verlidngern,

— in Kenntnis der Zustimmung der Regie-
rung Zyperns, daB es angesichts der ob-
waltenden Umstinde auf der Insel notwen-
dig ist, die Truppe iiber den 15. Dezember
hinaus bestehen zu lassen,
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— in Kenntnis ferner des Schreibens des Ge-
neralsekretdrs vom 7. November 1974 (S/
11557) an den Prisidenten des Sicherheits-
rats mit dem beigefiigten Text der von der
Generalversammlung in ihrer 2275. Plenar-
sitzung am 1. November 1974 einstimmig
angenommenen EntschlieBung 3212 (XXIX),
betitelt :Die Zypernfrages,

— in Kenntnis weiterhin, daB die Entschlie-
Bung der Generalversammlung 3212 (XXIX)
bestimmte Grundsitze aufstellt, um eine
Lisung der gegenwirtigen Probleme Zy-
perns durch friedliche Mittel, in Uberein-
stimmung mit den Zielen und Grundsitzen
der Vereinten Nationen, zu erméglichen,

1. bestiitigt seine EntschlieBungen 186 (1964)
vom 4, Mérz, 187 (19649) vom 13. Mérz, 192
(1964) vom 20. Juni, 193 (1964) vom 9. August,
194 (1964) vom 25. September und 198 (1964)
vom 18. Dezember 1964, 201 (1965) vom
19. Mérz, 206 (1965) vom 15. Juni, 207 (1965)
vom 10. August und 219 (1965) vom 17. De-
zember 1965, 220 (1966) vom 16. Mérz, 222
(1966) vom 16. Juni und 231 (1966) vom 15. De-
zember 1966, 238 (1967) vom 19. Juni und 244
(1967) vom 22. Dezember 1967, 247 (1968) vom
18. Mirz, 254 (1968) vom 18. Juni und 261 (1968)
vom 10. Dezember 1968, 266 (1969) vom 10. Ju-
ni und 274 (1969) vom 11. Dezember 1969, 281
(1970) vom 9. Juni und 291 (1970) vom 10, De-
zember 1970, 293 (1971) vom 26. Mai und 305
(1971) vom 13. Dezember 1971, 315 (1972) vom
15. Juni und 324 (1972) vom 12, Dezember
1972, 334 (1973) vom 15. Juni und 343 (1973)
vom 14. Dezember 1973, 349 (1974) vom 29, Mai
1974, und die Ubereinstimmung, die vom
Prisidenten auf der 1143. Sitzung vom 11.
August 1964 und auf der 1383, Sitzung vom
25. November 1967 ausgedriickt wurde;

2. bestlitigt ferner seine EntschlieBungen 353
(1974) vom 20. Juli, 354 (1974) vom 23. Juli,
355 (1974) vom 1. August, 357 (1974) vom 14.
August, 358 (1974) vom 15. August, 359 (1974)
vom 15. August, 360 (1974) vom 16. August
und 361 (1974) vom 30, August;

3. dréngt die beteiligten Parteien, mit JuBer-
ster Zuriickhaltung zu handeln und ent-
schiedene gemeinsame Anstrengungen zur
Erreichung der Ziele des Sicherheitsrats
fortzusetzen und zu beschleunigen;

4. verlingert abermals die Stationierung der
Friedenstruppe der Vereinten Nationen in
Zypern, die gemiB EntschlieBung des Si-
cherheitsrats 186 (1964) aufgestellt wurde,
fiir einen weiteren Zeitraum bis zum 15. Ju-
ni 1975 in der Erwartung, daB bis zu die-
sem Zeitpunkt ausreichende Fortschritte
auf eine endgiiltige Lisung hin den Abzug
oder eine erhebliche Verringerung der
Truppe mbglich machen;

5. appelliert erneut an alle beteiligten Par-
teien, mit der Friedenstruppe der Verein-
ten Nationen in der weitergehenden Er-
fiillung ihrer Pflichten voll zusammenzu-
arbeiten.

Abstimmungsergebnis: + 14, — 0, = 0. China
nahm an der Abstimmung nicht teil.

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die Zy-
pernfrage. — EntschlieBung 365 (1974) vom
13. Dezember 1974

Der Sicherheitsrat,

— nach Erhalt der EntschlieBung der Gene-
ralversammlung 3212 (XXIX) zur >Zypern-
frage« (S/11557),

— in Kenntnisnahme und mit Befriedigung
dartiber, daB die zuvor genannte Entschlie-
Bung einstimmig angenommen wurde,

1. bekriftigt die EntschlieBung der General-
versammlung 3212 (XXIX) und dréngt die
beteiligten Parteien, sie so schnell wie
moglich durchzufiihren.

2, ersucht den Generalsekretir, ilber den
Fortschritt der Durchfilhrung der vorlie-
den EntschlieBung zu berichten.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Namibia

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Namibia
(Stidwestafrika). — EntschlieBung 366 (1974)
vom 17. Dezember 1974

Der Sicherheitsrat,
— in Erinnerung an die EntschlieBung der
Generalversammlung 2145 (XXI) vom 27. Ok-

tober 1966, die das Mandat Siidafrikas iiber
das Gebiet von Namibia beendete, und an
EntschlieBung 2248 (S-V) von 1967, die einen
Rat der Vereinten Nationen fiir Namibia
einsetzte, sowie ferner an alle nachfolgen-
den Entschliefungen zu Namibia, insbe-
sondere an EntschlieBung 3295 (XXIX) vom
13. Dezember 1974,

— in Erinnerung an die EntschlieBungen des
Sicherheitsrats 245 (1968) vom 25. Januar und
246 (1968) vom 14. Mirz 1968, 264 (1969) vom
20. Mérz und 269 (1969) vom 12. August 1969,
276 (1970) wvom 30. Januar, 282 (1970) wvom
23. Juli, 283 (1970) und 284 (1970) vom 29, Juli
1970, 300 (1971) vom 12, Oktober und 301 (1971)
vom 20. Oktober 1971 sowie 310 (1972) vom 4.
Februar 1972, welche die EntschlieBungen
der Generalversammlung bekriftigten,

— in Erinnerung an das Gutachten des Inter-
nationalen Gerichtshofs vom 21. Juni 1971,
demzufolge Siidafrika zur Aufgabe seiner
Anwesenheit in dem Gebiet verpflichtet ist,

— in Sorge iiber Siidafrikas fortgesetzte un-
rechtméfige Besetzung Namibias und iiber
seine stindige Weigerung, den Entschlie-
Bungen und Entscheidungen der General-
versammlung und des Sicherheitsrats wie
auch dem Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs vom 21. Juni 1971 nachzukom-
men,

— in schwerer Sorge iiber Siidafrikas brutale

Unterdriickung und fortgesetzte Verletzung
der Menschenrechte des namibianischen
Volkes, wie auch iiber seine Anstrengun-
gen, die nationale Einheit und rdumliche
Unverletzbarkeit Namibias zu zerstiren,

1. verurteilt die fortgesetzte unrechtmiBige
Besetzung des Gebiets von Namibia durch
Stidafrika;

2. verurteilt die unrechtmiBige und willkiir-
liche Anwendung rassendiskriminierender
und unterdriickender Gesetze und Prakti-
ken durch Siidafrika in Namibia;

3. fordert von Siidafrika eine an den Sicher-
heitsrat gerichtete felerliche Erklirung,
daB es den EntschlieBungen und Entschei-
dungen der Vereinten Nationen und dem
Gutachten des Internationalen Gerichts-
hofs vom 21. Juni 1971 hinsichtlich Nami-
bias nachkommen wird und daB es die
riumliche Unverletzbarkeit und die Einheit
Namibias als einer Nation anerkennt;

4, fordert, daB Siidafrika die notwendigen
Schritte unternimmt, in Ubereinstimmung
mit den EntschlieBungen 264 (1969) und 289
(1969) seine unrechtmiBige Verwaltung, die
es in Namibia unterhilt, abzuziehen und
mit Unterstiitzung der Vereinten Nationen
die Macht dem Volk von Namibia zu iiber-
tragen;

5. fordert weiterhin, daB Siidafrika bis zur
im wvorhergehenden Paragraphen vorgese-
henen Ubergabe der Macht:

a) nach Geist und Praxis die Bestimmun-
gen der Allgemeinen Erkldrung der Men-
schenrechte erfiillt;

b) alle namibianischen politischen Gefange-
nen entlédBt, einschlieBlich derjenigen, die
im Zusammenhang mit Vergehen gegen
die sogenannten Gesetze zur inneren
Sicherheit verhaftet oder interniert sind,
seien solche Namibianer mit oder ohne
Anklage beschuldigt oder wvor Gericht
gestellt, und gleichgiiltig, ob sie in Na-
mibia oder in Siidafrika festgesetzt sind;

¢) die Anwendung aller rassendiskrimini-
renden und politisch unterdriickenden
Gesetze und Praktiken in Namibia, ins-
besondere in Bantustans und Heimat-
lindern, zu unterbinden;

d) bedingungslos allen Namibianern, die
gegenwiirtig aus politischen Griinden im
Exil leben, volle Erleichterungen zur
Riickkehr in ihr Land ohne Risiko von
Verhaftung, Internierung, Einschiichte-
rung und Gefangenschaft zu gewihren;

6. beschlieBt, mit der Angelegenheit befaBt
zu bleiben und am oder vor dem 30. Mai
1975 zusammenzutreten, um Siidafrikas Er-
fiillung der Bedingungen dieser Entschlie-
Bung zu priifen, und, fiir den Fall der
Nichtbefolgung durch Sildafrika, um an-
gemessene MaBnahmen zu beraten, die ge-
miB der Charta zu ergreifen sind.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.
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cooperation and harmonization regarding the role of multinational corporations. It is divided in three
parts: Part One deals with generalities about the impact on development and on international relations:
Part Two analyses financial flows and balance of payments, technology, employment, consumer protec-
tion, transfer pricing, taxation; Part Three contains the comments of the members of the Group of Emi-
nent Persons who held three sessions in Geneva in September 1973.

166 pages Sales number: E.74.11LA.5 U.S. $ 10,00

Avalilable at the equivalent in local currencies through:

Alexander Horn, Spiegelgasse 9, 6200 Wiesbaden,

R. Eisenschmidt, Postfach 70 03 06, 6000 Frankfurt/Main 70,

Elwert und Meurer, HauptstraBe 101, 1000 Berlin 62,

W. E. Saarbach, GmbH, FéllerstraBe 2, 5000 K&In,

or directly from Sales Section, Palais des Nations, CH-1211 Geneva 10

MITARBEITIN INTERNATIONALEN ORGANISATIONEN
Das Biiro fiir Fithrungskrifte zu Internationalen Anfragen erbittet:

Organisationen (BFIO) beridt und informiert Biiro Fiihrungskrifte

Interessenten liber Vakanzen, Moglichkeiten zu Internationalen Organisationen
und Voraussetzungen fiir den Dienst 6 Frankfurt, FeuerbachstraBle 44

in Internationalen Organisationen Tel.: (0611) 711 11 - Telex: 04-11632




BHW: Die Bausparkasse,
die es ihren Kunden leichter macht¢

Angehérigen des 6ffentlichen Dienstes
bietet das BHW Vorteile, die es sonst
nirgends gibt. So haben wir beispielsweise
einen Sondertarif flir Klein- und Mittel-
verdiener: Kleine Sparraten, kleine
Tilgungsraten. Allen unseren Kunden bie-
ten wir glinstige Zuteilungsbedingungen
und auBerordentlich giinstige Zinskon-

ditionen. Und dazu kommen noch ein paar
Extras, die es ebenfalls nur beim BHW
gibt. Extras, die Sie sich nicht entgehen
lassen sollten. Auch Sie konnen bauen, ein
Haus oder eine Wohnung kaufen, wenn Sie
BHW-Bausparer werden. Am besten wen-
den Sie sich an die nachste Beratungs-
stelle oder lhren BHW-Vertrauensmann.

die Bausparkasse
far Deutschlands
offentlichen Dienst
325 Hameln



	Titel

	INHALTSVERZEICHNIS
	Südafrika: Evolution, Revolution oder Rassenkrieg. Drei Perspektiven einer unhaltbaren Situation 
	Südafrika in der internationalen Politik. Problem für die Vereinten Nationen von Dr. Hans Detlev Laß

	Südafrika und das Prinzip der Gruppengleichstellung von Dr. Heinz Kloss

	Rassentrennung in Südafrika: Neue Perspektiven? von Robert v. Lucius

	Zur Beschränkung von Mitgliedschaftsrechten in den Vereinten Nationen. Eine Untersuchung zum Südafrika-Beschluß der Generalversammlung vom 12. November 1974 von Dr. Eckart Klein 
	Entschließungen der Generalversammlung und des Sicherheitsrats: Internationales Übereinkommen über die Bekämpfung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid, Die Politik der Apartheid der Regierung von Südafrika (Treuhandfonds für Südafrika, Waffenembargo gegen Südafrika, Entlassung politischer Gefangener, Die Lage in Südafrika), Namibia, Nahost, Zypern


